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Die Fragen der Substanz- und Kapitalerhaltung, die hier zu behandeln sind, werden grundsätzlich aus- 
gelöst durch Preis- und Wertänderungen. DieSubstanzerhaltung, der bei den langfristigen und anlage- 
: intensiven Investitionen der Elektrizitätswirtschaft die besondere Sorge der für die Unternehmensleitung 
Verantwortlichen gilt, ist immer dann in Frage gestellt, wenn die Erträge die effektiven Kosten nicht 
decken oder wenn scheinbare Gewinne ausgeschüttet werden, die eigentlich zur Kostendeckung benö- 
N tigt werden. Es wird deshalb neben der Forderung an die Unternehmen, sich durch eine einwandfreie 
kalkulatorische Rechnung die nötige Aufklärung über den echten Gewinn zu verschaffen, die wirt- 
= schaftspolitische Forderung aufgestellt, daß für die Preis- und Tarifbeurteilung das Postulat der Sub- 
stanzerhaltung anerkannt wird, und daß die steuerlichen Bewertungsrichtlinien den Spielraum lassen, 
der zum Ausgleich erhöhter Wiederbeschaffungspreise erforderlich ist. 


Das Thema „Fragen der Substanz- und Kapitalerhaltung‘“ 
d bei jedem Betriebswirt sofort die Gedankenverbindung 
Abschreibung vom Wiederbeschaffungswert‘‘ auslösen. Mit 
esen Fragen haben sich im Verfolg der großen Inflation vor- 
i egend die Theoretiker der 20er und 30er Jahre befaßt, und 
s Postulat der kalkulatorischen Abschreibung vom Wieder- 
schaffungswert ist heute als fester Bestandteil der Betriebs- 
irtschaftslehre anzusehen. So könnte es zunächst vermessen 
scheinen, eine schon so oft und lange diskutierte Frage wieder 
ıfzuwärmen, wenn sich nicht gezeigt hätte, daß die Praxis un- 

es Wirtschaftszweiges in vielen Fällen weit davon entfernt 
t, von den Erkenntnissen der Theorie Gebrauch zu machen, 
nd daß darüber hinaus die theoretischen Prinzipien durchaus 
cht so eindeutig klar liegen, wie es zunächst den Anschein hat. 
fag es nun so sein, daß, wie ein bekannter Nationalökonom 
nmal gesagt hat, die Theorie der Praxis von heute die Theorie 
er Wissenschaft von vorgestern ist, oder mag es viel eher so 
:in, daß die theoretischen Erkenntnisse der Aufbereitung be- 
ürfen, bevor sie in die Praxis Eingang finden, — auf jeden 
all haben die Beratungen von berufenen Betriebswirten aus 
nserem Wirtschaftszweig gezeigt, daß es nützlich sein kann, 
iese Fragen vor einem größeren Kreise auszubreiten. So möge 
ieser Vortrag aufgenommen werden als Versuch eines Beitrags 
ur Synthese zwischen Theorie und Praxis, die mir von jeher 
ı wissenschaftlichen Fragen eine der vornehmsten Aufgaben 
er Verbandsarbeit zu sein schien. 


Nas ist Substanz- und Kapitalerhaltung ? 


"Fragen der Substanz- und Kapitalerhaltung treten, wenn wir 
'on den hier nicht zu behandelnden Fällen des Substanz- und 
Xapitalverzehrs durch bilanziell ausgewiesene Verluste abschen, 
stundsätzlich im Gefolge von Preis- und Wertänderungen auf. 
der Begriff „Kapital“ ist hierbei im bilanziellen, geldwirtschaft- 
ichen Sinn verwendet, während die Substanzerhaltung als gü- 
erwirtschaftliche Werterhaltung zu verstehen ist. UnsereBuch- 
altung, die der wertmäßigen Erfassung aller Geschäftsvorfälle 
lienen und in Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung über 
itfolg oder Mißerfolg der geschäftlichen Tätigkeit Rechen- 


‚*) Vorgetragen auf der VDEW-Jahrestagung in Mannheim am 
0. Mai 1960. — Dr. Heinz Lilienfein ist Leiter der Abteilung 
Wirtschaft und Verwaltung in der VDEW 


schaft geben soll, stellt eine reine Nominalrechnung dar. Der 
Bilanzgrundsatz der Kontinuität und der Kongruenz der Rech- 
nung unterstellt notwendigerweise, daß Mark = Mark ist und 
die Identität der Recheneinheit gewahtt bleibt. Bei einer exter- 
nen, auch für die. Rechenschaftslegung vor der Öffentlichkeit 
bestimmten Rechnung muß diese Identität so lange unterstellt 
werden, als sie nicht offiziell aufgehoben ist, selbst wenn sie 
materiell infolge einer Kaufkraftänderung nicht mehr gegeben 
sein sollte. Alle Versuche, die Aussagekraft der Jahresrechnung 
in bezug auf die Substanz- und Kapitalerhaltung zu erhöhen, 
wie z.B. der Vorschlag der organischen Tageswertbilanz von 


Schmidt, sind über den theotetischen Ansatz nicht hinausge-- 


kommen und haben, soweit ich es beurteilen kann, in der Praxis 
keinen Eingang gefunden. Die mit der Mehrzweckrechnung 
notwendigerweise verbundene Komplizierung der Buchhal- 
tung scheint der Praxis dutch die zusätzliche Erkenntnismöglich- 
keit nicht aufgewogen zu sein, zumal die von den Bindungen 
der externen Jahresrechnung losgelöste Betriebsabrechnung 
diese Erkenntnisse auf einfacherem Wege zu vermitteln ver- 
mag. 


Die Bilanz und die Gewinn“ und Verlustrechnung bleiben 
damit ihrem Charakter nach nominale Geldrechnung, die nor- 
malerweise Änderungen des Kapitalwertes und güterwirtschaft- 
liche Veränderungen nur dann registriert, wenn sie sich im 
Strom der Aufwendungen und Erträge niedergeschlagen haben. 
Das ist aber bei Änderungen der Wiederbeschaffungspreise erst 
im Zeitpunkt der Ersatzbeschaffung der Fall, während bei den 
Kosten schon vom Zeitpunkt der Verteuerung ab eine Erhö- 
hung eintritt. Somit ist die Jahresrechnung nur für die Kontrolle 
einer nominalen Kapitalerhaltung geeignet. 


Eine reale Kapitalerhaltung würde fordern, daß darüber hin- 
aus die Kaufkraft des ausgewiesenen Kapitals erhalten bliebe, 
so daß der Kapitalgeber bei einer Herauslösung seiner nomina- 
len Ansprüche denselben realen Gegenwert erhalten könnte, der 
ihm auch bei der Hingabe des Kapitals zur Verfügung stand. 
Die Kontrolle dieser Art von Kapitalerhaltung vermag die Bi- 
lanz nicht zu gewährleisten. Eine Kaufkraftminderung zum 
Beispiel, d.h. eine Erhöhung des allgemeinen Preisniveaus, fin- 
det im Ausweis der Kapitalansprüche keinen Ausdruck, ob- 
wohl deren realer Wert gesunken ist. 


x 


Für den Aktionär oder den in anderer Form am Sachwert be- 


teiligten Kapitalgeber wäre einereale Kapitalerhaltung gegeben, 
wenn der Wert des Unternehmens entsprechend der Verringe- 
rung der Kaufkraft gestiegen ist. Zweifellos hat der Aktionär 
oder sonstige Anteilseigner ein entscheidendes Interesse an der 
Erhaltung des Realwertes seines Kapitals. Ein Wirtschafts- 
system, bei dem Kapitaleigner und Unternehmer nicht identisch 
zu sein brauchen und bei dem das primäre Interesse des Kapital- 
gebers oft in der Sachwettsicherung liegt, muß die Erhaltung 
des Realkapitals anstreben. Dies gilt auch für das einzelne Un- 
ternehmen, wenn es sich auf die Dauer den Zugang zum Kapital- 
markt erhalten will. 


Eine andere Blickrichtung scheint mir jedoch vom Stand- 
punkt des Unternehmens votdringlicher zu sein, nämlich der 
Blick auf die Erhaltung der Produktionskraft ad sonstigen 
Leistungsfähigkeit des Unternehmens, die Voraussetzung für 
seinen Bestand und damit letzten Endes auch für die Kapitaler- 
haltung ist. Für die Führung des Unternehmens sowie für den 
in unserem Wirtschaftszweig sehr häufigen Gesellschafter, der 
sein Kapital im Hinblick auf die Erfüllung einer bestimmten 
Aufgabe hingegeben hat, wird die güterwirtschaftliche Werter- 
haltung, die Erhaltung des Substanzwertes im Vordergrund 
stehen. 


Die Anlagenintensität unseres Wirtschaftszweiges und die 
Langftistigkeit der Investitionen richten den Blick des Unter- 
nehmensleiters zwangsläufig auf die Zukunft und stellen ihm die 
Aufgabe der Substanzerhaltung in einer besonderen Dringlich- 
keit. Diese Aufgabe deckt sich mit der Verfolgung des volks- 
wirtschaftlichen Ziels einer möglichst sicheren und billigen 
öffentlichen Elektrizitätsversorgung, die durch Substanzver- 
luste zweifellos gefährdet würde. 


Für die Unternehmenspraxis schrumpft der theotetische Un- 
terschied zwischen realer Kapitalerhaltung und Substanzer- 
haltung zusammen, da Geldwert und Wiederbeschaffungspreise 


zumeist derselben Tendenz zu folgen pflegen, so daß mit der 


Substanzerhaltung des Unternehmens im großen und ganzen 
auch die Erhaltung des realen Kapitalwertes der Anteilseigner 
verbunden zu sein pflegt. Wir können uns deshalb im folgenden 
auf die Probleme der Substanzerhaltung allein konzentrieren. 


Umfang der Substanzerhaltung 


Über das Ausmaß der zu fordernden Substanzerhaltung be- 
stehen im betriebswirtschaftlichen Schrifttum sehr unterschied- 
liche Auffassungen, die Schnettler in seinem Buch ‚‚Betriebsana- 
lyse‘“ in drei Stufen zusammengefaßt hat. Er unterscheidet: 


1. Die „mengenmäßig reproduktive Substanzerhaltung“, die 
dann gewährleistet ist, wenn der Betrieb in der Lage ist, an 
Stelle verbrauchter Güter des Anlage- und Umlaufvermögens 
gleichartige neue Vermögenswerte wieder zu beschaffen. Das 
Ziel ist also eine technische Gleichwertigkeit; man könnte es 
als „‚statische‘‘ Substanzerhaltung bezeichnen. 


2. Die,,einbetrieblich leistungsmäßige Substanzerhaltung“,die 
dann vorliegt, wenn der technische Fortschritt, ohne daß eine 
Kapazitätsausweitung erfolgt, aus Abschreibungsmitteln ohne 
Zufuhr von Neukapital mitfinanziert werden kann. Die hier 
geforderte Einbeziehung des Allgemeingut gewordenen tech- 
nischen Fortschritts käme einer ‚dynamischen‘ Substanzer- 
haltung gleich. Diese würde z.B. den Übergang von Mittel-auf 
Hochdruck, bzw. von Hochdruck auf Höchstdruck in der Er- 
zeugung, den Ersatz von Ölkondensatoren durch Clophen- 
Kondensatoren oder die Ersatzbeschaffung verlustarmer Trans- 
formatoten in der Verteilung mit umfassen. 


3. Die „zwischenbettieblich leistungsmäßige Substanzerhal- 
tung“. Hierbei soll aus eigenen Mitteln die relative Leistungs- 
fähigkeit im Verhältnis zu anderen vergleichbaren Betrieben 
der gleichen Branche unter Berücksichtigung des technischen 
Fortschritts und der gegebenenfalls auftretenden Bedarfsver- 
schiebungen usw. erhalten werden. Diese Form der Substanz- 
erhaltung würde also für uns bedeuten, daß aus eigener Finanz- 
kraft des Unternehmens die berühmte Verdoppelung der Kapa- 
zität im Lauf von zehn Jahren bewerkstelligt werden müßte. 
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Ein Wirtschaftszweig,'der der öffentlichen Versorgung di 
und dessen Unternehmenspolitik der Kritik der Öffentlich! 
ausgesetzt ist, wird auch in der Frage der Substanzerhaltu 
die ja letzten Endes auf die Preisstellung ausstrahlt, den M 
stab des billigerweise Vertretbaren anlegen müssen. Die 
Maßstab scheint mir die dritte Stufe auszuschließen, da « 
Kapazitätsausweitung, auch wenn sie im ganzen Wirtscha 
zweig erfolgt, normalerweise nicht über za Preis, sond 
durch Zatalı ung neuen Kapitals finanziert werden muß. V 
schiedentlich..ist zwar die gegenteilige Auffassung vertte 
worden, jedoch glaube ich, daß dieser Standpunkt nicht halt 
ist. In einer zu dieser Fordenine führenden extensiven Au: 
gung müßte man meines Erachtens auch die Theorie von! 
Pride nach langfristigen Grenz- oder Entwicklun 
kosten aan Erweiterungsinvestitionen sollten finan: 
rungstechnisch eine Vorleistung des Unternehmens, ob pri 
a öffentliche Hand, nicht Dr des derzeitigen Kunden se 
sonst geht eine wesentliche Unternehmerfunktion, aus 

ee auch Rechte abgeleitet werden, verloren. ® 


Es bleibt also die Frage, ob die Substanzerhaltung in unser 
Sinne bereits durch de Möglichkeit zur Wiederbeschaffu 
einer leistungsäquivalenten Anlage, d.h. einer Anlage glei ) 
Kapazität, die ceteris paribus mit denselben spezifischen Kös 
die Betriebsleistung erstellt, gewährleistet ist, oder ob dafü 
hinaus auch die Ersatzbeschafung einer möglicherweise teı 
ren Anlage möglich sein soll, bei der infolge  fortschrittle 
Verfahren die bisherige Betriebliche Leistung mit geringe 
Kosten oder mit besserer Qualität bzw. mit größerer Sicherk 
dargeboten werden kann. Ich möchte mich zu det letzteren 
fassung bekennen. Es muß einem Unternehmen möglich se 
aus eigener Kraft seine Ei auf dem jeweiligen Stan 


ist Se die Unternehmen sich Sande neuen Erforderisi 
passen müssen, ist auch die Subseanzeihaltingh im Rahme 
gegebenen Kapazität dynamisch aufzufassen, sonst wit. 
sinkender Konkutrenzfähigkeit bald auch ein absoluter | 
stanzverlust drohen. Wir wollen deshalb in den folgenden 
legungen stets davon ausgehen, daß eine Ersatzbeschaffung 
gestrebt wird, die der dynamischen Substanzerhaltung gete 
wird. 


Gefährdung der Substanzerhaltung 


Die Substanzerhaltung ist immer in Frage gestellt, wenn. 
Erträge die effektiven Kosten nicht decken oder wenn sche 
bare Gewinne ausgeschüttet werden, owohl es sich um Ertti 
handelt, die eigentlich zur Kostendeckung benötigt werd 
Hierbei wollen wir die Fälle außer acht lassen, in denen e 
Kostendeckung vom Markt einfach nicht gewährt wird u 


' somit zwangsläufig durch Verluste sowohl Substanz als aı 


Kapital zen werden. Es geht uns vielmehr um die Fä 
in denen das Erkennen der Geahr entsprechende Abwehr. 
tionen, sei es in Form von Kosteneinsparungen, Preiserhöht 
gen er Zurückbehalten von Gewinnen, auszulösen verm 
Auf einen ganz einfachen Nenner gebracht bedeutet Substa 
erhaltung nichts anderes als die Erhaltung der Produktionsk 
eines Unternehmens aus eigenen Mitteln. Die Erlöse müs: 
nach Abzug der Kapitalveräinsung den Ersatz aller durch ( 
Produl or verbrauchten Güter und Dienste sich 
stellen. Zu diesem Zweck müssen Preisänderungen dieser Gü 
vom Zeitpunkt ihres Eintretens an in der Kalkulation befü 
sichtigt werden. 14 


Bei einem so anlagenintensiven Wirtschaftszweig, wie ihn 
Elektrizitätswirtschaft darstellt, und bei der Langlebigkeit 
Anlagen liegt das Problem in erster Linie in der Substanzerl 
tung des Anlagevermögens. Der anteilige Wertverzehr an 
Allan wird für die offizielle G.-u. V.-Rechnung grundsi 
lich vom Anschaffungswert oder fortgeschriebenen Buchw 
berechnet, obwohl die tatsächlichen Kosten bei gestiege 
Wiederbeschaffun gspreisen höher liegen und eine Abschteibu 
vom Wiederbeschaffungswerterforderlichmachten. Umsowi 
tiger ist es, den effektiven Wertverzehr wenigstens kalkula 
risch zu erfässen, 


adelt ee bei der Substanzerhaltung somit zunächst um 
’roblem der Kostenrechnung und der Preispolitik, das 
tch Preisänderungen der etsatzbedürftigen Güter des Um- 
und des Anlagevermögens ausgelöst wird. Wie wir vorher 
itgestellt haben, ist die Jahresrechnung nicht geeignet, die 
Pre der Substanz- und Kapitalwertverluste aufzuzeigen, 

von Preiserhöhungen ausgehen. Die vom Prinzip des An- 
ungswerts gelöste Kostenrechnung muß deshalb bis zur 
ıternehmensergebnisrechnung fortgeführt werden, wenn sie 
ilanziellen Gewinn analysieren und Scheingewinne kennt- 
achen soll. Wir sind uns darüber klar, Ei: die Eigenart 
e Preisstellung in der Elektrizitätswirtschaft nicht ohne weite- 

laubt, die aus der Kostenrechnung gewonnenen Erkennt- 
se in die Preise und Tarife zu übernehmen. Um so wesent- 
vg etscheint es jedoch, das bilanzielle Ergebnis an Hand der 
den betriebswirtschaftlichen Grundsätzen der Kosten- 
Pens aufgestellten Unternehmensergebnisrechnung zu kon- 
u ieren und zu analysieren, um wenigstens die Ausschüttung 


Scheingewinnen zu vermeiden. 
iederbeschaffungswert und Tageswert 


s Postulat der Substanzerhaltung verlangt an sich, daß, über 
> gesamte Nutzungsdauer der Anlage gesehen, die Summe der 
techneten Abschreibungen die Wiederbeschaffung gewähr- 
et. Wenn man nur eine einzige Anlage im Auge hätte, wäre 
; bei einer stetigen Steigerung des Wiederbeschaffungs- 
s durch eine Abschreibung, die nur von Jahr zu Jahr der 
kennbar gewordenen Preissteigerung folgt, die Ersatzbe- 
ung überhaupt nicht möglich. Eine Abschreibung vom 
iligen Tageswert an Stelle des in der Zukunft liegenden 
u: Wiederbeschaffungswertes würde also das Postu- 
‚der Substanzerhaltung nicht erfüllen. 


Ver die Dinge so eng sieht, sieht sie jedoch falsch. Der An- 
npark eines Unternehmens besteht normalerweise aus einer 
aan von Anlagen unterschiedlichen Alters, so daß seine 
indige annee laufende Ersatzbeschafungen notwendig 
ıcht. Da die freigewordenen Abschreibungsmittel nicht bis 
* Ersatzbeschaffung einer bestimmten Anlage angesammelt, 
ern sofort wieder investiert werden, vermag die kalkula- 
sche Abschreibung, die den jeweiligen Veränderungen des 
isniveaus der Anlagegüter durch Anpassung an die Tages- 
srte folgt, im großen und ganzen auch für die jeweils zu ersetzen- 
n Anlagen die Wiederbeschaffung zu gewährleisten. Der Ta- 
wert ist also nicht nur ein theoretisch falscher, aber mangels 
sserer Erkenntnis akzeptierter Hilfswert, sondern er ist bei 
gemischten Altersaufbau der Anlage, wie wir ihn bei 
en Unternehmen unterstellen dürfen, auch theoretisch der 
ige Wert. Diese Auffassung wird gestützt durch den 
ıdsatz der Kostenrechnung, daß als Kosten der Wertver- 
zu jeweiligen Tagespreisen anzusetzen ist. 


ausschuß „Kostenrechnung“ der VDEW eingehende Un- 
suchungen angestellt, deren Ergebnisse in unserer Zeitschrift 

ektrizitätswirtschaft‘‘ in Heft 1/1960 veröffentlicht wurden, 
‚ daß ich mich hier auf eine kurze Zusammenfassung be- 
nken kann. 


t Ausschuß ist zu der Auffassung gekommen, daß die Ver- 
edenartigkeit in der Zusammensetzung des Anlagenparks 
in ‚den Beschaffungsmöglichkeiten der einzelnen Unterneh- 
| es nicht gestattet, etwa in Form von Indices allgemein 
ige Umtechnungsfaktoten für die einzelnen Anschaffungs- 
€ zu errechnen. Maßgeblich ist ja nicht der am Tag der Be- 
ung gültige Wiederbeschaffungswert, den wir in Überein- 
mung mit dem Ausschuß den ‚Tagesneuwert‘ nennen 
en, schlechthin, sondern der für die Bedarfslage und Be- 
ungsmöglichkeit des betreffenden Unternehmens gültige 
. Auf der andeten Seite besteht aus praktischen Gründen 
Vereinfachung das Bedürfnis nach einer Schematisierung 
/ertermittlung für die Tagesneuwerte. Aus diesem Grunde 
ı der Ausschuß zu der Erkenntnis, daß in allen Fällen, bei 
nen die Einzelanlage nicht einen besonders hohen Wert re- 
entiert oder in denen anzunehmen ist, daß die Preisent- 
cklung nicht wesentlich vom allgemeinen Preistrend abge- 


wichen ist, ein Index, der den allgemeinen Preistrend der In- 
vestitionsgüter wiedergibt, den praktischen Erfordernissen für 
die Zwecke der Kostenrechnung genügt. Als zweckdienlicher 
Index hierfür wurde der vom Statistischen Bundesamt errech- 
nete sogenannte Investitionsgüterindex festgestellt, den wir 
seither laufend im VDEW- Miteliederrundschreiben veröffent- 
lichen. Er lag im März dieses Jahres bei 134 auf Basis 1950; das 
entspräche einer Verteuerung der im Jahr 1950 beschafften An- 
lagen um 34 v.H. in zehn Jahren. Mit anderen Worten ausge- 
drückt: Die bilanziellen Abschreibungen der im Jahr 1950 be- 
schafften Anlagen vermögen in diesem Jahr die Ersatzbeschaf- 
fung nur noch zu 75 v.H. zu gewährleisten, sofern die Preisent- 
wicklung im Index richtig wiedergegeben ist. 


Für die verbleibenden Anlagen von großem Wert und einer 
vom allgemeinen Preistrend abweichenden oder zunächst nicht 
erkennbaren Preisentwicklung ist eine unmittelbare Feststel- 
lung des Tagesneuwertes entweder auf Grund vergleichbarer 
Marktpreise, durch Einzelkalkulation oder Schätzung nicht zu 
umgehen. 


Substanzerhaltung und technischer Fortschritt 


Eine Schwierigkeit macht nun die Berücksichtigung des tech- 
nischen Fortschritts. Wir haben uns zu der Auffassung bekannt, 
daß der Allgemeingut gewordene technische Fortschritt durch 
‚die Substanzerhaltung miterfaßt werden soll. Der technische 
Fortschritt wird sich im allgemeinen so auswirken, daß zu 
gleichen oder gestiegenen Wiederbeschaffungspreisen eine An- 


lage gleicher Kapazität erstellt werden könnte, die mit gerin- 


geren spezifischen Kosten arbeitet oder eine qualitativ höher- 


wertige Leistung erstellt. Bei gestiegenen Wiederbeschaffungs- hi 


preisen ist die Substanzerhaltung in unserem Sinn also nur ge- 


währleistet, wenn höhere Abschreibungen, als sie dem An- Bit; 


schaffungswert entsprechen, als Kosten verrechnet werden. 
Man könnte dies tun — und so wird es tatsächlich zum Beispiel 
im Bergbau gemacht —, indem man, ohne Rücksicht auf die mit 
dem Eintritt des technischen Fortschritts erfolgte wirtschaft- 
liche Veraltung der alten Anlage, bei den sonst gleichbleiben- 
den Abschreibungen die gestiegenen Tageswerte in der Kosten- 
rechnung berücksichtigt. Das bedeutet aber, daß in der Kosten- 
rechnung eine veraltete Anlage mit demselben Kapitaldienst 
belastet wird wie eine moderne und deshalb in den Betriebs- 
kosten meist wesentlich günstigere Konkurrenzanlage. 


Es erscheint mit widersinnig, auf diese Weise von der Tat- 
sache der wirtschaftlichen Veraltung bei der kalkulatorischen 
Abschreibung keine Notiz zu nehmen. In dem Zeitpunkt, in 


dem der technische Fortschritt Allgemeingut wird, ist die alte 


Anlage zu einem entsprechenden Teil entwertet, und es ist not- 
wendig, dem dutch einen Entwertungsabschlag auf den Tages- 
neuwert Rechnung zu tragen. Das Ausmaß der eingetretenen 
Entwertung kann selbstverständlich nur an einer der Größe 


nach für das betreffende Unternehmen in Frage kommenden 


Anlage, nicht an der absolut leistungsfähigsten Anlage gemes- 
sen werden. Es kann auch durchaus durch die eingetretene 
Preissteigerung überkompensiett sein. 


Der Entwertungsabschlag muß theoretisch so groß sein, daß 
unter sonst gleichen Voraussetzungen die hierdurch bedingte 
Minderung des Kapitaldienstes gegenüber den Kapitalkosten 
einer modernen Anlage das Mehr an jährlichen Betriebskosten 
für die vorhandene Anlage ausgleicht. Bei der praktischen Be- 
rechnung geht man im alleekeinch so vor, daß man den kalku- 
lierten jährlichen Cannon der mödernien Anlage ein- 
schließlich Kapitaldienst die Jahreskosten der vorhandenen 
Anlage ohne Kapitaldienst gegenüberstellt. Die Differenz stellt 
den Betrag dar, der als Kapitaldienst für die alte Anlage noch 
tragbar ist, und aus dem sich der kotrigierte Tagesneuwett er- 
mitteln läßt!). Er stellt dann den Ausgangswert für die weitere 
kalkulatorische Abschreibung dar. 


Wie soll nun aber trotz des Bewertungsabschlags die Sub- 
stanzerhaltung in dem von uns herausgearbeiteten Sinn ermög- 
licht werden? Den Bewertungsabschlag einfach in die Kosten- 


1) Berechnungsbeispiel in „Kostenrechnung der Energie- und 
Wasser-Versorgungsunternehmen“, S.18. Verlags- und Wirtschafts- 
gesellschaft der Elektrizitätswerke, Frankfurt am Main 1958 
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rechnung des betreffenden Jahres zu übernehmen, würde nicht 
dem für die Kostenrechnung maßgeblichen Verursachungs- 
prinzip entsprechen. Dieses verlangt vielmehr, daß die vorher- 
gegangenen Jahre, die vom vollen Nutzwert der Anlage profi- 
tiert haben, auch das Entwertungstisiko tragen. Unter diesen 
Umständen halte ich es für ein sowohl den betriebswirtschaft- 
lichen Erkenntnissen als auch den praktischen Erfordernissen 
genügendes Verfahren, wenn der Gefahr wirtschaftlicher Ver- 
altung auch in der kalkulatorischen Rechnung von vornher- 
ein dutch eine degressive Abschreibung dieser Anlagen Rech- 
nung getragen wird. Der Gegenwert für die dutch Veraltung 
erforderlich gewordene Wertkorrektur ist dann dem Unterneh- 
men bereits in den vorhergegangenen Jahren zugeflossen, d.h., 
im theoretischen Idealfall würde der fortgeschriebene kalkula- 
totische Restwert X Preisindex gleich hoch sein wie der als kor- 
tigierter Tagesneuwert ermittelte Zeitwert. Sicher wird dieser 
Idealfall, daß bei Festlegung des Abschreibungssatzes für die 
degtessive kalkulatorische Abschreibung bereits der Zeitpunkt 
und das Ausmaß der Veraltung richtig vorausgeschätzt wur- 
den, kaum eintreten. Aber wir können in unserer ganzen Ab- 
schreibungspolitik ja immer nur Tendenzen folgen und ver- 
suchen, uns an das tatsächliche Ausmaß des Wertverzehrs her- 
anzutasten. 


Ich weiß, daß der Verwendung degtessiver Abschreibungen 
in der Selbstkostenrechnung von der Praxis viel Zurückhaltung 
entgegengebracht wird. Man befürchtet neben der schwierige- 
ren technischen Handhabung eine zu ungleiche Kostenbela- 
stung durch den Kapitaldienst. Ich kann diese Befürchtung 
nicht teilen, da einmal durch den unterschiedlichen Altersauf- 
bau auch bei degressiver Abschreibung eine Nivellierung det 
gesamten Abschreibungsbeträge erfolgt. Außerdem trifft das 
Risiko der vorzeitigen technischen oder wirtschaftlichen Veral- 
tung immer nur für einen Teil der Anlagen zu, so daß sich, 
insgesamt gesehen, eine wesentliche Milderung der Degtession 
ergibt. Schließlich sei daran erinnert, daß ‚„‚degtessiv“ nicht 
notwendigerweise „geometrisch degressiv“, also Abschreibung 
mit gleichen Sätzen vom Buchwett bedeutet. Vielmehr kann 
auch eine arithmetisch degtessive, wie z.B. die „digitale‘“ Ab- 
schreibung gewählt werden, wenn diese dem Entwertungsver- 
lauf besser entspricht. 


Für den Teil der Anlagen, der dem Fottschrittsrisiko unter- 
liegt, sche ich zunächst keine andere Möglichkeit einer vernünf- 
tigen Kostenzurechnung auf die einzelnen Nutzungsjahre. Die 
höhere Abschreibung muß in die Zeit der vollen Leistungs- 
fähigkeit der Anlage vorverlagert werden und gestattet es dann, 
nach Eintritt des technischen Fortschritts vom Tagesneuwert 
den Abzug vorzunehmen, der der eingetretenen Wertminde- 
rung dutch die Veraltung der alten Anlage entspricht. 


Steuerliche AfA vom Tageswert ? 


Wit haben nun zwar die Berücksichtigung der Wiederbe- 
schaffungswerte bzw. der Tageswerte in der kalkulatorischen 
Rechnung vorgesehen, andererseits aber festgestellt, daß die für 
die Besteuerung maßgebliche Jahresrechnung vom Anschaf- 
fungswertptinzip ausgeht, so daß die Differenz zwischen der 
kalkulatorischen und der bilanziellen Abschreibung steuerlich 
nicht als Aufwand anerkannt wird. Der entsprechende Teil der 
Erträge wird als Scheingewinn der Besteuerung unterzogen. 
Unsere bis zur Unternehmensergebnisrechnung fortgeführte 
kalkulatorische Rechnung vermag lediglich Auskunft zu geben, 
ob die Preisstellung der tatsächlichen Kostenlage entsprach, und 
ob das Ergebnis die Erhaltung der Substanz gewährleisten 
würde. Sie liefert so immerhin eine betriebswirtschaftlich ein- 
wandfteie Begründung für eine entsprechende Preisstellung 
und ermöglicht eine Trennung von Scheingewinn und echtem 
Gewinn. Sie bewahrt uns aber auch bei Zurückhaltung dert für 
die Substanzerhaltung benötigten Gewinnteile im Unterneh- 
men nicht vor deren Besteuerung und damit dem Verlust von 
td. 60 v.H. dieser Mittel für das Unternehmen. Es erhebt sich 
also die Frage, wie denn unter diesen Umständen überhaupt 
eine Substanzerhaltung möglich sein soll, wenn jeweils ein Teil 
der für die Ersatzbeschaffung notwendigen Mittel weggesteuert 
wird. 


v 
Aus dieser offensichtlichen Schwierigkeit ist immer wi 
und theoretisch durchaus folgerichtig — zum Teil unter ] 
weise auf ausländische Beispiele — die Forderung nach ste 
licher Anerkennung der Abschreibungen vom Tageswert e; 
ben worden. 


Ich bin persönlich der Meinung, daß diese Forderung 
währungspolitischen Gründen nur als ultima ratio bei e 
effektiven Inflation erhoben werden sollte. Um die Willkü 
der Bewertung und damit die völlige Unkontrollierbarkeit 
zuschließen, wäre eine den individuellen Verhältnissen der 
zelnen Unternehmen angepaßte Bewertung ohnehin nicht m 
lich. Die Anpassung könnte also nur mit Hilfe eines je 
offiziell bekanntzugebenden Index erfolgen. Dieser Index v 
de zweifellos als offizielle Verlautbarung über das Ausmaß 
Geldentwertung aufgefaßt werden. Daß dann der Inde: 
schreibung der Indesicha und die Indexanleihe auf dem F 
folgen, liegt auf der Hand und ist durch Beispiele erwie 
Wo ne Daten, die selbst Fakten der Indexermittlung $ 
gleichzeitig mit Hilfe dieses Index korrigiert werden sollen 
muß sich die Schraube so fest in die Inflation hineindrehen, 
das Herauslösen aus diesem letzten Endes für die ganze W 
schaft verderblichen Zustand nur mit schmerzhaften Maßr 
men möglich ist. Die Wirtschaft selbst hat das größte Inter 
daran, daß die Stabilität der Währung erhalten bleibt. Sie si 
sich nicht dem Indexdenken verschreiben, sondern alle: 
ihren Kräften Stehende tun, daß solche Maßnahmen durch 
währungsbewußtes Verhalten nicht notwendig werden. 
der anderen Seite müßte man allerdings vom Staat selbst 
recht die Einsicht verlangen, daß er dieses Indexdenken n 
durch seine ee Bewertungsrichtlinien. 8 
dezu herausfordern darf. Fox 
Gegenwirkungen gegen Substanzverluste % 

Wenn wir aus Gründen der wirtschaftspolitischen Räson 
steuerliche Anerkennung der Abschreibung vom Tagesy 
nur im Notfall fordern wollen, muß es andere Wege geben, 
sowohl betriebswittschaftlich als auch volkswirtschaftlich 
rechtfertigte und notwendige Substanzerhaltung herbeizu 
ren. Zuweilen wird die Meinung vertreten, daß die Finan 
rung eines großen Teils der Anlagen mit Leihkapital, das © 
Rücksicht auf die Geldwertentwicklung nur zum Nenn\ 
zurückbezahlt zu werden braucht, die Substanzerhaltung 
leichtere. Ich kann dieser Ansicht nicht zustimmen, da das] 
blem der Substanzerhaltung sich unabhängig von der Fi 
zierungsart stellt. Wenn die Ersatzbeschaffung nur unter ! 
mehrung der Schuldenlast möglich ist, ist die Substanzet 
tung genau so wenig gelungen, wie wenn größere Eigenm 
herangezogen werden müssen. 


Eine echte kompensatorische Wirkung gegen die Kos 
und Preisentwicklung nach oben geht vom technischen F 
schritt im Anlagenbau aus. Neue Konstruktionen und F 
gungsverfahren haben unserer Zulieferindustrie für eine R 
von Anlagen in den vergangenen Jahren die Möglichkeit g 
ben, die Angebotspteise niedriger zu halten, als es dem a 
meinen Anstieg des Preisniveaus entsprochen hätte. In der 
chen Richtung wirkte sich zum Teil’der durch die Strom 
brauchszunahme ermöglichte Übergang auf größere Einhe 
und die damit verbundene Größendegression aus. Beide . 
ten tragen dazu bei, daß sich unser Problem der Substanzei 
tung für eine Reihe von Anlagen in verminderter Schärfe st 


Bei tatsächlich erhöhten Wiederbeschaffungspreisen jec 
bleiben nur zwei Möglichkeiten, trotzdem die Substanzei 
tung zu bewerkstelligen. Die eine Möglichkeit geht über 
Preis. Sie würde uns zwingen, aus zurückbehaltenen und 
steuerten Gewinnen die Mehrausgabe für die erhöhten Wie 
beschaffungspreise abzudecken. Die andere Möglichkeit 
voraus, daß die Finanzbehörde uns einen Bewertungsspielt 
beläßt 5a eröffnet, der es ermöglicht, einen Ausgleich fü 
gestiegenen Wiederbeschaffunespräise ohne ungerechtfetti 
Se zu erlangen. 


Die Aufbringung der höheren Investitionsausgaben unc 


Steuer für die Scheingewinne über den Preis ist meines Et 
tens nur als vorübergehende Maßnahme tragbar ; denn si 


t, daß wir unseren Kunden neben dem vollen Kostenersatz 


Wenn uns eine nicht den betriebswirtschaftlichen Notwen- 
gkeiten Rechnung tragende Finanzpolitik dazu zwingt, wür- 
dies zu einer rein fiskalisch bedingten Verteuerung der Ener- 
‚edarbietung führen. 


"Wir können und wollen zwar von unseren Kunden den vollen 
ostenersatz verlangen, dagegen muß die Versteuerung der 
"heingewinne vermieden werden. Wie soll dies aber auf dem 
veiten Weg möglich sein? Die Ausnutzung eines ausreichen- 
5 Be ertungsspielranms läßt durch die konsequente Beach- 
ng des kaufmännischen Prinzips der Vorsicht bei der Be- 
ertung, insbesondere durch eine den Gefahren vorzeitiger Ver- 
tung frühzeitig Rechnung tragende Abschreibungspolitik ge- 
isse Reserven entstehen. Zwar lösen sich alle diese stillen Re- 
en früher oder später wieder auf, jedoch erwächst für die 


wischenzeit ein Finanzierungseffekt und hieraus ein Zinsge- 
inn; wenn dieselbe Yorsichtige Bewertungspolitik auf die 
ner fortgesetzt witd, stehen auch auf die Dauer Finanzie- 
ıngsmittel zur Verkiands, mit deren Hilfe in gewissen Gren- 
>n auch ein gestiegener Wiedebeschaffungspreis aufgebracht 
‘erden kann. 
"Man hat viel für und wider die sogenannte Selbstfinanzierung 
orgebracht — wir wollen uns an dieser Stelle nicht damit be- 
zhäftigen —; eines aber sei festgestellt: Soweit die aus dem Un- 
»rnehmen selbst kommenden Mittel für die Ersatzbeschaffung, 
'so für die Substanzerhaltung benötigt werden, handelt es sich 
at nicht um eine eigentliche Selbstfinanzierung, sondern um 
ine Refinanzierung, d.h. um den Ersatz der aufgewendeten 
losten. Wenn man das Erfordernis der Substanzerhaltung be- 
ıht, andererseits aber trotz steigender Wiederbeschaffungs- 
reise in der Steuerbilanz am Anschaffungswertprinzip fest- 
alten will, gibt es keine andere Möglichkeit, als zum Ausgleich 
inen Bewertungsspielraum im erforderlichen Umfang steuer- 
ch zuzulassen. Wenn von der Finanzbehörde die Ansicht ver- 
reten wird, daß nur die betriebswirtschaftlich gerechtfertigten 
\bschreibungen steuerlich anerkannt werden können, so muß 
sstgestellt werden, daß die Substanzerhaltung zweifellos be- 
tiebswirtschaftlich gerechtfertigt ist und die hierfür benötigten 
\bschreibungsbeträge ‚auch steuerlich anerkannt werden müs- 
"Bei der Anlagenintensität unseres Wirtschaftszweiges ist die 
\bschreibung zweifellos die entscheidende Quelle, aus der eine 
\bdeckung der Mehrausgaben möglich erscheint. Man darf 
lie Ergiebigkeit dieser Quelle jedoch nicht überschätzen. Ver- 
chiedene Veröffentlichungen über den Kapazitätsausweitungs- 
ffekt der Abschreibung, den sogenannten Lohmann-Ruchti- 
ffekt, ließen den Eindruck aufkommen, daß bereits durch die 
ufende Reinvestierung der freigewordenen Abschreibungs- 
nittel in jedem Fall eine Selbstfinanzierung erfolge, die unter 
Jmständen einen Preisanstieg der Anlagen auszugleichen ver- 
nag. Deshalb erscheint es mir notwendig, daß wir uns die Aus- 
virkung des Abschreibungsvorgangs auf die Finanz- und Er- 
ragslage kurz vergegenwärtigen: 


"Entspricht die Abschreibung in ihrer Höhe genau dem in der 
Nutzungsperiode eingetretenen Wertverzehr der Anlagen, so 
titt an Stelle des aufgezehrten Nutzwerts der Anlage der Nutz- 
vert der flüssigen Mittel oder der hieraus beschafften Ersatzan- 
ige. Ist das Preisniveau der Anlagen gestiegen, so richtet sich 
lie Höhe des Wertverzehrs nach dem Taageswert der Anlagen. 
Jie in dieser Höhe vorgenommene Abschreibung führt ledig- 
ich zu einer VE enrchane, die völlig erfolgsneutral 
st ‚und keinen Selbstfinanzierungseffekt hervarkaft. Es kann 
war auch in diesem Fall bei ständiger Reinvestierung der Ab- 
chteibungsmittel zu einer Kapazitätsausweitung kommen. 
Venn jedoch die fortgeschriebenen Restwerte der Anlagen de- 
en tatsächlichem Nutzwert entsprechen, ist nur zahlenmäßig 
ine Ausdehnung der Kapazität möglich; der Gesamtwert ist 
ler gleiche geblieben. Nur wenn schneller abgeschrieben wird, 
Is es dem Entwertungsverlauf der Anlage unter Berücksichti- 
ung aller Abschreibungsgründe entspricht, was sowohl durch 
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ag 
„ch die Aufbringung der Steuer für die Scheingewinne aufer- 


die Wahl des Abschreibungsverfahrens als auch dutch einen 
kürzeren Ansatz der Nutzungsdauer erfolgen kann, so tritt eine 
Verflüssigung des in den Anlagen festgelegten Kapitals ein, be- 
vor deren Nutzwert entsprechend gesunken ist. Nur die Anlage 
dieser Mittel bedeutet einen Finanzierungseffekt mit entspre- 
chender Ausweitungsmöglichkeit für den Ertrag. Sie vermag 
insoweit auch einen Ausgleich für gestiegene Wiederbeschaf- 
fungspreise zu bieten. 


Ich glaube, es ist zweckmäßig, wenn wir uns dies an einem 
ganz einfachen schematischen Beispiel klar machen: Stellen Sie 
sich vor, daß ein Unternehmen im Lauf von 10 Jahren 10 Ma- 
schinen beschafft. Jede soll 1000 DM kosten und jedes Jahr soll 
eine neue Maschine beschafft werden. Die Nutzungsdauer dieser 
Maschinen möge 10 Jahre betragen, so daß also im 11. Jahr 
die Ersatzbeschaffung für die zuerst angeschaffte Maschine fällig 
wird. Da wir 10 Maschinen haben, erzielen wir von jeder dieser 
Maschinen bei linearer Abschreibung einen Abschreibungsbe- 
trag von 100 DM, so daß wir also im 11. Jahr von den aus den 


10 Maschinen geflossenen Abschreibungen von insgesamt. 


1000 DM die Ersatzbeschaffung durchführen können. Nun 
haben wir ja aber in den Jahren 1 bis 10 auch schon Abschrei- 
bungsbeträge gehabt. Wir haben bis zum 10. Jahr aus der ersten 
Maschine 900 DM an Abschreibungen gezogen, aus der zweiten 
800 DM, aus der dritten 700 DM und so fort; wir haben ins- 
gesamt 4500 DM aus Abschreibungen, bis die Ersatzbeschaffung 
der nächsten Maschine fällig wird, bereits herausgezogen, und 
konnten diese Abschreibungen im Lauf der betreffenden Jahre 
wiederum in Maschinen anlegen. Auch aus diesen neu beschaft- 
ten Maschinen fließen wiederum Abschreibungsbeträge, die zut 
Anlage frei werden. Ingesamt läßt sich dieser Vorgang, das läßt 
sich mathematisch sehr einfach nachweisen, bis zu einer Er- 
weiterung von 10 auf 18 durchführen. Wenn man degtessiv ab- 
schreibt, ist die Erweiterungsmöglichkeit noch größer. Bei der 
laufenden Wiederanlage der Abschreibungsmittel ist also ganz 
zweifellos eine Kapazitätsausweitung möglich. Es ist nur die 
Frage, ob mit dieser Kapazitätsausweitung notwendigerweise 
eine Vermögensmehrung verbunden ist; denn nurdann hätten 


wir ja ein Äquivalent für die gegebenenfalls gestiegenen Wie- 


derbeschaffungspreise. 


Wenn Sie sich vorstellen, daß die Abschreibung genau dem 
Nutzungsverlauf der Külase entsprach, dann 2 wir durch 
die fortgeführte Abschreibung im 10. Jahr unsere 10 Maschinen 
auf einen Restbuchwert von 5500 DM abgeschrieben. Dieser 
Restbuchwert würde bei unserer Unterstellung genau dem 


Nutzwert dieser 10 Maschinen in dem betreffenden Jahr ent- 


sprechen. Um also unser eingesetztes Vermögen überhaupt er- 
halten zu haben, brauchen wir die 4500 DM, die zusätzlich frei 
geworden sind, ohne daß eine Vermögenssteigerung eingetreten 
ist, Jetzt wird aber auch deutlich, daß bei einer schnelleren Ab- 


schreibung, als sie dem Nutzungsverlauf entspricht, d.h, um. 


bei unserem Beispiel zu bleiben, bei einem höheren effektiven 
Restwert als 5500 DM, ein tatsächlicher Vermögenszuwachs et- 
folgt ist, wenn die Abschreibungen verdient werden konnten. 
Ausder Wiederanlage dieser Mittel kann ein zusätzlicher Nutzen 
gezogen werden, der z.B. für die Abdeckung eines erhöhten 
Wiederbeschafftungspreises herangezogen werden könnte. 


Voraussetzung für die Wirksamkeit dieser Gegenktäfte ist, 
wie wir festgestellt haben, daß die Steuergesetze, insbesondere 
bei der Abschreibung, den notwendigen Bewertungsspielraum 
lassen. 


Jede Einschränkung der bestehenden Möglichkeiten vertin- 
gert oder beseitigt diesen Spielraum. Sie wissen, daß das Kon- 
junkturdämpfungsprogramm der Bundesregierung eine Herab- 
setzung der degressiven Abschreibungssätze vom 1,5fachen 
auf das 2fache des linearen Satzes vorsicht. Dazu kommt als 
weitere wesentliche Einschränkung der Selbstfinanzierungs- 
möglichkeiten die Heraufsetzung des Rechnungszinsfußes der 
Pensionsrückstellungen. Ferner läuft die Übergangsregelung für 
die degtessive Abschreibung langlebiger Anlagen, die bisher 
das 3fache bzw. 3,5fache des linearen Satzes als AfA-Satz zuließ, 
mit dem 31. Dezember 1960 aus. Wir haben einmal versucht, 
zahlenmäßig zu erfassen, welche Auswirkung die beiden Ein- 


schränkungen der Abschreibungsmöglichkeiten für unseren 
Wirtschaftszweig haben könnten: 


Wenn man unterstellt, daß im Durchschnitt der nächsten fünf 
Jahre die Brutto-Anlagenzugänge etwa 1850 Mio DM betragen 
mögen und hiervon 80 v.H. degressiv abgeschrieben werden, so 
verringert sich bei einer dutchschnittlichen Nutzungsdauer von 
20 Jahren die Gesamtabschteibung auf die Zugänge in diesen 
fünf Jahren um rd.800 Mio DM, die bisher für Investitions- 
zwecke zur Verfügung standen. Der Wegfall der Übergangs- 
regelung allein würde einen Verlust an Finanzierungsmitteln 
von rd. 400 Mio DM in den ersten fünf Jahren bedeuten. Wenn 
man den Abschteibungsverlauf über die gesamte Nutzungs- 
dauer betrachtet, sind die Abschreibungsbeträge natürlich ins- 
gesamt gleich hoch; durch die zeitliche Verlagerung entsteht 

- jedoch bei einem angenommenen Zinsfuß von 7 v.H. für jedes 
Jahr ein Zinsverlust von 115 bis 125 Mio DM. Selbst wenn wir 
davon ausgehen, daß bei gleichen Erträgen an Stelle der Ab- 
schreibungen entsprechende Summen einer offenen Rücklage 
zugeführt werden könnten, so ist durch die Versteuerung dieser 
Beträge mit rd. 60 v.H. der effektive Verlust mit 70 bis 75 Mio 
DM im Jahr anzusetzen. Um diese Beträge würde auch der 
Kompensationsfonds für die Erhöhung der Wiederbeschaf- 
fungspreise geschmälert. Man sieht, daß die Sorge um die Sub- 
stanzerhaltung durchaus nicht der Aktualität entbehrt. 


Die zweite Voraussetzung für die kompensatotische Wirkung 
einer votsichtigen Bewertungspolitik ist, daß die Ertragslage 
die Ausnutzung der gegebenen steuerlichen Möglichkeiten ge- 
stattet. Hierzu ist die Preis- und Tarifstellung unter Berück- 
sichtigung aller effektiven Kosten, also auch unter Einbezie- 
hung der kalkulatorischen Abschreibungen vom Wiederbe- 
schaffungswert, notwendig. Wir müssen von den Preisbildungs- 
stellen und selbstverständlich auch von unseren Kunden die 
Einsicht verlangen, daß die Substanzerhaltung der Elektrizi- 
tätswirtschaft die Voraussetzung für die geforderte billige und 
sichere Versorgung ist, und daß hierzu die Kostendeckung 
unerläßlich ist. 


Ri .$ 36 IHG und Substanzerhaltung 


Lassen Sie mich nun noch auf ein interessantes Problem der 
Substanzerhaltung eingehen, das sich für die mit Hilfe der Ab- 
schreibungsbegünstigung des $ 36 IHG beschafften Anlagen 
ergibt. Dadurch, daß diese Anlagen nach dem Willen des er 
setzgebers zur Hälfte aus den vorweggenommenen Abschrei- 
 bungen finanziert wurden, steht für die Aufwandsrechnungen 
der späteren Jahre nur noch ein wesentlich verminderter Ab- 


.  schreibungsbetrag zur Verfügung. Dieser deckt sich nicht mit 


dem Betrag, der dem anteiligen Wertverzehr des betreffenden 
Jahres entspticht. Vielmehr werden Scheingewinne ausgewie- 


sen, denen allerdings insgesamt entsprechende Scheinverluste 


bei Vornahme der Sonderabschreibung vorangingen. Da diese 
 Abschreibungsmittel jedoch im Gegensatz zu sonstigen Anla- 
gen für die Beschaffung der Anlage selbst verwendet wurden, 
stehen sie für eine spätere Refinanzierung nicht mehr zur Verfü- 
gung. Entweder muß also ein entsprechender Betrag aus den 
Gewinnen zurückbehalten werden, um auch die Ersatzbeschaf- 
fung im Wege der Selbstfinanzierung durchzuführen, oder die 
normalerweise am Anfang stehende Finanzierung muß später 
nachgeholt werden. Dieses Problem wird nach Wegfall der 
Übergangsregelung für die degressive Abschreibung langlebi- 
get Anlagen und gegebenenfalls einer zusätzlichen Senkung der 
degtessiven Abschreibung mit besonderer Deutlichkeit auf Sie 
zukommen. 


Schlußwort 


Wenn wir nunmehr aus den angestellten Überlegungen das 
Fazit ziehen, so können wir folgendes festhalten: Um das Aus- 
maß der bei gestiegenen Wiederbeschaffungspreisen drohenden 
Substanz verluste zu erkennen, ist es notwendig, die Betriebs- 
abrechnung mit kalkulatorischen Abschreibungen vom Tages- 
wert bis zur Unternehmensergebnisrechnung fortzuführen. 
Nur wenn diese kalkulatorische Rechnung gleichzeitig die 
Grundlage für die Preis- und Tarifstellung abgibt, besteht die 
Gewähr, daß von der Ertragsseite her auch bei gestiegenen 
Wiederbeschaffungspreisen die Ersatzbeschaffung der Anlagen 
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aus eigenen Mitteln des Unternehmens möglich ist. Die hierfi 
erforderlichen Gewinnteile würden jedoch zum größten 'T« 
durch die Besteuerung den Unternehmen wieder verlorengehe: 
wenn es nicht durch Ausnutzung der steuerlich zulässigen A| 
schreibungs- und Bewertungsmöglichkeiten gelingt, ein Äqu 
valent hierfür zu gewinnen. Hieraus ergeben sich neben di 
Forderung an uns TORE, uns durch eine betriebswirtschaftlic 
einwandfreie Rechnung den nötigen Überblick über die tatsäcl 
lichen Gewinne zu verschaffen, die wirtschaftspolitischen Ro 
derungen, daß bei der Preis- und Tarifbeurteilung das Postul: 
der Substanzerhaltung für die Elektrizitätswirtschaft anerkanr 
wird und daß die Steuergesetze den Bewertungsspielraum la 
sen, der zum Ausgleich erhöhter Wiederbeschaffungspteise e 
forderlich i ist. Er 

ı 


5 


Diskussion 


E. Krieger, Hagen: 


Im Anschluß an den Vortrag von Dr. Lilienfein, der, wie ic 
aus dem lebhaften Beifall entnommen habe, auf großes Inte 
esse gestoßen ist, möchte ich zu einigen grundsätzlichen Fr. 


gen, & berührt würden, Stellung nehmen. N 


Es wird so ,oft behauptet, daß unsere Abschreibungen : 2 
hoch sind, daß sie also dem Wertverzehr weit vorauseile: 
Man sollte einmal in den eigenen Bilanzen nachrechnen, welch 
stillen Reserven tatsächlich in den Jahren seit der Währungsr 
form gelegt werden konnten. Selbst wenn man die Sonderat 
schreibungen nach $ 36 IHG zu den Abschreibungen rechne 
sind erhebliche stille Reserven in den Bilanzen nicht enthalter 


Ich führe dies als Beweis dafür an, daß die Abschreibunger 
im großen und ganzen gesehen, dem tatsächlichen Wertve: 
zehr unserer Miess po haben. Warum haben wi 
wenn dies nicht der Fall wäre, dann in den letzten Jahren i ine 
heblichem Maße Buchrestwertabschläbnnen vorgenommen 
Wenn man diese aufaddiert, kommen seit der Währungsreforr 
erhebliche Beträge zusammen. Unsere Abschreibungen habe 
also, zumindest bei einigen Anlagegegenständen, dem wir 
lichen Wertverzehr nicht entsprochen. x { 


Ich weiß, mir wird hier entgegnet werden, daß einige Bud 
testwertabschreibungen eine Folge der Wertansätze der DME 
sind, aber das Beteit. nur einen Teil dieser Abbuchungen. ? 

Man sollte einmal feststellen, welche Anlagen, die voll abgı 
schrieben und in der Vermögensteuer noch mit Anhaltewerte 
bewertet sind, im Betrieb noch arbeiten. Das sind nur unerhel 
liche Werte, und es handelt sich bei den Stromerzeugungsanlı 
gen nur um ältere Maschinen, die der Spitzendeckung diene 
ud nur wenige hundert Betriebsstunden i im Jahr haben; die 
konnten noch nicht ersetzt werden, weil andere Investitione 
dringlicher waren. B; 


Wenn Dr. Lilienfein dem degtessiven Abschreibungsverfa 
ren die besondere Wirkung der Substanzerhaltung — wie ets 
versteht — zuschreibt,.so möchte ich hier nicht von einer Wäl 
rungsverschlechterung sprechen, an die gerade wir Ältere 
nach den traurigen Erfahrungen, die wir auf diesem Gebi 
schon einmal gemacht ME uns nicht gerne erinnern. Ic 
möchte das Hauptgewicht auf den wirtschaftlichen Wertve 
zehr legen, dem, wie die Jahre seit der Währungsreform zei; 
ten, unsere Anlagen (sowohl der Stromerzeugung als auch dı 
Stromyerteilung) unterworfen sind. Bei einigen bedeutende 
Werken wird die Frage einer kräftigen Teilwertabschreibun 
insbesondere bei Stromerzeugungsanlagen, erwogen. Dies dei 
tet doch darauf hin, daß unsere älteren Anlagen wirtschaftlic 
stärker entwertet sind, als es dem Buchrestwert entspricht. 


Auf der Tagung des Energiewirtschaftlichen Instituts an d 
Universität Köln wurde uns kürzlich mit großer Deutlichke 
nahegebracht, wie sehr unsere klassischen Kohlekraftwerl 
jetzt mit anderen Energieträgern im Wettbewerb stehen ur 
wie umstritten die Alleinherrschaft dieser Art der Dampferze 
gung geworden ist. Ich darf darauf hinweisen, daß in Baye: 
ein großes Kraftwerk für Ölfeuerung gebaut wird und in Nor 
deutschland ein Kraftwerk für Erdgas geplant ist. Ich glaub 
daß sich aus diesen wirtschaftlich-technischen Gegebenheit: 
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bliche Abschreibungsnotwendigkeiten ergeben werden, 
em gesunkenen Wert unserer älteren Anlagen Rechnung 
‚gen müssen. 
Abschließend darf ich sagen: Wenn wir den Abschreibungen 
unserem Rechenwerk einen so hervorragenden Raum ein- 
men müssen, dann sollte auch der Aufbau unserer Tarife 
ser Lage entsprechen und diesen festen Kostenanteil in ge- 
‘gender Höhe berücksichtigen. 


Rhein, Karlsruhe: 


Es ist hinreichend hervorgehoben worden, daß Dr. Lilienfein 
ragen der Kapital- und Substanzerhaltung sehr umfassend 
ndelt hat. Trotzdem glaube ich auf einige Punkte noch hin- 

isen zu sollen. 


Zunächst fiel mir auf, daß Dr. Lilienfein davon sprach, daß 
ıpital- und Substanzerhaltung dasselbe seien in unserem Pro- 
smkreis und deshalb die Kapitalerhaltung nicht weiter zu be- 
‚ndeln sei. Ich möchte hier doch die Frage, die nicht neu ist, 
ıchmals anschneiden, wie es sich mit der Kapitalerhaltung 
nn verhält, wenn der Tageswert gefallen ist und nach Ihrem 
tulat nur die Abschreibungen vom Tageswert wiedererwirt- 
tet werden sollen? Ich glaube, daß man hier doch davon 
rechen kann, daß die Kapitalerhaltung im Gegensatz zur Sub- 
inzerhaltung gefährdet sein könnte. 


Ex R TR, . 
Aber eine andere Sache beschäftigt mich etwas mehr und 


‚merkte, nicht auf den Ansatz von Wiederbeschaffungswerten 
3 Basis für die kalkulatorischen Abschreibungen — jedenfalls 
cht begeistert — eingehen wollen. 

‚Ich darf vielleicht ganz kurz erwähnen, daß der Unterschied 
- jedenfalls sehe ich es so — zwischen den Abschreibungen 
»m Anschaffungswert, also der nominellen Wertrechnung, 
ıd den Abschreibungen vom Tageswett, nun linear genom- 
n, nicht so groß ist, wie er im Beispielsfall bei Dr. Zilienfein, 
°r den Index 100 :134 brachte, meines Erachtens ist. Ich meine, 
t Fall sei zwar nicht praktisch, aber wenn wir hier schon theo- 
tisieren, muß man darauf hinweisen, daß auch die lineare Ab- 
hreibung beispielsweise vom Anschafflungswert, die über 
ehrere Jahre angesammelt wurde — in unserem Beispielsfall 
3m Jahr 1950 bis heute —, gerechterweise aufgezinst werden 
llte und dann also nicht mehr 10 x meinetwegen 100,— DM 
ısmacht, sondern praktisch mehr ausmachen dürfte. 


‚Ich möchte Sie auch noch bitten zu beachten, daß praktisch 
cht nur aus den Abschreibungen Mittel angesammelt werden, 
e dem Unternehmen für die Substanzerhaltung bleiben, son- 
tn m.E. gibt es auch in den kalkulatorischen Zinsen, die Ihnen 
zustehen, aus dem betriebsnotwendigen Kapital Mehrzins- 
träge als Sie sie effektiv zur Verzinsung des Eigen- und des 
temdkapitals brauchen. Diese Mehrzinsbeträge sind zwar 
euerlich nicht abzugsfähig, was in dem Vortrag ja zum Postu- 
t erhoben wird, aber immerhin ist es m.E. eine Rate, die 
irchaus vorhanden ist und im Unternehmen für die Substanz- 
haltung verwendet werden kann. 

Dieser technische Fortschritt, der bei den kalkulatorischen 
bschreibungen berücksichtigt werden soll, ist übrigens nicht 
erall so groß wie in den Dampfkraftwerken. Jedenfalls kann 
1 berichten, daß die Wasserkraftanlagen weitgehend keinem 
chnischen Fortschritt mehr unterliegen sollen, so daß hier das 
3stulat, den technischen Fortschritt — ich habe es so verstan- 
n— generellin die Rechnung einzubeziehen, entfallen könnte, 
mal auch nicht immer Konkurrenzgründe, wie es sonst in der 
irtschaft wohl der Fall ist, uns zwingen, jeden technischen 
Sttschritt mitzumachen. 


Ich darf Sie außerdem noch ganz kurz bitten, mit mir einen 
ick auf die praktische Anwendung der degressiven Abschrei- 
ingsmethode in den Betriebsabrechnungsbögen zu werfen. 
icht nur ist, wie Dr. Lölienfein sagte, die Bilanz oder Gewinn- 
ıd Verlustrechnung keine Mehrzwecktechnung, sondern ich 
n auch der Meinung, daß die laufende Betriebsabrechnung 
ine Mehrzweckrechnung ist. Je nach dem Zweck, den man 
eser Betriebsabrechnung beimißt, müssen unter Umständen 
stimmte Ansätze der Kosten variiert werden. 


Wenn es so wäre, daß der primäre Zweck der laufenden Be- 
triebsabrechnung der Preisrechnung diente, dann wäre es wohl 
gerechtfertigt, diesen Punkt so sehr zu betonen bei der Aufstel- 
lung der laufenden Betriebsabrechnung. Aber ich glaube, in 
unserer Branche liegt ein mindestens beachtlicher Zweck der 
laufenden Betriebsabrechnung datin, daß man die Kostenent- 
wicklung in den einzelnen Kostenstellen verfolgt. Wenn man 
die degressive Abschreibungsmethode nämlich — und dagegen 
möchte ich angehen — hier in den Raum stellt als diejenige Ab- 
schreibungsmethode, die dem technischen Fortschritt gerecht 
wird, so muß man doch wohl sagen, daß es nur eine Schätzung 
sein kann, und nurzufällig wird technischer Fortschritt identisch 
sein mit der Mehrabschreibung, die aus der degtessiven Ab- 
schreibungsmethode resultiert. 


Ich möchte also meinen, man sollte einen Betriebsabrech- 
nungsbogen, der ja in unserer Branche noch verhältnismäßig 
jung ist und gerade allmählich Eingang findet in das gemeinsa- 
me Gespräch zwischen Kaufleuten und Technikern, nicht durch 
derartige Kunststücke noch problematischer und vielleicht 
weniger verständlich machen, so daß das Interesse an der Aus- 
wertung dieses Betriebsabtechnungsbogens schwinden könnte. 
Ich könnte mir vorstellen, daß man zwar die Quote, die Dr. 
Lilienfein fordett, als Abschreibungsbetrag oder als Quote für 


die Substanzerhaltung kostenmäßig unterbringt im Betriebsab- 


rechnungsbogen, aber es muß m.E. durchaus nicht so sein, daß 


dieser Betrag auf der Zeile „Kalkulatorische Abschreibungen“ 
steht. Ich habe, glaube ich, schon angedeutet, daß in den Zinsen 
mindestens auch ein Betrag enthalten ist, und ich für meine Per- 
son — das ist nun allerdings etwas ketzerisch und vielleicht et- 
was im Gegensatz zu den Empfehlungen der Kostenrechnungs- 
Richtlinien — halte es für durchaus sinnvoll, lineare Abschrei- 
bungen vom Anschaffungswert zu machen und dieses Risiko aus 
der Minderabschteibung in einem besonderen Posten in die 
Kostenrechnung hineinzubringen. Als solcher Posten bietet 
sich m.E. durchaus das kalkulatorische Wagnis an, das ja auch 
anerkannt ist als Kostenfaktor. 


Ich möchte zusammenfassend hierzu sagen, daß ich mich mit 


der Idee der degressiven Methode zur exakten Abgeltung der 
Preissteigerung bzw. des technischen Fortschritts im Interesse 


einer klar verständlichen Betriebsabrechnung.nicht anfreunden _ 
kann, ohne indessen die geforderte Quote bestreiten zu wollen. 


H.-P. Haubrok, Herford: 


Dr. Lilienfein hat darauf hingewiesen, daß es ihm zweckmäßig 
erscheint, in der Kostenrechnung degressive Abschreibungen 


durchzuführen. Das ist eine Überlegung wert. Im Grundehat 


er gar nicht unrecht, aber man müßte die Dinge vielleicht etwas 
anders aufziehen. 


Wenn man zunächst einmal die Überlegungen auf den Strom- 
erzeugungsbereich beschränkt, so arbeitet im Normalfall eine 
moderne Stromerzeugungsanlage am wittschaftlichsten. Sie wird 
also die meisten Betriebsstunden aufweisen ; die übrigen Anlagen 


treten demgegenüber zunächst in den Hintergrund, haben weni- 


gerBetriebsstunden. Wenn man jetzteinfach linear die verbrauchs- 
bedingten Abschreibungen verrechnet, ergeben sich ganz will- 
kürliche spezifische Kapitaldienstkosten für die erzeugte kWh in 
den einzelnen Anlagegruppen, die man nicht als verbrauchsbe- 
dingt bezeichnen kann. Der Gedanke, in der Kostenrechnung 
nach Betriebsstunden abzuschteiben, drängt sich geradezu auf. 
Man kann ja z.B. für eine Blockanlage 100000 Betriebsstunden 
als normale Lebensdauer ansetzen und schreibt nun, anteilig 


nach Betriebsstunden, den Wert der Anlage ab. Das ist im Grun- 


de auch eine degressive Wirkung; denn über die ganze Zeit be- 
zogen haben wir in den ersten Jahren hohe Abschreibungen 
und in den späteren Jahren, bei infolge wirtschaftlicher Über- 
alterung weniger Betriebsstunden, recht geringe Abschreibun- 
gen. 

Die Frage der verbrauchsgelenkten Abschreibungen ist be- 
kanntlich sehr schwierig zu lösen, und ich glaube, wir werden 
wohl kein Rezept finden, das allen Dingen 100prozentig Rech- 
nung trägt. 

Es ist schr richtig gesagt worden, daß hier einmal für die 
Preiskalkulation und einmal für die interne Betriebskontrolle 
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Zweckrechnungen durchgeführt werden. Aber letzten Endes 
soll man auch Maß halten, und damit komme ich zu der Wie- 
derbeschaffungs-Abschreibung. Diese Dinge sind eigentlich 
erst nach dem Krieg recht in Fluß gekommen, nachdem die 
LSP geschaffen worden ist. Sie wissen, daß die LSÖ, die vor 
dem Krieg geschaffen wurde, nur mit Anschaffunpewerten ope- 
rierte. Nach dem Krieg hat man dann in der neuen LSP den 
Wiederbeschaffungswert als Ausgangsbasis für den Güterver- 
zehr eingebaut. Für die Kaufleute, die auf die Erhaltung der 
Unternehmenssubstanz bedacht sein müssen, ist das sehr beru- 
higend. Wir können dann mit fiktiven Kapitaldienstkosten 
rechnen und eine entsprechende Preispolitik betreiben. Aber 
man sollte doch in diesen Dingen Vorsicht walten lassen; denn 
wir müssen an unsere Sparer denken. Die Sparer können auch 
keine Substanz erhalten; hier ist nur eine Kapitalerhaltungmög- 
lich, und letzten Endes werden inflationistische Tendenzen ge- 
fördert, wenn man ständig untealisierte Preissteigerungen vor- 
wegnimmt und diese über die Abschreibungen in den Strom- 
preis einfließen läßt. Man gibt also gewissermaßen noch einen 
Anreiz zu weiteren Preissteigerungen. Wenn wit uns dazu be- 
quemen würden, uns vielleicht doch wieder auf die altbewährte 
Anschaffungswert-Abschreibung zu beschränken, könnte ich 
mir denken, daß das gesamte Preisgefüge sich besser stabilisie- 


- ren würde, als es im Augenblick der Fall ist. 


Hl. Lilienfein, Frankfurt am Main: 


Meine Herren, ich bin sehr beglückt, daß mein Vortrag in der 
Diskussion ein so lebhaftes Echo gefunden hat, und ich hofte, 
daß es mir aus zeitlichen Gründen möglich sein wird, auf alle 
Fragen noch genügend zu antworten: 


Herr Dr. Haubrok, wenn Sie eine Abschreibung nach Betriebs- 
stunden vorschlagen, also praktisch eine Abschreibung nach 
der Beanspruchung, so erreichen Sie damit, daß die spezifische 
Kostenbelastung mit Kapitaldienst für die einzelnen Kilowatt- 
stunden gleichbleibend ist. Sie haben also sowohl in den Zeiten 
einer hohen als auch einer geringen Beanspruchung eine gleich- 
bleibende spezifische Kapitaldienstbelastung. Damit tragen Sie 
aber der Gefahr vozzeitiger wirtschaftlicher oder technischer 
Veraltung nicht Bechnunz Wenn im Laufe der Nutzungs- 
dauer durch wirtschaftliche Veraltung. eine Entwertung ein- 
tritt, weil es neue Anlagen gibt, die mit geringeren spezifischen 
Kosten dieselbe Leistung zu erstellen vermögen, dann sitzen Sie 
nach Ihrer Methode immer noch auf dem hohen Kapitaldienst 
für die einzelne Kilowattstunde. Die eingetretene Veraltung 
würde aber im Gegensatz dazu fordern, daß Sie zum Ausgleich 
für die höheren spezifischen Betriebskosten Ihrer alten Anlage 
mit niedrigeren Kapitaldienstkosten rechnen können. Wenn 
man nicht mit der Gefahr einer vorzeitigen Veraltung rechnen 


Dänisch-deutscher Verbundbetrieb? 


Nach Nachrichten aus Dänemark scheint man neuerdings 
einem Verbundbetrieb mit den NWK mehr zuzuneigen als dem 
ursprünglich geplanten mit Norwegen, der wesentlich mehr 
Investitionen erfordern würde. Für eine Kabelverbindung mit 
Norwegen durch das Skagerrak müßte man Aufwendungen in 
Höhe von 165 Mio dkr ins Auge fassen, während sich die Ver- 
bindung zum NWK-Netz schon für 5 bis 10 Mio dkt realisieren 
ließe. Nach einer Meldung soll in Apenrade ein Umspannwerk 
errichtet und von dort eine 220-kV-Leitung zur deutschen 


muß, scheint es mir durchaus eine sinnvolle Methode bu sei 

nach der Beanspruchung abzuschreiben. Für alle Anlagen j 
doch, die dem Fortschtrittsrisiko unterliegen, ist sie nicht braue! 
bar. 


Herr Dr. Rhein, ich möchte aus Ihren Ausführungen zw 
Fragen herausschneiden, die mir besonders bedeutsam ersche 
nen: Das eine war, wenn ich Sie richtig verstanden habe, d 
Annahme, daß auch bei linearer Abschreibung durch die Zi, 
sen, die für die Abschreibungsbeträge anfallen, bereits ein Meh 
wert für die Abdeckung höherer Ersatzbeschaffungskosten en 
steht. Das würde nur dann zutreffen, wenn auch die linea 
Abschreibungüber den eigentlichen Nutzungsverlaufund Nut 
wertverfall der Anlage hinausgeht. Wenn nämlich anstelle d 
verlorengegangenen Nutzwerts der Anlage nur ein entspr 
chender Nutzwert der flüssigen Mittel tritt, ist ja kein Meh 
wert entstanden, sondern ae ist eben ein Nutzen durch dı 
anderen Nutzen ersetzt worden,und es hat sich per Saldo nich 
geändert. 


Ihr anderer Einwand betrifft die Schwierigkeit, die unt 
Umständen entstehen könnte, wenn man in der Kostentec 
nung, die man bei uns ja in erster Linie als ein Mittel der B 
triebskontrolle einsetzt, kalkulatorische Abschreibungen vo 
Wiederbeschaftungswert verwendet. Zweifellos würde die Ve 
gleichbarkeit der Stellenkosten und damit der Aussagewert f 
die Betriebskontrolle darunter leiden, wenn externe, vom B 
trieb her nicht zu beeinflussende Faktoren den Kostenaie 
ändern. Ich glaube aber, daß wir in dieser Frage sehr leicht: 
einem Kompromiß kommen. Nach meiner Ansicht würde 
völlig genügen, wenn wir die kalkulatorischen Abschreibung 
vom Wiederbeschaffungswert für die gesamten Anlagen 
einem Betrag in die Unternehmens-Ergebnisrechnung einsetz 
würden; denn es geht mir ja nur darum, den effektiven Gewiı 
En und eine Kontrolle darüber zu haben, ob die E 
träge die tatsächlich aufgelaufenen Kosten decken. Sofesn allı 
dings die Kostenrechnung als Hilfsmittel für die Preiskalkul 
tion eingesetzt wird, kann meines Erachtens bei Ermittlung d 
Kosten für die einzelnen Kostenträger nicht auf den Ans: 
kalkulatorischer Abschreibungen vom Wiederbeschafflun; 
wert verzichtet werden. » 


e: 


Wenn Sie den Betrag, der zur Abdeckung des Fortschtit 
risikos über Ihre lineare Abschreibung hinaus benötigt wird, 
Anlagenwagnis verrechnen wollen, so steht dem natürli 
nichts im Wege. Aus der Tatsache, daß dieses Wagnis mit 
nehmendem Alter der Anlage immer geringer werden mı 

ergibt sich nur eine Bestätigung meiner Ansicht, daß die 
an alert für den Wertverzehr der Anlage einzusetzend 
Kosten einen degressiven Verlauf haben sollten. 


Grenze gezogen werden; eine andere Meldung besagt, daß. 
Umspannwerk an die Grenze gelegt und über eine Stichleitı 
mit Apenrade verbunden werden soll, wo die Einspeisung 
das dänische 150-kV-Netz erfolgt, derzeit im Aufbau 
griffen ist. 


Dänemark würde dann in den Verbundbetrieb des UCP" 
Bereichs einbezogen werden. Man verspricht sich in Dänem 
durch die Elektrizitätsliefetungen der NWK auch einen ı 


stärkten Absatz an Spitzbergenkohle wovon NWK heute scl 
jährlich 100000 t und mehr beziehe. 


Heinz Löer, Düsseldorf*) 


‚Das Problem, das hier zu behandeln ist — die Wege aufzu- 
‘gen, die die Stadtwerke Düsseldorf bei der Rationalisierung 
"es Inkassos beschritten haben —, ist nur ein Ausschnitt aus 
m vielschichtigen Fragenkomplex der wirtschaftlichen Ge- 
‚ltung der Verkaufsabrechnung für Tarifkunden. Meine Un- 
‚suchung umfaßt also nur einen Teilbereich und wird deshalb 
‚twendigerweise die allgemeinen Fragen nur am Rande be- 
‚ıren können. Sie bleibt aber auch deshalb zwangsläufig un- 
‚Ilständig. 

‚Um aber den Gesamtzusammenhang darzulegen, in den die- 
" von mir zu behandelnde Teilbereich gestellt ist, halte ich es 
= erforderlich, im ersten Teil meiner Ausführungen einiges 
Igemeines über die Rationalisierung in der Verkaufsabrech- 
‚ng für Tarifkunden zu sagen. Im zweiten Teil werde ich dann 
t besonderen Fragestellung, bezogen auf die Verhältnisse der 
adtwerke Düsseldorf, nachgehen. 


ationalisierung der Verkaufsabrechnung 


‚bedeutet rationelle Steuerung aller Arbeitsabläufe im gesam- 
a Innen- und Außendienst zu den niedrigsten Kosten. Dies 
- eine reine Wittschaftlichkeitsbetrachtung, in der die Kosten 
m Gradmesser des rationellen Handelns gemacht werden. 
ierbei ist es vom Standpunkt der Wirtschaftlichkeit eigentlich 
eichgültig, ob die Rationalisierungsmaßnahmen in die freie 
atscheidung der Betriebsführung gestellt sind oder ob sie auf 
rund bestimmter äußerer Einflüsse zwangsläufig zu erfolgen 
\ben. Das Ziel ist eine optimale Gestaltung des Arbeitsablaufs 
ıd eine Bestform der Abrechnungstechnik zu den günstigsten 
osten. 


Eine in diesem Sinn optimale Form der Verkaufsabrechnung 
ingt daher von den einzelnen Kostenfaktoren ab, die für das 
treffende EVU bestimmend sind. Diese Faktoren weichen 
»n Werk zu Werk erheblich voneinander ab. Betriebsindivi- 
1elle Besonderheiten führen zu einem anderen Kostenbild; ja, 
an wird im Hinblick auf diese unterschiedlichen betriebsindi- 
duellen Tatbestände in Deutschland nur wenige EVU mit 
m gleichen Kostenbild finden. Ausgeschlossen muß es des- 
ılb sein, ein einheitliches, für alle EVU optimales Verfahren 
>r Verkaufsabrechnung zu entwickeln. Dieses Ziel ist nicht zu 
teichen. Wegen der Unterschiedlichkeit der Verhältnisse 
lite man sich davor hüten, Ergebnisse, die bei einem EVU 
zielt wurden, ohne weiteres auch auf ein anderes EVU zu 
ertragen. Ein einheitliches optimales Verfahren für alle EVU 
(bt es eben nicht. 


Dem Bemühen nun, die Kosten der Verkaufsabrechnung so 

edrig wie möglich zu gestalten, sind gewisse Grenzen gesetzt. 
ndere äußere Einflüsse machen sich geltend, die die reinen 
östenrechnerischen Betrachtungen überdecken. Sie verhin- 
m, daß ein an sich kostengünstiges Verfahren angewendet 
itd. Diese Einflußfaktoren können sozialer oder rechtlicher 
tt sein. Sie können aus der geschichtlichen Entwicklung be- 
ingt sein oder von kommunalpolitischen Rücksichten be- 
immt werden oder auch aus den Abnahme- und Zahlungsge- 
ohnheiten der Kunden sich ergeben. 


Durch die genannten äußeren Einflüsse, deren Auswirkun- 
en ich in diesem Kreis im einzelnen nicht darzustellen brau- 
1e, kann die Anpassung an ein wirtschaftliches Verfahren ge- 
emmt, manchmal sogar unmöglich gemacht werden. 

*) Vorgetragen auf der Jahresversammlung der VDEW in Mann- 
»im am 10. Mai 1960. — Der Verfasser ist Stadtoberamtmann bei 
n Stadtwerken Düsseldorf 
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Vom ersten Teil des Vortrags werden einige grundsätzliche Möglichkeiten und Grenzen einer Rationali- 
sierung im Bereich der Verkaufsabrechnung angedeutet, wobei die Erkenntnisse und Arbeiten des 
VDEW-Arbeitskreises „Verkaufsabrechnung‘ weitgehend verarbeitet worden sind. Im zweiten Teil 
werden die Maßnahmen und Erfolge beim Übergang der Stadtwerke Düsseldorf zur zweimonatlichen 
Abrechnung und zur Kundeneinzahlung geschildert. 


Auf der anderen Seite darf man nun nicht in den Fehler ver- 
fallen, diese Einflüsse überzubewerten. So starr, wie man manch- 
mal glaubt,sind sie nämlich gar nicht. Das im zweiten Teil fol- 
gende Beispiel wird zeigen, daß insbesondere die oft als starr 
angesehenen Zahlungsgewohnheiten der Kunden sehr wohl 
veränderlich sind. Hierbei spielt vor allem die Frage eine Rolle, 
wie man die Kunden für die Neuerung gewinnt. Gelingt der 
Nachweis, daß nicht nur im eigenen Unternehmen Kosten ge- 
spart werden, sondern daß das neue Verfahren auch für den 
Kunden vorteilhaft ist, dann werden sich manche Schwierig- 
keiten schnell überwinden lassen. Ich glaube, daß man vielerorts 
die Möglichkeiten einer Veränderung der Abnahme- und Zah- 
lungsgewohnheiten des Kunden zu pessimistisch beurteilt: Bei 
der starken wirtschaftlichen Entwicklung aufallen Gebieten sind 
auch diese oftmals als unveränderlich angesehenen äußeren Ge- 
gebenheiten wandelbar — man muß vielleicht nur den Mut 
haben, es zu versuchen. 


Kostenartengruppen 


Wenn ich die Forderung nach Rationalisierung, d.h. nach 
Senkung der Kosten, konktet erfassen darf, so denke ich hierbei 
an die Veränderung der folgenden drei hauptsächlichen Ko- 
stengruppen: 

1. Personalkosten, 

2. Kosten der Büromaschinen und Büromittel und 

3. Zinskosten. 


Diese drei Kostenartengruppen sind für die Verkaufsabrech- 
nung bestimmend. 


Es erscheint mir notwendig, an dieser Stelle darauf hinzuwei- 
sen, daß eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im Bereich der 
Verkaufsabrechnung natürlich nicht bei der isolierten Betrach- 
tung einer Kostenartengruppe stehenbleiben darf. Alle anfal- 
lenden Kosten sind also in die Überlegung einzubeziehen. Die 
Summe aller Kosten ist entscheidend; denn es kann sehr wohl 
sein, daß man durch eine Maßnahme Personalkosten einspart, 


dafür aber bei einer anderen Kostenartengruppe Erhöhungen. 


verursacht und insgesamt sogar einen Nachteil erzielt. Daß die- 


ses eine fehlgeleitete Rationalisierungsmaßnahme ist, versteht 


sich von selbst. 


Der erste Rationalisierungsversuch wird zweifellos darauf ge- 
tichtet sein, die Personalkosten einzuschränken. Die Verkaufs- 
abrechnung ist im kaufmännischen Bereich die personal-inten- 
sivste Abteilung, und die Personalkosten dominieren bei ihr 
sowohl absolut als auch relativ. Setzt man hier den Hebel an, 
dann wird im Regelfall die Kostensenkung am deutlichsten 
sichtbar, ganz zu schweigen von der Notwendigkeit, bei dem 
gegenwärtigen Arbeitskräftemangel Personal einzusparen. 


Als zweite Kostenartengruppe habe ich die Kosten der Büro- 
maschinen und Büromittel erwähnt. Sie sind bei den EVU, die 
ihre Abrechnungen durch Lochkattenanlagen erstellen, von 
beachtlicher Bedeutung. Bei einigen neuen Verfahren ist eine 
lochkattenmäßige Abrechnung überhaupt erst die Vorausset- 
zung. Auch das spezielle Verfahren der Stadtwerke Düsseldorf 
beruht auf der Lochkartentechnik. 


Der dritte Kostenfaktor sind die Zinskosten. Sie hängen in 
ihrer Höhe vom durchschnittlichen Rechnungsbetrag, von der 
Länge der Verbtauchs- und Rechnungsspanne und vom Zins- 
tuß ab. Man bezeichnet diese Kostenatt vielfach auch als „kal- 
kulatorisch‘“ und verbindet damit die Vorstellung, daß sie sich 
somit nicht auf die Liquidität auswirken würde. Diese Ansicht 
ist fehlerhaft: Die Zinskosten sind nicht nur in der Kalkulation 
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vorhanden, sondern sie beeinflussen den Erfolg und die Liqui- 
dität unmittelbar. Ein Vergleich mehrerer Verfahren unterein- 
ander ist überhaupt erst dann durchführbar, wenn man die ent- 
sprechenden Zinskosten berücksichtigt. 


Die traditionellen Abrechnungsverfahren 


Die Forderung nach der kostengünstigsten Abrechnungs- 
form hat ee typische Verfahren entstehen lassen. In 
der Praxis unterscheidet man bekanntlich nach der Tätigkeit des 
Außendienstpersonals folgende Verfahren: 


das direkte Verfahren, 
das indirekte Einwegverfahren und 
das indirekte Zweiwegeverfahren. 


Diese drei Verfahren möchte ich die traditionellen nennen, 
und zwar deshalb, weil in der Zwischenzeit einige Abwandlun- 
gen und Veränderungen geschaffen wurden, bei denen man die 
ursprünglichen Verfahren kaum noch zu erkennen vermag. Die 
drei traditionellen Verfahren wurden im Anfang für eine mo- 
natliche Abrechnungsperiode angewendet. Der Monat als Ab- 
rechnungszeitraum ist aber in der heutigen Zeit vielfach nicht 
mehr die optimale Zeitspanne. Deshalb hat man auch hier zu- 
nächst den Hebel zur Verbesserung — sprich Rationalisierung 
— angesetzt. Der Abrechnungszeitraum wurde verlängert. Die 
Verlängerung der Abrechnungsperioden ist somit die erste Va- 
riation. Natürlich kann die Abrechnungsperiode nicht über- 
mäßig lang ausgedehnt werden, um nicht die Zinskosten zu 
gtoß werden zu lassen. Unter Umständen könnten nämlich die 
daraus sich ergebenden Kostensteigerungen die Kostenerspar- 
nisse bei den anderen Kostenartengruppen seht leicht übertref- 
fen. Um diesen Mangel zu beheben, kann zwischen den norma- 
len Abrechnungen eine Zwischenrechnung aufgemacht und also 
eine Zwischenzahlung geleistet werden. Damit haben wir die 


zweite Variante, die darin besteht, daß innerhalb der verlänger- 


ten Abrechnungsperiode für eine vollständige Rechnung nun- 
mehr Zwischenrechnungen eingeschoben Sind 


Dem Nachteil einer Verlängerung der Abrechnungsperiode 
kann aber auch dutch andere Maßnahmen begegnet werden. 
Einige EVU haben sich daher überlegt, die Fälligkeit des auf 
den Monat bezogenen Grundbetrages zu ändern. Sie sind dabei 
von dem Gedanken ausgegangen, daß vor allem bei den indi- 
rekten Verfahren dem EVU erhebliche Zinskosten entstehen, 
die sich dadurch mildern lassen, daß man den Grundbetrag im 
voraus berechnet. Dieses Vorziehen des Grundbetrages ist na- 
mentlich zum Zeitpunkt des Übergangs auf ein mehrmonatli- 
ches Abrechnungsverfahren vorteilhaft. Durch die Vorwegbe- 
rechnung des Grundbetrages kann so der Einnahmeausfall ver- 
mindert werden. Am Rande sei bemerkt, daß durch die zeitliche 
Verschiebung von Grund- und Arbeitsbetrag ein etwas kom- 
plizierter Ansatz zur Errechnung der Zinskosten notwendig 


‚wird. Die Vorausberechnung des Grundbetrages ist damit eine 


weitere Abwandlung der traditionellen Verfahren. 
Ein neues Verfahren 


' Bei den bisher erwähnten Abwandlungen sind die Grund- 
funktionen der dtei traditionellen Verfahren im Prinzip erhal- 
ten geblieben. Sie treten nur nicht mehr so oft innerhalb eines 
bestimmten langfristigen Zeitabschnitts in Erscheinung. Die 
Änderung kann aber auch noch weitergehen. In diesem Fall 
wird eine Funktion vollkommen herausgenommen, mit ande- 
ren Worten: Die drei traditionellen Verfahren setzen im Außen- 
dienst das Ablesen und das Kassieren — entweder getrennt oder 
zusammen — voraus. Entfällt nun beispielsweise die Kassierer- 
funktion, dann hat man ein Verfahren, das nicht durch die her- 
kömmlichen Begriffe, wie direkt, indirekt Einweg oder Zwei- 
wege, charakterisiert werden kann. Ich glaube, man sollte in die- 
sem Fall von einem neuen Verfahren sprechen. Das Verfahten, 
das bei den Stadtwerken Düsseldorf gegenwärtig angewendet 
wird, kennzeichnet sich wie folgt: 


Zweimonatliches Abrechnungsverfahren bei Einsatz von 

Ablesern, Erstellen der Rechnung durch Lochkartenanlagen, 

Zusenden der Rechnung dutch die Post und Einzahlen durch 

‚den Kunden. 

Es leuchtet ein, daß durch eine solche Vereinfachung, d.h. 
Einsparen einer ganzen Funktion, sehr beachtliche Kostenvor- 


teile erzielt werden köhnen. Die Stadtwerke Düsseldorf, 
diesen Weg gegangen sind, haben die Einkassiererfunktion 
geschafft. Bei ihnen erfolgt das Inkasso praktisch barge 
los. Wichtig ist dabei aber auch die Erkenntnis, daß nicht: 
der Außendienst im erhöhten Maß abgebaut wurde, sond 
daß auch gleichzeitig der Innendienst zweckmäßiger organis 
werden konnte und sogar eine gewisse ee zu Y 
zeichnen wat. 


Mit diesen allgemeinen Betrachtungen wollte ich den thec 
tischen Hintergrund noch einmal kurz skizzieren, vor demn 
mehr die praktischen Überlegungen durchgeführt werden : 
len. Es kam mir darauf an, die grundsätzlichen Möglichkei 
und Grenzen einer Rationalisierung im Bereich der Verkaı 
abtechnung anzudeuten. Bei diesen theoretischen Abhandlı 
gen habe ich die Erkenntnisse und Arbeiten des VDEW- 
beitskreises „‚Verkaufsabrechnung‘‘, dem ich angehöte, w« 
gehend verarbeitet. Im zweiten Teil des Vortrags möchte 
schildern, wie wir die Probleme im einzelnen bei unserem W 
gelöst haben. 


Umstellung auf zweimonatliche Abrechnung 


Lassen Sie mich zunächst durch einige allgemeine Angal 
die Bedeutung Düsseldorfs innerhalb der Versorgung 
schaft veranschaulichen: i 


Düsseldorf hat etwa 700000 Einwohner, die in einem var 
gungsgebiet mit in der Hauptsache geschlossener Bauweise 
ben. Nur in den Randgebieten ist die Bauweise aufgelocke 
Die Stadtwerke sind ein kommunales EVU im Querverbu: 
Zur Zeit sind rd. 450000 Strom-, Gas- und Wasserzähler für ( 
Verbrauchsstellen der rd. 250000 Tarifkunden eingebaut. I 
Stromzähler stehen geschlossen in einem Zählerkasten in d 
Hausfluren, die Gaszähler in sinnvoller Reihenanordnungüb 
und untereinander in besonderen Kellerräumen, in denen me 
auch die Wasserzähler der Häuser angebracht sind, 


Diese Anordnung der Zähler hat seinerzeit die Wahl de 
direkten es für die Verkaufsabre | 
stimmt. 


Bis 1955 wurde einmonatlich unter Verwendung einer Bo, 
karteneintichtung kontinuierlich abgerechnet. Dann entschl 
sich die Werkleitung, unter Beibehaltung der Verfahrens 
auf die zweimonatliche Abrechnung überzugehen. Auf Wuns 
des Werksausschusses und in Absprache mit dem damalige 
Betriebsrat wurde die Umstellung nicht schlagartig, sondern 
Lauf des Jahres 1956 vorgenommen, damit genügend Zeit v 
blieb, die freiwerdenden Arbeitskräfte an anderen Stellen « 
Betriebes unterzubringen. Diese gesamte Aktion war mit d: 
Ablauf des Jahres 1956 beendet. Es wurden insgesamt 59 / 
beitskräfte frei, und zwar 18 Ableser, 25 Gelderheber und 16 
Innendienst für die Verkaufsabrechnung tätig gewesene / 
beitskräfte. An Sachaufwand wurden mengenmäßig jähtl; 
gespatt: R 

1,3 Mio Rechnungsformulare, 

0,8 Mio Lochkarten, 

die Dienstkleidung und die Dienstfahrkarten für die ein: 

sparten 43 Außendienstkräfte, 
undan Maschinenkraft wurden gleichzeitig für andere Arbeit 
frei: 

1 Tabelliermaschine, 

2 Sortiermaschinen und 

3 Locher. 


Das gleichzeitig für andere Arbeiten entbehrlich geworde 
Lochkartenpersonal ist in der gesparten Zahl von 16 bisher 
Innendienst für die Verkaufsabrechnung tätig gewesenem P 
sonal enthalten. 


Im Zuge dieser Umstellung haben wir rd. 15000 dtreistelli 
Stromzähler gegen vierstellige auswechseln müssen, um bei ( 
verlängerten Ablesezeit ein Überlaufen zu vermeiden. Bei < 
Gas- und Wasserzählern war dieses nicht erforderlich, da sie V 
vornherein groß genug ausgelegt waren. 

Die Umstellung auf die zweimonatliche Abrechnung wut 
den Kunden rechtzeitig dutch entsprechende Handzettel, 
den voraufgehenden Rechnungen beigefügt waren, bekan 


n. Wir können sagen, daß unsere Kunden zum überwie- 
‚den Teil verständnisvoll reagiert haben, so daß die geringen 
sprüche, die nun einmal nicht aus der Welt zu schaffen sind, 
ıt ins Gewicht fielen und nach individueller Behandlung 
“geräumt werden konnten. Durch einen entsprechend ge- 
‚ekten Anhang zur AVB wurde auch rechtlich die Umstellung 
tützt und damit ‚endgültig zum Abschluß gebracht. In die- 
ı Zusammenhang sei noch erwähnt, daß wir bewußt von der 
i:derung nach 2 cherahlimeln zur Sicherung des monat- 
‚en Geldeingangs Abstand genommen haben. Die Einspa- 
‚gen an Personal-, Material- und Maschinenkosten waren so 
ß, daß die Finsverluste durch Verschiebung des Zahlungs- 
taums,nicht wesentlich ins Gewicht fielen, zumindest aber 
it den großen Erfolg gefährden konnten, der durch die Ko- 
2einsparungen auf anderen Gebieten erzielt worden war. 


[ürere Rationalisierung 


ung der immer noch zu personalintensiven Verkaufsabrech- 


ıg wurden in der Folge von neuen und wesentlichen Fakto- 
"beeinflußt. 


13 
Die Vollbeschäftigung brachte es mit sich, daß in zunehmen- 
n Maß die Zahl der Kunden wuchs, die am Tag der Able- 
ıg und des Inkassos nicht anzutreffen waren, so daß unsere 
wer und Kassierer unverrichteterdinge weitsrzichen muß- 
. Hinsichtlich der Ablesungen Bi wir insofern eine 
re Lösung gefunden, als wit die betreffenden Kunden gebe- 
- haben, uns Zweitschlüssel zu ihren Häusern bzw. Rellern 
| Kellerräumen zu überlassen. So verwaltet das Büro der Ab- 
ergruppe zur Zeit rd. 12000 Haus- und Keller- bzw. Keller- 
ımschlüssel, die uns zu getreuen Händen übergeben worden 
d, so daß unsere Ableser auch bei Abwesenheit der Kunden 
gehindert Zugang zu unseren Zählern haben. Mit anderen 
inden wurden bestimmte Stunden an den Ablesetagen ver- 
ıbart, in denen sie anwesend sind. 


unser fortgesetzten Überlegungen zur weiteren Rationali- 
|} 


ER 


Eine gleiche oder ähnliche Lösung konnte aber für die Kas- 
»rergänge nicht gefunden werden, so daß die Reste nach 
m ersten Vorzeigen, die im Durchschnitt bei 30 v.H. gelegen 
tten, sehr erheblich anstiegen. Hinzu kamen noch die vielen 
Ile, in denen Kunden sich die Rechnungen mit dem Hinweis 
shändigen ließen, sie würden die Rechnungsbeträge überwei- 
1. Auf diese Weise wurden Bezirke mit Resten bis zu 80 v.H. 
gerechnet. Hier leisteten unsere Kassierer also echte Brief- 
‚gerdienste, die mit der Zeit sehr aufwendig wurden. 


Dieser für uns untragbare Zustand mußte beseitigt werden. 
on in Frage kommenden Kunden haben wir kurzerhand mit- 
teilt, daß wir ihnen künftig die Rechnungen mit der Bitte zu- 
ıden würden, sie innerhalb der Zahlungsfrist von 7 Tagen zu 
gleichen. Diese Maßnahme haben wir fortgesetzt, indem wir 
kurzen Zeitabständen nach und nach alle Kunden auf Kun- 
neinzahlung umstellten, bei denen die Kassierergänge frucht- 
s verlaufen waren. Auf diese Weise machte sich bereits eine 
ürbare Schrumpfung des Inkassodienstes bemerkbar. Die da- 
tch freigewordenen Kassierer wurden von anderen Betriebs- 
len übernommen. 


Daneben lief eine großangelegte Werbeaktion für Bank- 
ıd Postscheckabbuchungen mit dem beachtlichen Er- 
[g, daß zur Zeit rd. 50000 Kunden ihren Banken und Post- 
heckämtern Daueraufträge gegeben haben. Diese Zahl lag 
55. noch bei rd. 8000. Die 50000 Daueraufträge machen 
„H.der zweimonatlich auszustellenden rd. 250000 Rechnun- 
ı für Tarifkunden aus. Der Prozentsatz ist aber in Wirklich- 
it höher, da viele Daueraufträge für mehrere Verbrauchsstel- 
ı der Derchenden Kunden ausgestellt sind, für jede Ver- 
auchsstelle aber eine Rechnung ausgefertigt wird. 


Es ist bekannt, daß die Postscheckämter leider bisher noch 
ht die banküblichen Gewohnheiten übernommen haben, den 
ınden mit den Lastschtiften auch fremde Belege wie Rech- 
ngen zu übersenden. Dahingehende Bemühungen der Ver- 
nde und einzelner Versorgungsunternehmen hatten bisher 
inen Erfolg. Die Stadtwerke Düsseldorf sind hier aber einen 
hritt weitergekommen. Sie haben nach der Vordruckgröße 
t Fernmelderechnung ein Einziehungsauftragsformular ent- 
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wickelt und auf dem Lastschriftabschnitt in doppelter Größe 
ihren Rechnungsvordruck angeordnet. Nach Beschriftung des 
Einziehungsauftrags wird die äußere gummierte Hälfte des 
Lastschriftabschnitts nach rückwärts gefaltet und auf die andere 
Hälfte des Lastschriftabschnitts geklebt. Nun hat das Formular 
die normale Größe eines Postscheckformulars. Nach Abbu- 
chen des Rechnungsbetrages vom Postscheckkonto erhält der 
Kunde den Lastschriftzettel und hat damit zugleich die quit- 
tierte Rechnung der Stadtwerke in den Händen. 


Es hat langer Verhandlungen und Überlegungen mit den 
internen Dienststellen der Postscheckämter bedurft, bis das 
Bundespostministerium mit Schreiben vom 18. Dezember 1956 
seine Zustimmung erteilte. Dieses Verfahren ist inzwischen 
auch von anderen Versorgungsunternehmen übernommen wor- 
den. 


Die Werbung um die Erteilung von Daueraufträgen ist auch 
heute noch nicht beendet, sondern sogar noch erweitert wor- 
den. Alle Betriebsangehörigen sind aufgefordert worden, so- 
weit sie bei Ausübung ihrer betrieblichen Tätigkeit hierzu Ge- 
legenheit haben, den Kunden die Erteilung von Daueraufträ- 
gen zu empfehlen, da sich die Kunden damit Zeit und Wege 
sparen. Kunden, die immer noch mit Schecks bezahlen, werden 
angesprochen, ebenso Kunden, die Neustellungen von Zählern 
beantragen oder Wohnungswechsel vornehmen. 


Es war selbstverständlich, daß unsere Betriebsangehörigen 
selbst sowie alle im Ruhestand lebenden ehemaligen Betriebs- 
angehörigen, nachdem wir alleGehalts-und Lohnzahlungen so- 
wie die Zahlungen von Ruhegeldbezügen über Gehaltsscheck- 
konten abwickeln, für Abbuchungen von Gehaltsscheckkonten 
gewonnen werden mußten. Diesem Bemühen war von vornher- 
ein der Erfolg sicher, da die Einsicht und das Verständnis der 
Werksangehörigen für die Belange ihres Werks vorausgesetzt 
werden durften. 


Da sich die Zahlung von Monatslöhnen und die Einrichtung 
von Gehaltsscheckkonten bei den in Düsseldorf ansässigen 
Großfirmen in starkem Auftrieb befinden, haben wir auch hier 
eine Gelegenheit für die Werbung ausgenutzt. Wir haben zu- 
nächst vier Großfirmen angesprochen mit dem Erfolg, daß eine 
Firma 1000 und die andere 1500 Abbuchungsauftragsformulare 
bei uns anforderte. Weitere Anforderungen werden erwattet. 


Darüber hinaus haben wir mit Anlauf des letzten Rechnungs- 
abschnitts den Rechnungen, die den Kunden zugesandt und 
von ihnen in bar bezahlt werden, blaue Abbuchungsaufträge im 
Postkartenformat beigefügt, denen links ein perforierter kleiner 
Abschnitt mit entsprechendem Werbetext angefügtwurde. Dar- 
aufhin sind in den letzten fünf Wochen arbeitstäglich im Mit- 
tel rd. 80 Bankabbuchungsaufträge unterschrieben eingegangen, 
so daß wir bis zum Ablauf des Rechnungsabschnitts mit einem 
weiteren Zuwachs von rd. 3500 Daueraufträgen rechnen dür- 
fen. Diese Aktion sollin Abständen wiederholt werden. 


Alle diese mit Erfolg ausgenutzten Möglichkeiten begünstig- 
ten die von uns beabsichtigte Schrumpfung des Barinkassos der- 
art, daß es nur noch eine Frage der Zeit wat, auch den Rest der 
Kunden, bei denen die Rechnungen noch kassiert wurden, auf 
Kundeneinzahlung umzustellen. 


Es konnte zudem nicht ausbleiben, daß die Pläne für die Kas- 
sierergänge, die im indirekten Zweiwegeverfahren auf die Ab- 
lese- und Lochkartenpläne abgestimmt sein müssen, um einen 
reibungslosen kontinuierlichen Rechnungsablauf zu gewähr- 
leisten, und die bisher konstant waren, problematisch wurden. 
Der Arbeitseinsatz der ständig rückläufigen Zahl von Kassie- 
rern mußte nunmehr von Rechnungsabschnitt zu Rechnungs- 
abschnitt und in der letzten Zeit sogar von einem Tag zum an- 
deren neu geplant werden, was sich sehr störend bemerkbar 
machte. Wir entschlossen uns daher im Frühjahr des vergange- 
nen Jahres, auch den Rest des Barinkassos abzuschaffen. Inner- 
halb vonzweizweimonatlichen Rechnungsabschnitten war diese 
Umstellung vollzogen. Die betreffenden Kunden wurden durch 
eine entsprechende Mitteilung, die der letzten Rechnung beige- 
fügt wurde, verständigt, daß wir aus Rationalisierungsgründen 
künftig die Rechnungen nicht mehr an der Tür kassieren wür- 
den. Wir baten, die Rechnungsbeträge innerhalb der Zahlungs- 


frist von 7 Tagen bei einer Bank oder Sparkassenzweigstelle, 
die ihrer Wohnung am nächsten liege, einzuzahlen. Auf der 
Rückseite dieser Mitteilung waren alle Bank- und Sparkassen- 
stellen Düsseldorfs angegeben. 


Zuvor hatten wir in vielen Besprechungen die Banken und 
Sparkassen auf unser Vorhaben vorbereitet. Wir haben hier viel 
Verständnis erfahren, zumal anerkannt wurde, daß mit dieser 
Einrichtung zugleich das Interesse des breiten Publikums für 
ein Bankkonto geweckt wird, also ein Werbemoment für die 
Banken vorhanden ist. Wie erwartet erhielten wir aus Kunden- 
kreisen eine Reihe von Zuschriften, in denen die verschieden- 
sten Gründe angeführt wurden, warum der oder jener den Weg 
zur Bank oder Sparkasse nicht machen konnte oder wollte. Wir 
haben einen redegewandten Fachmann aus der Verkaufsabrech- 
nung beauftragt, jeden der Einsprüche bei persönlichen Besu- 
chen zu bearbeiten und in aufklärenden Gesprächen die Kun- 
den von der Notwendigkeit der Umstellung zu überzeugen. 
Auf diese Weise haben wir erreicht, daß diese Kunden ihre an- 
fänglichen Widerstände aufgaben und viele uns sogar noch 


 Bankaufträge übergaben. Ganz hartnäckigen — und hier han- 


delt es sich um ganze sechs Kunden — haben wir gesagt, daß 
wir bei ihnen künftig durch unsere Sperrbeauftragten kassieren 
lassen würden. Sollten diese Beauftragten jedoch einmal ver- 
geblich kommen, müßten wir auch sie auf Kundeneinzahlung 
umstellen. 


Aber auch zustimmende Mitteilungen blieben nicht aus. Viel- 
fach stellte man die Frage, warum nicht schon längst das Kas- 
sieren an der Tür eingestellt worden sei. Bisher hatte man sich 
immer für den Kassierer bereithalten müssen, ein Umstand, den 


man als lästig empfand. Solche und ähnliche Äußerungen wa- 


ren für uns ermutigend. 


Durch innerbetriebliche Reorganisation im Kassenbereich 
der Stadtwerke konnte hier ein Mehrbedarf an Personal abge- 
fangen werden, der sonst notwendig gewesen wäre, um die 
durch die Umstellung hervorgerufene Mehrarbeit aufzufangen. 


Einige besondere Angaben: 
Dutch die Abschaffung des Barinkassos und die Umschaltung 
auf Kundeneinzzhlungen konnten die restlichen 37. Kassierer 


N freigemacht undebenfalls an anderen Stellen des Betriebes einge- 


setzt werden. Heute sind im Außendienst außer 38 Ablesern 
nur noch 15 Sperrbeauftragte beschäftigt. 


Die frühere Rechnungsspanne — die Zeit vom Ablesen bis 
zur Vorlage der Rechnung beim Kunden — betrug bei der ein- 
‚monatlichen Abrechnung noch 14 Kalendertage. Diese Spanne, 
die jetzt bis zum Absendetag der Rechnung reicht, beträgt heute 
nur noch 9 Kalendertage. Sie wurde durch Verbesserungen der 


"Arbeitsabläufe sowie unter dem Einfluß der 45-Stunden- Woche 


allmählich bis auf die heutige Zeit herabgemindert. Unter ande- 
rem wurde die Adremaanlage beseitigt, und die Adressierungen 
der Rechnungen wurden gleichzeitig mit dem Ausfertigen der 
Rechnungen in einem Arbeitsgang von einer alphabetschrei- 
benden Lochkartenmaschine übernommen. Außerdem wurden 
alle zeitlichen Reserven, die in den einzelnen Arbeitsabläufen 


‚noch vorhanden waren, ausgeschöpft. Dutch diese wesentliche 


Verkürzung der Rechnungsspanne konnten die Zinsverluste, 
die durch die Verlängerung des Abrechnungszeitraumes einge- 
treten waren, zum Teil wieder wettgemacht werden. 


Es wird interessieren, einiges über den Postversand unse- 
rer Rechnungen zu erfahren: Unsere Rechnungen werden ma- 
schinell gefalzt und kuvertiert zum Versand gebracht. Beide 
Vorgänge wickeln sich über zwei Maschinen ab. Die manuelle 
Betätigung ist dabei auf das Einlegen der gefalzten Rechnungen 
und der Kuverte in die Kuvertiermaschine beschränkt. Letztere 


"hat zur Zeit noch zwei Füllstellen für die Rechnungen und eine 


Beigabe. Sie kann aber bis auf sechs Füllstellen erweitert wer- 
den. Es ist also möglich, alle Arten von Benachrichtigungen 


und Werbedrucksachen ‘den Rechnungen maschinell beiz 
gen. Ve 
Die Leistung der Kuvertiermaschine beträgt rd. 4000 R 
nungen in der Stunde. Ungefähr das Doppelte leistet die } 
maschine, so daß etwa in 1!/, Stunden, sofern keine Störun 
auftreten, 4000 Rechnungen versandfertig sind. Da täglich 
5000 Rechnungen versandfertig gemacht werden müssen, ı 
den beide Maschinen für diese Zwecke täglich 2 Stunden 
lastet. 

Wir konnten nach Verhandlungen mit der Oberposi 
tion Düsseldorf erreichen, daß unser täglicher Rechnungs 
sand durch seine Auflageziffer als Malsenden anerk: 
wurde, so daß wir je Drucksache nur 5 Pf. zu zahlen Bel 
Mit der Einsparung von 2 Pf. je Drucksache ist der Ansc 
fungswert der Kuvertiermaschine von 27000 DM bereit 

einem Jahr getilgt. Diese Maschinen werden daneben für 
Falzen und Kuvertieren der täglichen Mahnungen sowie 
Lohn- und Gehaltsabrechnungen eingesetzt. Trotzdem sind 
Maschinen noch nicht voll & 


Wenn wir heute unsere Rechnungen versenden, so liegt. d 
für unsere Kunden aller eine Annehmlichkeit, 
brauchen sich nicht mehr für unsere Kassierer bereitzuhal 
sondern können innerhalb der Zahlungsfrist den Tag selbst 
stimmen, an dem sie ihre Rechnung bezahlen wollen. Trotz 
haben wir festgestellt, daß die Mehrzahl der Kunden die] 
zahlung sofort es Erhalt der Rechnung vornimmt. E% 


er 


Die säumigen Zahler haben wir anfänglich sofort nach 
lauf der Zahlungsfrist kostenpflichtig mit einer Frist von 7 
gen gemahnt. Wir haben aber erfahren müssen, daß durel 
zwischen eingehende Zahlungen ein großer Teil der Mahr 
gen wieder hinfällig wurde. Heute mahnen wir erst 3 Tager 
Ablauf des Zahlungsziels, da dann auch die am letzten Zah 
geleisteten Zahlungen einschließlich der Überweisungen dı 
Postanweisungen und Zahlkarten zu unserer Kenntnis gels 
sein dürften. Didoreh haben wir uns 50 v.H. der bisher au: 
schriebenen Mahnungen ersparen können. E 


Am 12. Tag nach Abgang der Mahnung — wit räumen 
nochmals eine Schonfrist von 5 Tagen ein — werden die 2 7ä 
der Kunden gesperrt, die auch bis dahin ihre Zahlung r 
nicht geleistet haben. Die Reste nach Ablauf des Zahlungsz 
der erfolglosen Mahnung und nach Durchführung der $ 
rung lagen zur Zeit des Birinkdssos noch bei 1,5 v.H. der: 
der Rechnungen. Sie sind heute auf 0,2 v.H. abgesunken. 
Zahlukemoral ist also nicht, wie wir anfänglich erwartet 
ten, durch den Übergang auf die N. Abrechn 
und die nunmehr eingeführte Kundeneinzahlung negativ 
einflußt worden, sondern sie ist, wie die angegebenen. 
beweisen, Ge hend gestiegen. Ei 


Zusammenfassung $ | 
Damit komme ich zum Schluß: } 


Die Stadtwerke Düsseldorf haben als bedeutendes komm 
les EVU im Querverbund das Barinkasso abgeschafft und 
Kundeneinzahlungen umgeschaltet. Dieser neue Schtitt 
dem Wege zur Rationalisierung unserer Verkaufsabrechn 
war nicht ohne Wagnis, denn wir wußten nicht, welche R 
nanz unsere Maßnahme in der breiten Öfentlichkeit fi 
würde. Der Erfolg hat aber gezeigt, daß im Publikum doch 
mehr Sinn für reale Notwendigkeiten vorhanden ist, als schl: 
hin angenommen wird. f 


Diese für uns sehr angenehme Feststellung hat uns zı zu 
Überzeugung gebracht, daß allgemein das Beharrungsve 
gen des Publikums noch sehr stark überschätzt wird. Man 
gut daran, diese sehr wichtige Feststellung bei allen Ratio! 
sierungsvorhaben in die Betrachtungen einzubeziehen un 
gebührend zu berücksichtigen. 


‘danke dem Vortragenden für seine ausgezeichneten Aus- 
tungen, die für uns, die wir in der Praxis stehen, von großem 
Ieresse sind, und bitte um Beantwortung einiger Fragen. 


] 


ie sagten, daß die Arbeit im Mahnwesen auf die Hälfte ver- 
dert werden konnte. Durch welche Maßnahmen haben Sie 
‚sen Erfolg erzielt? Eine weitere Frage geht dahin, wer die 
‚sten für GR Überweisung trägt, und See eine letzte Frage, 
‘die sich auch meine einzigen Bedenken gegen Ihr en 
“ipfen:; wann sieht der Kunde eigentlich einmal einen Mann 
ın Elektrizitätswerk? Sie lassen, ohne die Einwohner anzu- 
sechen, die Wohnungen aufsuchen, da Sie über die Schlüssel 
4-13000 Wohnungen verfügen. Det Ablesevorgang ge- 
“ieht meistens in Absretenheit des Kunden, der dann den 
rtrauensmann des Elektrizitätswerkes üherhsupt nicht mehr 
at. Das sind meine alleinigen Bedenken, die ich gegen diese 
tzüglich aufgebaute Organisation vorzubringen habe. 


Sie sagten, man darf das Beharrungsvermögen der Kunden 
ht en und man soll auch nicht immer sagen, das 
at bei uns nicht. Wenn rationalisiert werden muß, dann wet- 
a Sie wohl immer hörten, das geht bei uns nicht, hier sind an- 
eV. erhältnisse. Das ist Unsinn, wenn einem das entgegenge- 
iten wird. Es kann natürlich nicht das, was hier gelingt, auch 
rt gelingen. Ich möchte sagen, was bei Ihnen in einer Groß- 
dt bei einem Wöhlhaberklen Abnehmerpublikum und bei 
er gewandten Bevölkerung — das kann ich den Düsseldor- 
a schon zusprechen — gelingt, das braucht zum Beispiel 
i einer etwas schlichter veranlagten Bevölkerung nicht zu 
lingen, besonders nicht in einem Landgebiet. 


Persch, Duisburg: 
Für eine Beantwortung folgender Fragen wäreich dankbar: 


1. Sie erwähnten, daß beim Übergang vom monatlichen zum 
‚eimonatlichen Abrechnungsverfahren die AVB geändert 
d ein Werksausschußbeschluß herbeigeführt wurde. Unter- 
hmen Sie dasselbe bei dem viel stärkeren Einbruch in das 
jherige Verfahren dutch die Änderung der Holschuld in eine 
ingschuld? 

2. Wie haben in Düsseldorf die Sparkassen und Banken auf 
n Postversand der Verbrauchsabrechnungen reagiert? Ob- 
yhl der Postversand erst in der Planung ist, werden in Duis- 
1g von der Sparkasse ernste Bedenken erhoben. Die Steige- 
ng der Einzahlungen würde zusätzliches Personal erfordern, 
daß der Rationalisierungsgewinn der Stadtwerke von der 
arkassc aufgebracht werden müßte. 


3. Nach den Darlegungen des Herrn Löer verblieben nach 
zug der unmittelbaren Postscheck- und Bankabbuchungen 
ch rd. 150000 zu präsentierende Rechnungen durch die Geld- 
heber. Hiervon dürften nach Erfahrungswerten rd. 30 v.H. 
erster Vorzeigung nicht bezahlt werden. Für rd. 100000 
chnungen war somit eine Zahlungskontrolle nicht notwen- 

5, die nun beim Postversand zusätzlich erwächst. Dazu bringt 
ee hseräumte Zahlungsziel von 7 Tagen einen Pinahställl 
utde geprüft, ob es sich kostenmäßig lohnt, bei den bisheri- 
ntreuen Zahlern doch noch die Holschuld beizubehalten und 
n bisherigen säumigen Zahlern die Rechnung durch die Post 
gehen zu lassen? Zweifellos wird die innere Verwaltungsar- 
it durch die Zahlungskontrolle für alle Rechnungen wachsen. 
itscheidend ist A in welchem Verhältnis dieses Mehr zu- 
glich Zinsausfall und Versandkosten zu den Einsparungen an 
Bellen Kosten der Gelderheber steht. 


Eh Wiesbaden: 


Ich freue mich immer wieder, wenn Vertreter unserer Ver- 
rgungsunternehmen zu Organisationsfragen mit der Begei- 
rung Stellung nehmen, wie es Herr Löer getan hat. Praktisch 
es allerdings so, daß jeder zunächst einmal versucht, eigene 
kenntnisse zu sammeln und eigene Wege zu gehen, die aber 
"ht ohne weiteres mit den Verhältnissen anderer Unternehmen 
rgleichbar sind. Wir haben uns in den beiden Verbänden 
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schon oft darüber Gedanken gemacht, ob es nicht doch möglich 
ist, mehr das Gemeinsame zusammenzufassen. Letzten Endes 
handelt es sich doch immer um die gleichen Funktionen. Es 
müssen Zähler abgelesen, der Verbrauch berechnet, und es muß 
Geld kassiert werden. Auf welchem Weg und in welchem Zeit- 
abschnitt dies am zweckmäßigsten getan wird, das ist das einzige 
Problem, mit dem wir uns beschäftigen sollten. 


Herr Löer hat seine Ausführungen schr stark auf die Schilde- 
rung der Düsseldorfer Erfahrungen begrenzt. Die Dinge sehen 
schon ganz anders aus, wenn ein Unternehmen nicht zweimo- 
natlich abliest und abrechnet, sondern einen anderen Turnus 
gewählt hat. Wir wissen, daß in Hamburg jährlich nur einmal 
abgelesen wird. Darin steckt zunächst der größere Vorteil in 
dem Ablesungseffekt. Bekanntlich gehen die Auffassungen, 
welche Zeitspanne für die Ablesung gewählt wird, weit ausein- 
ander. Das Unternehmen, welches ich vertrete, nimmt seit 3! / 5 
Jahren die dreimonatliche Ablesung vor, erhebt allerdings mo- 
natlich Zwischenzahlungen. Ich möchte bewußt zunächst die 
Frage, wie das Verfahren gehandhabt wird (Hol- oder Bting- 
schuld), zurückstellen. Ich weiß aber, daß eine Reihe von Un- 
ternehmungen Organisationsmaßnahmen nicht durchführen, 
weil sie die Schwierigkeiten der Unterbringung freiwerdender 
Arbeitskräfte nicht meistern können. Ich persönlich stehe auf 
dem Standpunkt, daß man in jedem Fall bessere Organisations- 
maßnahmen durchführen sollte, selbst wenn die Personalfragen 
zunächst nicht geklärt werden können. 

Im Augenblick haben wir nicht die Absicht, von der Hol- 
zur Bringschuld überzugehen. Vor allen Dingen denken wir 
dabei an die Möglichkeit der Durchführung eines Kunden- 
dienstes. Wir gehen von der Überlegung aus, daß wir ein Wirt- 
schaftsunternehmen sind und keine Behörde und daß die Kun- 
denpflege nicht vernachlässigt werden darf. Schließlich haben 
unsere Abnehmer eine Reihe von Sorgen und die möchten wir 
gern kennenlernen. 


Eines haben wir getan; wir haben der relativ großen Zahl 
von Abnehmern, die nicht angetroffen werden, oder die beim 
ersten Vorzeigen der Rechnung keine Zahlung leisten, die 
Rechnungen dutch die Post zugestellt. Von unseren 80000 
Rechnungen, die wir monatlich ausschreiben, entfallen zu- 
nächst 15000 auf die Bankabbuchung, 20000 Rechnungen 


werden mit der Post zugeschickt und nur noch der Rest von 


45000 Rechnungen wie bisher von den Gelderhebern vorge- 
legt. Dabei wird unterstellt, daß es sich bei den zuletzt Genann- 
ten um Abnehmer handelt, von denen wir mit Sicherheit bei 
der ersten Anforderung unser Geld bekommen. 


Aber wir haben noch etwas andetes getan: Wir haben die ge- 


samte persönliche Nachkassierung eingestellt und sämtliche 
Restekassierer einer Kundendienstkolonne für das Gaswerk zu- 


geteilt. Dort sollen sie wichtigere Funktionen ausüben. Warum 


haben wir uns zu diesem Schritt entschlossen? Die Restekassie- 
rer bekamen je Tag 30 bis 32 Rechnungen ausgehändigt; sie 
haben täglich 10 bis 11 bezahlte Rechnungsbeträge mitgebracht. 
Wenn man berücksichtigt, daß die Kosten für einen Gelderheber 
je Tag 25,— DM betragen, so hat sich also der Aufwand für 
einen etledigten Fall auf etwa 2,50 DM gestellt. Manchmal wur- 
den Beträge kassiert, die niedriger lagen als die entstandenen 
Kosten. Damit hat jedoch die Nachkassierung ihren Sinn ver- 
loren. Aus diesem Grunde wird in Zukunft die Mahnung der 
nicht bezahlten Rechnungsbeträge nur noch schriftlich durchge- 
führt. Jede Mahnung kostet 1,— DM. Das bedeutet, daß ein 
Abnehmer, der dreimal gemahnt wurde, 3, — DM entrichten 
muß. Sollte nach dr imaliger Mahnung keine Zahlung erfolgt 
sein, so übergeben wit die Rechnung dem Gelderheber, der die 
monatlichen Beträge kassiert. Dieser hat auch das Recht, Spet- 
ren durchzuführen. Von den 45000 Rechnungen, die dutch die 
Gelderheber vorgelegt werden, zuzüglich der 20000 durch die 
Postzustellung sind am Ende eines Monats nur noch ungefähr 
200 bis 220 Rechnundeh vorhanden, die in den Sperrgang ge- 
hen. Dies ist ein so geringer Anfall, daß wir uns dla 
haben, auf diesem Wege weiterzugehen. 

Die eingehenden Mahnkosten decken bei weitem die Kosten 
für die Resteverwaltung. Im Augenblick führen wir dieses Ver- 
fahren streng dutch, sind jedoch gewillt, wenn sich die Organi- 
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ch 


sation etwas eingespielt hat, den Kostensatz einer Prüfung zu 
unterziehen. 

Wenn ich zu dem Fragenkomplex heute keine weitere Stel- 
lung nehme, so scheinen mir die geäußerten Gedanken doch 
interessant genug, um sie hier vorzutragen. Ich könnte mir den- 
ken, daß das, was sich bei uns als vorteilhaft erwiesen hat, auch 
bei anderen Werken zweckmäßig ist. 


H.-P. Haubrok, Herford: 


Vielleicht können Sie uns erläutern, wo die 50 überzähli- 
gen Kassierer geblieben sind, ob sie nutzbringend einge- 
setzt sind, ob nicht Beschäftigungstheorie getrieben wird. Bei 
der Vereinfachung von Inkassosystemen tritt immer wieder die 
Frage der nützlichen Verwendung des freiwerdenden zumeist 
wenig qualifizierten Personals in Erscheinung, so daß der echte 
Rationalisierungseffekt zumindest in den ersten Jahren nach der 
Inkassoumstellung im allgemeinen verhältnismäßig bescheiden 
1St. 


Hl. Löer, Düsseldorf: 


Zu der Frage, ob wir unsere Kassierer nicht doch zweck- 
mäßiger zu den Kunden hinschicken sollten, um ihnen die 
Wege zu ersparen und gleichzeitig unsere 7 Tage einzusparen, 
haben wir bereits festgestellt, daß unsere Kunden zum weitaus 
größten Teilsofort nach Erhalt der Rechnungen bezahlen. Das ist 
eine Feststellung, die untermauert ist. Wir haben ein derart eng- 
maschiges Netz von Sparkassen- und Bankstellen in Düsseldorf, 
daß wir es unseren Kunden wohl zumuten können, innerhalb 
eines Jahres sechsmal den Weg zur Bank zu gehen. 


Es wurde ferner die Frage gestellt, welche Gebühren wir 
dafür zahlen. Wir zahlen nichts. Nur wenn ein Kunde den Weg 
zur Sparkasse bzw. zur Bank nicht gehen will, muß er durch 
Postanweisung oder Zahlkarte gebührenpflichtig überweisen. 
Die AVB haben wir hinsichtlich der Umwandlung der Hol- 
schuld in eine Bringschuld nicht vervollständigt. Das war nur 
notwendig hinsichtlich der Erweiterung des Zahlungszeitraums. 
In diesem Fall ist es ordnungsgemäß durch einen Anhang er- 
folgt. 


Wir haben uns bewußt ruhig und verschwiegen verhalten. 
Wir sind nicht an die Öffentlichkeit getreten und haben das Pro- 
blem zur Diskussion gestellt, sondern wir haben unsere Sache 
zunächst projektiert, überlegt und nochmals überlegt und sie 
dann erst durchgeführt. Nach einjähriger praktischer Durchfüh- 
rung können wir Ihnen heute die Ergebnisse bekanntgeben, 
ohne daß wir unser System „zur Nachahmung empfehlen‘. Es 
ist selbstverständlich, daß unsere Maßnahme nicht von jedem 
Werk übernommen werden kann, dafür sind die individuellen 
Schwierigkeiten bei den einzelnen Werken zu unterschiedlich. 
Ein Verfahren Hamburg kann nicht ohne weiteres von einem 
Dörfchen übernommen werden — wenn ich einmal einen ganz 


groben Vergleich anstellen darf —, und ein einschieniges W 
wird ganz andere Voraussetzungen zu erfüllen haben als 
dreischieniges Werk wie wir zum Beispiel. Wir haben aı 
überlegt, ob wir nicht das Mark-Sensing-Verfahren einfüh 
sollten. Bitte betrachten Sie uns nicht als rückständig, wenn 
es noch nicht getan haben. Wir überlegen es uns reiflich. \ 
wollen damit nicht sagen, daß wir es nicht eines Tages tun w 
den. 

Die Hälfte der Mahnungen, die wir uns ersparen, sind so 
verstehen: Wenn wir täglich die nach Ablauf der Zahlungsf 
fälligen, aber noch nicht eingegangenen Zahlungen mahı 
müssen, haben wir innerhalb der 3 Tage, die nun folgen, nc 
Zahlungseingänge, die auch noch fristgerecht gezahlt sind, 
sie am letzten Tag der Zahlungsfrist eingezahlt wurden. ] 
Verfolgung dieser Vorgänge hat uns dazu veranlaßt, weiter 
Tage zu warten. Was dann noch eingegangen ist, istin der Th 
tie für uns noch innerhalb der Zahlungsfrist geleistet. Dadu:; 
haben wir uns 50 v.H. der Mahnungen, die früher sofort n« 
Ablauf der Zahlungsfrist ausgestellt wurden, ersparen könn 


Die Aufwendungen für einen Kassierer betragen etwa 10( 
DM im Jahr, wenn Löhne, Urlaubs- und Krankheitsvertreti 
gen, Altersversorgung usw. berücksichtigt werden. Dividi 
man den Gesamtaufwand durch die Zahl der Rechnungen, 
kommen wir auf einen Kostenfaktor von 35 Pf je Rechnur 
dagegen betragen heute die Gesamtkosten nur 7 Pf (5 Pf: 
Porto, 1 Pffür Briefumschläge, rd. 1 Pffür Maschinenbedienun 
Es dürfte schon etwas bedeuten, wenn wir jetzt mit !/, der t 
herigen Kosten den ganzen Rechnungsversand durchführen 


Der Begriff Kundenkontakt wird meines Erachtens et 
überbewertet. Betrachten Sie einmal die Großstädte Berlin u 
Hamburg. Weil dort die Versorgung der Bevölkerung getter 
erfolgt, kommen 3 Ableser für Strom, Gas und Wasser zu ein. 
Kunden. Sofern noch Gelderheber eingesetzt sind, komm 
zum Überfluß noch 2 direkt zum Kunden, welche die Stto 
und Gasbeträge kassieren, während der Erheber für Wasser c 
Hauseigentümer aufsucht. Das ist eine Fülle von Besuchen. \ 
haben auf jeden Fall erkannt: die Kunden wollen im Gfur 
gar nicht so oft aufgesucht werden. Wenn sie ein Anliegen’ 
ben, dann wenden sie sich an die Stadtwerke direkt, undd 
sind die erforderlichen Sachbearbeiter, die die gewünsch‘ 
Auskünfte geben oder die Reklamationen bearbeiten. Die A 
kunftserteilung aber, die wir unseren Ablesern und bisherig 
Kassierern gestattet haben, ist eng begrenzt. Von dem Kund 
kontakt im Außendienst bleibt also nur wenig übrig. — 


Die überzähligen Kassierer sind innerhalb des Großbeiik 
an den Stellen und damit nutzbringend untergebracht word 
wo echter Personalbedarf bestand (Boten, Pförtner, Wer 
sicherheitsdienst, Sanitätsdienst, Betriebsbüros, Registratu: 
u. a.), der sonst nur durch Neueinstellungen gedeckt were 
konnte. Damit entfällt auch die ERS, als hätten die Sta 
werke Düsseldorf Beschäftigungstheorie Beirchen 


Umschaltung von 220 auf 110 Volt 


In einer Eingabe an die nordirische Regierung beantragte ein 
Senator in Ulster die Umschaltung der gesamten Niederspan- 
nungsverteilung von 220 auf 110 V, weil zwei Personen bei 
Arbeiten in einer Garage an Spannung tödlich verunglückten. 
Der Antragsteller behauptete, die Zahl der tödlichen Unfälle 
habe sich in der USA durch Übergang zu niedrigerer Verteiler- 
spannung vermindert. Die wahrscheinlich hohen Kosten der 
Umschaltung müßten zugunsten der allgemeinen Sicherheit in 
Kauf genommen werden. 


Der Regierungssprecher wies darauf hin, daß ihm bekannt- 
geworden sei, daß sich das Risiko tödlicher Unfälle durch eine 


derartige Änderung der Verteilerspannung praktisch nicht 
dere. Viel wichtiger sei, daß Installationsarbeiten ausschließl 
von Fachleuten ausgeführt würden. Außerdem sollten Ins 
lationsanlagen nicht vor Überprüfung durch die zuständig 
Dienststellen der Elektrizitätsversorgung in Betrieb genomn 
werden. Im übrigen seien die Umschaltkosten ‚‚ruinös“ 
Man sieht an diesem Beispiel, daß die Kenntnis über das ( 
fahrenrisiko durch Elektrizität noch verhältnismäßig wenig \ 
breitet ist, sonst hätte ein solcher Unfall nicht zu einem so w 
reichenden Antrag führen können. Andererseits neigen Re; 
rungsstellengern zur Abnahmeprüfung der Installationsanla; 
dürch das EVU, der wegen der Verschiebung der Verantw 
tung zum EVU kein Geschmack abzugewinnen sein dürfte 


| n R. Meister, Hamburg*) 
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'M wirtschaftliche Zusammenspiel zwischen Wärme-, 
fasser- und Pumpspeicherkraftwerken 


DK 621.311.2.004.15 


Die Planung und der Bau von Pumpspeicherwerken stellen dem Ingenieur ständig neue, aber stets reiz- 
| volle Aufgaben. An dem Beispiel des Pumpspeicherwerks Geesthacht, das wegen seiner geringen Fall- 
höhe von rd. 85 m zu mancherlei Erörterungen in der Fachwelt Anlaß gegeben hat, wird gezeigt, welche 
j Überlegungen im Rahmen der Planung anzustellen sind, um später zu einem wirtschaftlichen Zusam- 


+ menspiel zwischen den verschiedenen Arten von Kraftwerken zu gelangen. Für einige Belastungsfälle 
werden die aus der Planungsarbeit gewonnenen Erkenntnisse mit den Betriebsergebnissen verglichen. 


Bei diesen und anderen Untersuchungen werden mit Vorteil elektronische Rechenanlagen verwendet, 


deren Schnelligkeit die vielfältigen Möglichkeiten für die Auslegung und den Einsatz von Pumpspeicher- 


k werken überhaupt erst mit vertretbarem Aufwand auszuschöpfen gestattet. 


\fgabenstellung 


"Das nachhaltige Interesse, das dem wirtschaftlichen Zusam- 
nspiel von Wärmekraftwerken und Pumpspeicherwerken 
t mehr als 30 Jahren entgegengebracht wird, ist um so be- 
»rkenswetter, als — soweit ich feststellen konnte — in der 
elt nur etwa 35 größere Pumpspeicherwerke mit einer Gene- 
‚orleistung von td. 2,9 Mio kW und einer Pumpenleistung 
ard. 2 Mio kW in Betrieb sein dürften. In der Bundestepu- 
k Deutschland sind etwa 10 derartiger Werke einschließlich 
in den letzten Jahren erbauten Anlagen Reisach-Rabenleite, 
‚esthacht und Happurg vorhanden. In jüngster Zeit ist außer 
‚n in Bau befindlichen Pumpspeicherwerk Our an der deutsch- 
‚emburgischen Grenze mit einer Leistung von zunächst 400 
W, später 800 MW, ein weiteres Pumpspeicherwerk an der 
ine bei Erzhausen in Angriff genommen worden, dessen Lei- 
‚ng etwa 200 MW betragen wird. Damit sind aber die Mög- 
akeiten keineswegs erschöpft. Nach einer Untersuchung von 
‚Uitting [1] lassen sich in Westdeutschland noch etwa 165 
Impspeicherwerke mit einer Fallhöhe von mehr als 200 m und 
er Gesamtleistung von rd. 25 Mio kW erstellen. 


Die Gründe, warum der Bau von Pumpspeicherwerken oft 
lebhaften Erörterungen Anlaß gibt, lassen sich nicht mit 
ıem Satz angeben. Die Standortgebundenheit der Pumpspei- 
erwerke führt beinahe stets zu schr unliebsamen Auseinan- 
tsetzungen mit dem Landschafts- und Naturschutz; hiervon 
Il jedoch nicht weiter die Rede sein. Wesentlich ist vielmehr, 
ß das sogenannte Spitzenproblem ohne Pumpspeicherwerke 
mer schwieriger zu beherrschen ist, nicht zuletzt als Folge der 
anellen Entwicklung von sehr wirtschaftlichen Hochdruck- 
d Hochtemperatur-Dampfkraftanlagen, die, ähnlich wie spä- 
“die Kernkraftwerke, mit möglichst gleichmäßiger Last be- 
eben werden sollen. Zwar sind die Gasturbinen als Spitzen- 
aftmaschinen zu einem ernst zu nehmenden Konkurrenten 
t Pumpspeicherwerke geworden, jedoch sind ihre Satzlei- 
ingen von etwa 25 MW gegenwärtig noch zu gering. Sie sind 
ner noch nicht so startschnell wie die Wasserturbinen und 
nnen zu der vielfach erwünschten Erhöhung der Nachtlast 
ht beitragen. Ein weiterer entscheidender Gesichtspunkt ist 
ines Erachtens in der Tatsache begründet, daß man gewohnt 
‚ laufend Primärkraftwerke, also Wärme- und Wasserkraft- 
tke zu bauen, weil der ständig wachsende Bedarf es erzwingt. 
bei wird stillschweigend hingenommen, daß zumindest die 
ten Sätze eines Dampfkraftwerks auch bei sehr niedrigem 
zifischem Wärmeverbrauch wegen der unvermeidlich hohen 
zifischen Anlagekosten noch nicht unbedingt „‚wittschaft- 
h““ zu sein brauchen. Erfordert beispielsweise der erste Satz 
es Werks, dessen spezifischer Wärmeverbrauch um 2200 
ıl/kWh liegt, etwa 750 DM/kW, so entsprechen die Kosten 
Wh dieses Satzes immerhin noch denen eines älteren Werks 
t spezifischen Anlagekosten von 450 DM/kW und einem 
zifischen Wärmeverbrauch von etwa 3100 kcal/k Wh. 


) Vorgetragen auf der VDEW-Jahresversammlung in Mannheim 

‚10. Mai 1960. — Dr.-Ing. Rudolf Meister ist Leiter der Haupt- 
eilung Bau der Hamburgische Blectricitäts-Werke Aktienge- 
schaft, Hamburg 


Bei den Pumpspeicherwerken dagegen liegen grundlegend 
andere Verhältnisse vor. Pumpspeicherwerke als sogenannte 
Sekundärkraftwerke kann man bauen, braucht es aber nicht 
zwangsläufig; der Baubeschluß ist also eine Ermessensfrage. 
Da im Gegensatz zu Dampfkraftwerken der Bau eines Pump- 
speicherwerks wegen der wesentlich höheren Investitionen auch 
im Endausbau nicht von vornherein wirtschaftlich zu sein 
braucht, erfordert die Beschlußfassung für den Bau und die 
Festlegung der Größe eines derartigen Werks ungleich größere 
Vorarbeiten als für ein Dampfkraftwerk. Die Projektierung 
eines Pumpspeicherwerks ist daher eine ebenso schwierige wie 
reizvolle Aufgabe und bringt eine Fülle neuartiger Probleme, 
die erfahrungsgemäß zu immer neuen Diskussionen antegt. 

Das wirtschaftliche Zusammenspiel von Primärkraftwerken 
mit Pumpspeicherwerken beginnt also bereits bei der Planung. 
Meine folgenden Ausführungen müssen deshalb von diesem 
Fragenkreis ausgehen, wobei ich in erster Linie auf Überlegun- 
gen zurückgreifen möchte, die wir vor dem Bau des Pump- 
speicherwerks Geesthacht angestellt haben. Dieses Werk, über 
das ich vor fünf Jahren auf der VDEW-Jahresversammlung in 
Hamburg berichten durfte [2], hat seinerzeit, wie wir erst nach 
und nach feststellen konnten, einen lebhaften Gedankenaus- 
tausch über das Für und Wider ausgelöst. Dazu war sicherlich 
Grund genug vorhanden, denn die Fallhöhe lag nicht unbe- 
trächtlich unter dem bisher als wirtschaftlich erachteten Grenz- 
wert von 100 m. Das obere Speicherbecken sollte in des Wortes 
bester Bedeutung auf und aus Sand gebaut und zudem mit 
einer Asphaltbetondichtung von nur etwa 7 cm Dicke versehen 
werden, die in diesem Umfang bisher noch nicht ausgeführt 
worden war. Inzwischen ist das Werk seit mehr als zwei Jahren 
in Betrieb, wobei die gestellten Erwartungen bisher in jeder 
Hinsicht erfüllt wurden. Insbesondere hat sich die Speicher- 
beckendichtung als dicht erwiesen [3] und damit die Zweck- 
mäßigkeit der seinerzeit getroffenen Entscheidung bestätigt. 
Über die Betriebserfahrungen, die wir eschemetlich gesam- 
melt haben, und die kenne die daraus zu ziehen sind, 
soll dann abschließend berichtet werden. 


Planung 

Im Gegensatz zu den Dampfkraftwerken kann, ähnlich wie 
bei den Wasserkehteworken, die Leistung eines Pumpspeicher: 
werks nicht beliebig gewählt werden. Da der Inhalt des oberen 
Speicherbeckens eines Pumpspeicherwerks in der Regel be- 
grenzt sein wird, muß die in Aussicht genommene Werkslei- 
stung dem möglichen Beckeninhalt unter Berücksichtigung der 
künftigen Belastungsverhältnisse angepaßt werden. Deshalb 
genügt es im allgemeinen nicht, von einer nur kurzfristigen Be- 
A klung auszugehen. Der Bau eines Pümpepeichek 
werks erfordert im Silber sien mindestens drei Jahre, um die 
sich ohnehin der Culeieleitehereich der anzustellenden Vor- 
ausschätzung des künftigen Bedarfs vermindert. Aber nicht nur 
die Größe der künftigen Belastungsspitzen, sondern auch der 
Verlauf der Belastungskurven während der künftigen Spitzen- 
lasttage ist von Bedeutung. 

Unterstellt man, daß über die künftige Belastungsentwick- 
lung, z.B. der nächsten zehn Jahre, Klarheit besteht, so läßt sich 
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die Abhängigkeit der Leistung des Pumpspeicherwerks vom 
Speicherinhalt und den Belastungsverhältnissen unschwer er- 
mitteln. Ich darf die Zusammenhänge kurz in Ihr Gedächtnis 
zutückrufen [4]: In Bild 1 ist links eine Tagesbelastungskurve, 
rechts die dazugehörige geordnete Leistungsdauerlinie, jeweils 
ohne und mit Einsatz eines Pumpspeicherwerks, dargestellt. Der 


to GM Ku, rt, ei 


m-m 1-m 1-mg 1-m 


S-t-mo (2, T-mg .s T-mg Anno (7) "0 .g m=mg 


Bild 1. Tagesbelastung ohne und mit Pumpspeicherwerk 
(schematisch) 


Verlauf der geordneten Dauetlinie N = f(t) läßt sich bekannt- 
lich durch eine Potenzgleichung darstellen. Hierbei hat sich die 
von Soschinski aufgestellte Gleichung für die geordnete Lei- 
stungsdauetlinie, besonders im Bereich der Spitzenbelastung, 
als recht zweckmäßig erwiesen. Die Beziehungen zwischen der 
zulässigen Pumpspeicherleistung S3 und der Spitzenarbeit Az 
bzw. der zulässigen Spitzenarbeit und der Pumpspeicherlei- 
stung einerseits und der Spitzenleistung S des Netzes anderer- 
seits sind ebenfalls in Bild 1 angegeben. Diese Beziehungen ha- 
ben sowohl für einen Tag als auch für ein Jahr Gültigkeit. Man 
erkennt sofort den großen Einfluß des Belastungsfaktors m. 
Dabei ist jedoch zu beachten, daß der Belastungsfaktor für den 
Höchstlasttag oft nicht unerheblich größer als der für das ganze 
Jaht ist. 


Das Ergebnis ist in einer vielleicht etwas ungewöhnlichen 


' Darstellung nach Bild 2 am einfachsten zu veranschaulichen. 


Für eine gegebene Beckengröße ist die Abhängigkeit der noch 
zulässigen Pumpspeicherleistung vom Belastungsfaktor m für 
vetschieden große Netzspitzen S, 2 S und 4 S dargestellt wor- 
den, wobei für m = 0,5 die Werte jeweils gleich 1 gesetzt sind. 
Wie nicht anders zu erwarten wird die Pumpspeicherleistung 
gleich 0, wenn der Belastungsfaktor 1 ist. Mit kleiner werden- 


' dem Belastungsfaktor steigt die noch zulässige Pumpspeicher- 


leistung, und zwar bei diesem Beispiel bis m = 0,5 etwa linear, 
dann immer stärker an. Beim = 0,2 ist sie etwa doppelt so hoch 
wie beim = 0,5. Bild 2 zeigt ferner den Einfluß der Höhe der 
Netzspitze auf die zu wählende Ausbauleistung des Pumpspei- 
cherwerks, wenn man z.B. von m = 0,3 ausgeht. Mit anwach- 
sender Netzspitze wird also die zulässige Leistung des Pump- 
speicherwerks ebenfalls ansteigen. Auch dieses Ergebnis ist ein- 
leuchtend; denn mit zunehmender Last müssen bei gleichem 


' Inhalt die sogenannten Spitzendreiecke schlanker werden, so 
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Bild 2. Abhängigkeit der noch zulässigen Pumpspeicherleistung 
vom Belastungsfaktor für verschieden große Netzspitzen 


daß mit dem gleichen Beckeninhalt auch eine größere Spit 
leistung abgedeckt werden kann. 


Eine weitere Möglichkeit, trotz gegebenen Beckeninh 
eine größere als die vorstehend ermittelte und als zulässig 
zeichnete Speicherleistung einsetzen zu können, bietet s 
wenn das Becken während der Belastungssenke in den Mitt; 
stunden ganz oder teilweise wieder aufgefüllt werden ka 
Diese Betriebsweise wird für einen Dampfkraftwerksverb 
zweckmäßig sein, wenn man die Werke aus wirtschaftlic 
oder betrieblichen Gründen nicht für einige Stunden zurü 
fahren will. Der Beckeninhalt kann also zum größten Teil 
reits während der Morgenspitze abgearbeitet werden, da 
Wiederauffüllen in der Mittagssenke die für das Abdecken 
Abendspitze erforderliche Wassermenge sicherstellt. Die 
nächtlicher und mittäglicher Auffüllung gültigen Beziehun. 
sind in Bild 3 abgeleitet; sie müssen naturgemäß weniger 
schaulich sein, so daß ich auf Einzelheiten nicht näher einge 
möchte. Das Ergebnis der Auswertung eines Beispiels is: 
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Bild 3. Tagesbelastung ohne und mit Pumpspeicherwe 
nächtliche und mittägliche Auffüllung (schematisch) 
Bild 4 wiedergegeben. Der Gewinn an Pumpspeicherleist: 
ist nicht unbeträchtlich und erreicht etwa 40 v.H., sofern 
Netzspitze entsprechend groß ist. Wird bei einer niedti 
Spitzenbelastung eine verhältnismäßig große Pumpspeic! 
leistung eingesetzt, so ist an einen Pumpbetrieb während 
Mittagssenke nicht mehr zu denken, da in diesem Fall für 
Primärkraftwerk eine Mittagssenke nicht eintritt. 
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Bild 4. Gewinn an Pumpspeicherleistung durch Mittagspu 


Auch diese Erkenntnisse sind keinesfalls neu. Sie sin 
langem bei den größeren EVU in die Praxis umgesetzt wo 
so beim RWE, Hier werden in der Regel die dem Netzver 
zugeordneten Pumpspeicherwerke nicht nur in der Miti 
zeit, sondern auch in den kurzen Frühstückspausen oder 
stigen Belastungstälern im Pumpbetrieb gefahren [5]. 


chaftlichkeit 

| Bass erfordern einen Kapitaleinsatz, der im 
jemeinen um 50 bis 100 v.H. höher als bei Dampfkraftwerken 
en dürfte. Mit dem gleichen Kapital könnte also eine wesent- 
rößere Dampfkraftleistung erstellt werden. Dem Baube- 
uß werden daher stets umfangreiche Untersuchungen vor- 
hen müssen, die zeigen sollen, ob der Kapitalaufwand für 
Aussicht genommene Größe des Pumpspeicherwerks tat- 
ich gerechtfertigt ist. Die Wirtschaftlichkeit eines Pump- 
cherwerks ist kein feststehender Begriff und läßt sich nicht 
mittelbar definieren. Sie ist offenbar dann gegeben, wenn für 
en Netzverband mit Kraftwerken verschiedener Art die jähr- 
en Erzeugungskosten nicht größer, möglichst kleiner als bei 
isherigen Betriebsweise ohne Pumpspeicherwerk sind, und 
"ar nicht nur für ein einziges Jahr, sondern auch in Zukunft. 
- Wirtschaftlichkeit wird um so leichter zu erreichen sein, 
größer der Unterschied im spezifischen Wärmeverbrauch 
s besten und des schlechtesten Dampfkraftwerks ist. 


Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen erfordern eine mög- 
'hst gute Kenntnis der ssichichen Baukosten. Sie wür- 
a sich recht einfach gestalten lassen, wenn hinreichend ge- 
‚ue Erfahrungswerte für die spezifischen Baukosten von 
impspeicherwerken in Abhängigkeit von der Fallhöhe vor- 
‚gen würden. Wie erst kürzlich erneut nachgewiesen worden 
[6], lassen sich jedoch für die Kosten von Pumpspeicher- 
arken weder Formeln noch Kurven aufstellen, weil die ört- 
‚hen Verhältnisse zu verschieden sind. Sicherlich werden die 
'ezifischen Kosten um so niedriger sein, je höher das Gefälle 
‚Allerdings scheintsich diese degressive Gesetzmäßigkeitnicht 
Fallhöhen von mehr als 600 m zu erstrecken. Auch die 
aistung ist von Einfluß; im allgemeinen nehmen bei einem 
sgebenen Gefälle die Kosten mit zunehmender Ausbauleistung 
». Annähernd genaue Zahlen lassen sich demnach nur gewin- 
>n, wenn mandas jeweils vorliegende Projekt eingehend durch- 
!beitet. Obgleich den festen Kosten wegen der meist nur ge- 
ngen jährlichen Benutzungsdauer die überragende Rolle zu- 
ommt, ist der Wirkungsgrad der Pumpspeicherung von nicht 
inderer Bedeutung. Nach den Ergebnissen von den in letzter 
eit rößpestellten Pumpspeicherwerken können heute Wir- 
ungsgrade von 70 v.H. durchaus zugrunde gelegt werden. Da- 
ei handelt es sich keineswegs um Spitzenwerte, die beim Be- 
jeb der Maschinen im Bestpunkt gewonnen wurden, sondern 
m Monats- oder Jahreswerte. 


Die Wirtschaftlichkeit eines Pumpspeicherwerks ist ferner 
eswegen nicht exakt nachzuweisen, weil sich einige seiner Vor- 

ge kaum oder nur teilweise in eine derartige Untersuchung 
infügen lassen, z.B. die schnelle Verfügbarkeit bei Störungen. 
"Nach meinem Dafürhalten kann man eine durch den techt- 
eitigen Einsatz eines Pumpspeicherwerks verhinderte Störung 
rertmäßig überhaupt nicht belegen. Eine Unterbrechung i in der 
Tersorgung einer Großstadt wird, wenn sie z.B. in die Zeit der 
'erkehrsspitzen am Morgen oder am Abend fallen sollte, zu 
chwerwiegenden, nahezu chaotischen Folgen führen können, 
robei die mittelbaren Schäden stets den Ausfall an Kilowatt- 
runden erheblich übersteigen werden. Die Bewertung der Ver- 
3tgungssicherheit wird deshalb von der Art und dem Umfang 
es Versorgungsgebiets ransen und wohl von jedem EVU 
nders gesehen werden. 


Aus:der Erkenntnis, daß die Wirtschaftlichkeit eines Pump- 
peicherwerks stark von den festen Kosten abhängt, wird der 
tojektierende Ingenieur bestrebt sein, die Erstellungskosten 
J niedrig wie möglich zu halten. Den Betriebsmann, der stän- 
ig. um die Herabsetzung der beweglichen Kosten, vor allem 
es spezifischen Wärmeverbrauchs, bemüht ist, werden die 
sten Kosten nur am Rande interessieren, da er auf ihre Höhe 
n allgemeinen einen Einfluß nicht ausüben kann. Er ist ge- 
ohnt, seine Kraftwerke nur nach ihrer Wirtschaftlichkeit und 
ach den Zuwachskosten einzusetzen. Da niedrige Baukosten 
nd hohe Wirtschaftlichkeit sich im allgemeinen ausschließen, 
tes notwendig, daß der planende Ingenieur und der Betriebs- 
aannı sich im Bereich des wirtschaftlichen Optimums finden. 
Jet projektierende Ingenieur muß also das geplante Pump- 


speicherwerk im Zusammenhang mit den anderen Kraftwerken 
sehen. Seine Untersuchungen müssen sich nicht nur auf die ge- 
genwärtigen Verhältnisse, sondern, wie bereits erwähnt, auch 
in die Zukunft erstrecken, und zwar so weit, wie eine einiger- 
maßen sinnvolle Vorausschätzung des künftigen Bedarfs ver- 
tretbar erscheint. 


Die Planung eines Pumpspeicherwerks zwingt somit auch zu 
Annahmen über die Art der künftigen Bedarfsdeckung und zu 
Schätzungen von Kosten und des spezifischen Wärmever- 
brauchs später zu bauender Kraftwerke. Dabei müssen sowohl 
die beweglichen als auch die festen Kosten der vorhandenen, 
teilweise bereits abgeschriebenen und der neuen oder geplanten 
Kraftwerke ermittelt werden. Hinsichtlich der Genauigkeit 
sollte man deshalb nicht allzu große Anforderungen stellen. 
Über das Ausmaß der tatsächlich erreichten Genauigkeit 
kann man sich am besten eine Vorstellung verschaffen, wenn 
man später die Planungsvoraussetzungen und -ergebnisse mit 
den tatsächlichen Betriebszahlen vergleicht. Man wird hierbei 
vermutlich einige Überraschungen erleben, da die derzeitigen 
Annahmen über die Betriebsaufnahme, die Verfügbarkeit usw. 


nauigkeit von etwa 5 v.H. kann schon als befriedigend bezeich- 
net werden. 


Kostengleichungen 


Unter der Voraussetzung, daß eine Zusammenarbeit von 
Primärkraftwerken mit einem Pumpspeicherwerk nicht höhere 
jährliche Betriebskosten erfordern soll als ein Betrieb ohne 
Pumpspeicherwerk, sind nachfolgend die ea 
in allgemeiner Form angeschrieben: 


Fall1i Zusammenarbeit von DKW mit PSW, 


Aıkı > A Ad)ia + Ask + Zi, GC 


Fall2 Zusammenarbeit von DKW und WKW mit PSW, 


A 
Aıkı > Aı As - A) + Ask Adkıt kp 
p 


„Gl. Q@a) 


A 
Aıkı 2 (Aı—A3)kg + Ask; + Ayky 4 Ei A) ip 
P 


Betrachten wir zunächst den Fall 1 einer Zusammenarbeit 


von einem Pumpspeicherwerk mit Dampfkraftwerken. Auf der 
linken Seite der Kostengleichung stehen die jährlichen Erzeu- 


gungskosten bei ausschließlichem Dampfkraftwerksbetrieb, 


..Gl.(2b). | 


. meistens von der Wirklichkeit abweichen werden. Eine Ge- 


und zwar die jährliche Arbeit Aı, multipliziert mit den jähr- 


lichen spezifischen Durchschnittskosten kı. Die jährlichen Er- 
zeugungskosten bei einer Zusammenarbeit mit einem Pump- 


speicherwerk stehen auf der rechten Seite. Die jährliche Arbeit 
Aı vermindert sich um die des Pumpspeicher werks,die mit Az 


bezeichnet ist. Die spezifischen Erzeugungskosten je kWh in 
den Dampfkraftwerken haben sich im allgemeinen ebenfalls 
geändert; sie mögen kz sein. Hinzu kommen die Erzeugungs- 
kosten Az‘ k3 des Pumpspeicherwerks und der Pumpstromauf- 
wand, wobei der Pumpspeicherwirkungsgrad n) berücksichtigt 
werden muß. Die spezifischen Pumpstromkosten sind allge- 
mein mit k, bezeichnet worden. Zweifellos müssen die Dampf- 
Era nee bei einer Zusammenarbeit mit einem Pumpspeicher- 
werk eine größere Arbeitsmenge erzeugen als bei ausschließ- 
lichem Dampfkraftwerksbetrieb. Wenn die bisherige Witt- 
schaftlichkeit erhalten bleiben soll, müssen also die spezifischen 
Durchschnittskosten kz entsprechend niedriger als kı werden. 


Von den Gegnern der Pumpspeicherwerke wird deshalb häufig | 
behauptet, daß der verhältnismäßig geringe Wirkungsgrad der- 


Pumpspeicherwerke zwangsläufig auch zu einem höheren 
Brennstoffaufwand führen müsse, wobei die Vorteile einer 
gleichmäßigeren Belastung der Dampfkraftwerke diesen Nach- 
teil keinesfalls ausgleichen können. Inwieweit diese Feststellung 
zutrifft, sei später untersucht. 
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Elektrizitätswirtsch 


Wenn im Zusammenhang mit einem Pumpspeicherwerk der 
Bau eines Wasserkraftwerks möglich wird, z.B. bei dem Unter- 
wasserbecken, oder wenn im Netzverband ohnehin ein oder 
mehrere Wasserkraftwerke vorhanden sind, gilt die Kosten- 
gleichung (2a). Da sich neben dem Pumpspeicherwerk auch 
Wasserkraftwerke an der Deckung des Jahresbedarfs beteiligen, 
so verringert sich die von den Dampfkraftwerken aufzubtin- 
gende Jahresarbeit um die Erzeugung Ay4der Wasserkraftwerke. 
Sollte im Grenzfall die Jahresatbeit des Wasserkraftwerks un- 
mittelbar zur Deckung des Pumpstrombedarfs verwendet und 
der etwa noch fehlende Anteil von den Dampfkraftwerken be- 
zogen werden, so gilt die Kostengleichung (2b). Sie hat jedoch 
nur theoretisches Interesse. 


Aus den Kostengleichungen lassen sich unschwer die zuläs- 
sigen Baukosten für das Pumpspeicherwerk ermitteln; denn bei 
dem hier gewählten Aufbau der Kostengleichungen sind die 
spezifischen Kosten k3 des Spitzenstroms eines Pumpspeicher- 
werks ausschließlich dutch die Baukosten, den Jahresfestko- 
stenfaktor und die Benutzungsdauer bestimmt. Die Auswer- 
tung der Kostengleichungen wird um so langwieriger sein, je 
größer die Zahl der zu berücksichtigenden Primärkraftwerke 
und der in ihnen vorhandenen Maschinensätze ist und je ge- 
nauer das Ergebnis sein soll. Am sichersten, zugleich aber auch 
am aufwendigsten ist ein Vorgehen, bei dem man Tag für Tag, 
Jahr für Jahr für verschiedene angenommene Leistungswerte 
des Pumpspeicherwerks die Kraftwerke einsetzt, daraus den 
Brennstoffaufwand und schließlich, unter Einbeziehung der 
Festkosten, die Erzeugungskosten ermittelt. Wegen der Um- 
ständlichkeit dieses Verfahrens hat die Elektrizitätswirtschafts- 
lehre schon sehr früh für ein Jahr sogenannte charakteristische 
Tage ermittelt. Die Ergebnisse einer Auswertung dieser cha- 
rakteristischen Tage, mit entsprechenden Faktoren multipli- 
ziert, ergeben angenähert die Verhältnisse für ein Jahr. Am ein- 
fachsten ist zweifellos die Ermittlung der Jahreskosten, wenn 
man für die verschiedenen Primärkraftwerke über Kurven über 
die Abhängigkeit des spezifischen Wärmeverbrauchs vom Be- 
lastungsfaktor verfügt. Dieses Verfahren, das ausschließlich mit 
Jahreswerten arbeitet, ist zwar umstritten, liefert aber dennoch 
recht genaue Ergebnisse. Die unvermeidliche Streuung des 
spezifischen Wärmeverbrauchs im Bereich kleinerer Belastungs- 
faktoren wirkt sich nicht so aus, wie man es vielleicht vermuten 
wird; denn im Bereich kleinerer Belastungsfaktoren sind die 
Anteile an der Jahresarbeit ebenfalls verhältnismäßig Klein. 


Die in den letzten Jahren entwickelten elektronischen Re- 
' chenanlagen dürften geeignet sein, alle diese Rechnungsverfah- 
ren abzulösen, dabei ohne großen zeitlichen Aufwand jede ge- 
wünschte Genauigkeit zu erzielen und das Durchrechnen einer 
Vielzahl von Varianten überhaupt etst zu gestatten. Es soll je- 
doch nicht verschwiegen werden, daß die Vorarbeiten ein 
Mehrfaches an Zeit wie die Rechnungen selbst erfordern. Die 
mit Elektronen-Rechenmaschinen fast mühelos erreichbare 
hohe Genauigkeit darf ferner nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß das Ergebnis nicht genauer als die Ausgangswette sein 
kann. Besondere Überlegungen und Maßnahmen sind ange- 
sichts der vielfältigen Möglichkeiten det elektronischen Re- 
chenanlagen meistens erforderlich. So muß man z.B. verhin- 
dern, daß die elektronische Rechenmaschine größere Spitzen- 
arbeitsmengen einsetzt, als das Speicherbecken zu liefern in der 
Lage ist u.a. m. 


Das Ergebnis einiger derartiger Rechnungen, das allerdings 
noch ohne elektronische Rechenanlage gewonnen wurde, ist in 
Bild 5 wiedergegeben. Für verschiedene Arten einer Zusam- 
menarbeit von Primärkraftwerken mit einem Pumpspeicher- 
werk sind schematisch die jeweils zulässigen Baukosten für ein 
Pumpspeicherwerk in Abhängigkeit von den Pumpstromko- 
sten dargestellt worden. Unter der Voraussetzung, daß auch 
bei Einbeziehung eines Pumpspeicherwerks die jährlichen Er- 
zeugungskosten unverändert bleiben sollen, erreichen bei die- 
sem Beispiel die zulässigen Baukosten offenbar dann den höch- 
sten Wert, wenn das Wasserkraftwerk unmittelbar in das Netz 
arbeitet und der Pumpstrom von den Dampfktaftwerken gelie- 
fert wird. Der Einfluß der Pumpstromkosten ist beachtlich. 
Selbst bei günstigen Voraussetzungen für den Bau eines 


Pumpspeicherwerks, d.h. niedrigen Baukosten, kann a 
durchaus der Fall eintreten, daß das Projekt als unwirtschaft| 
abzulehnen ist, wenn die Pumpstromkosten zu hoch si, 
Selbst wenn der Pumpstrom kostenlos zur Verfügung gest 
werden könnte, sind die zulässigen Baukosten begrenzt, da 
dann ausschließlich von den festen Jahreskosten bestimmt w 
den. Schneidet die Linie der tatsächlichen Baukosten die | 
Pumpstromkosten unterhalb der dick ausgezogenen Linien. 
ge, so ist der Betrieb mit Pumpspeicherwerk wirtschaftlic! 
als ohne Pumpspeicherwerk. Er 


Zulässige Baukosten für 
Pumspeicherwerk und Laufkraftwerk 


Pumpstromkosten kp 


Zusammenarbeit des Pumpspeicherwerks: a mit Dampfkraftwerk 

mit Dampfkraftwerk und Laufkraftwerk (Pumpstrom vom Dam 

kraftwerk), c (Pumpstrom vom Laufkraftwerk und Ergänzung du 
Dampfkraftwerk) 


Bild 5. Einfluß der Betriebsart auf die zulässigen Baukos: 


Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß bei diesen I 
trachtungen die Kostengleichungen im Hinblick auf die n 
wendige Anschaulichkeit vereinfacht worden sind. So sind z. 
die Übertragungsverluste vernachlässigt, die Kosten für die | 
ausschließlichem Dampfkraftwerksbetrieb erforderliche war: 
Reserve nicht berücksichtigt, die Anfahrkosten und Kosten 
die Blindstromerzeugung nicht einbezogen. Diese Kostenf 
toren wären bei einer genauen Wirtschaftlichkeitsuntersuchu 
natürlich ebenfalls zu erfassen, was jedoch keine grundsä 
lichen Schwierigkeiten bereiten würde. 


Ergebnisse 


Zu welchen Folgerungen bzw. Auswirkungen haben di, 
oder ähnliche Untersuchungen in der Praxis geführt? 


In Bild 6 sind für einige deutsche Pumpspeicherwerke zı 
energiewirtschaftlich besonders interessierende Kenngtöf 
aufgetragen, und zwar der Beckeninhalt in kWh und die so: 
nannten Vollaststunden, d.h. die Betriebszeit der Turbinen 
Nennleistung bis zur vollständigen Entleerung des Beckens 
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Bild 6. Kennwerte von Pumpspeicherwerken 


rotz unterschiedlicher Aufgabenstellung, Netzgröße und 
stungsverhältnisse schwankt der Beckeninhalt demnach 
zwischen 0,5 bis 0,83 Mio kWh, wenn man von der Anlage 
it mit einem Speichervolumen von 1,8 Mio kWh absicht, 
‚en außergewöhnliche Daten nicht mehr in den bisherigen 
‚ımen hineinpassen. Der Mittelwert liegt um 0,63 Mio kWh. 
u ist offensichtlich in jüngster Zeit eine Tendenz nach grö- 
em Beckeninhalt zu verzeichnen. Der Mittelwert für die 
llaststunden liegt bei 4,5 h, wobei allerdings die Anlage Nie- 
| wartha mit 7,5 h unbekücksiehkikt geblieben ist. Auch bei 
"gegenwärtig in Bau befindlichen Anlagen liegt der Wert für 
' Vollaststunden bei 4 bzw. 4,5 h. 


für die Anlage Geesthacht sind zwei Werte für die Vollast- 
‚aden angegeben. Der obere der Werte bezieht sich auf den 
jenwärtigen Ausbau mit drei Maschinensätzen von zusam- 
a 105 MW, der untere auf den Endausbau mit 210 MW. Da- 
gehen die Vollaststunden auf rd. 2,8 h zurück. Hier ist offen- 
ein Kompromiß notwendig gewesen. Wegen der geringen 
‚Ihöhe war ohnehin ein sehr großes Speicherbecken notwen- 
". Ein Fassungsvermögen von 0,58 Mio kWh war noch ohne 
‚onderen Aufwand zu erreichen. Eine weitere Vergrößerung 
‚te dagegen erhebliche bauliche Schwierigkeiten hervorgeru- 
und zudem die als zulässig erkannten Bao überschrit- 
. Jedoch läßt sich die vielleicht in späteren Zeiten zu geringe 
Sicherkapazität zum größten Teil durch einen Pumpbetrieb 
hrend der Mittagszeit zusätzlich schaffen. Dabei ist zu beach- 
\ daß die als wirtschaftlich erkannte Leistung des Pumpspei- 
ke; im ersten Ausbau etwa 70 MW und in Zukunft etwa 
) bis 150 MW betragen wird. 


Angesichts der großen "Unterschiede, die die genannten 
mpspeicherwerke in bezug auf Fallhöhe, Leistung. und 
mpstrom-Lieferanten auszeichnen, sind die Streuungen der 
nnwerte nach meinem Dafürhalten überraschend gering. 
s dem Mittelwert für den Beckeninhalt und dem für die Voll- 
stunden ergibt sich eine Leistung von nur 140 MW je 
mpspeicherwerk. Dieser Mittelwert liegt verhältnismäßig 
drig und entspricht gerade noch dem gegenwärtig als San 
dleistung für Dampfturbinen sich abzeichnenden Wert von 
) MW. Angesichts der Verbreitung, die heute und besonders 
Zukunft diese Leistungsgröße für Dampfturbinen erfahren 
-d, könnten die Pumpspeicherwerke neben der Deckung der 
tzenleistung eine Reservefunktion kaum noch übernehmen, 
nn nicht ihre Leistung ebenfalls eine zunehmende Tendenz 
ennen ließe, Dennoch wird in Zukunft ein noch engerer Ver- 
ıdbetrieb notwendig werden, der beim Ausfall von Sätzen 
: einer Leistung von 150 MW oder größer um so leichter in 
"Lage sein wird, die Soforthilfe zu übernehmen, je größer 
in einem Netz zusammengeschaltete Leistung ist. 


triebserfahrungen 


Ibgleich das Pumpspeicherwerk Geesthacht seitdem 15. Ok 
er 1958 mit drei Sätzen offiziell dem Betrieb übergeben wor- 
ist, lassen die Betriebsergebnisse für das Kalenderjahr 1959 
gültige Schlüsse noch nicht zu, da noch Restarbeiten, 
inere Verbesserungen und verschiedene Abnahmeversuche 
chgeführt worden sind. Bei den Messungen ergaben sich 
rkungsgrade für die Turbinen von rd. 93 v.H.,für die Pum- 
von rd. 91 v.H.,die damit um 1'/, v.H. über den Garantie- 
ten lagen. Der Betriebswirkungsgrad erreichte in dieser Zeit 
a 69 v.H.;er dürfte nach Abschluß der bereits erwähnten 
jeiten 70 v.H. überschreiten. Als höchste Leistung wurden 
derholt und ohne Schwierigkeiten mehr als 120 MW ge- 
ren und damit die ursprüngliche Nennleistung von 105 MW 
etwa 14 v.H. überschritten. Man könnte demnach die 
inleistung eigentlich auch auf 120 MW festsetzen. In Bild 7 
lie Häufigkeit der Tagesspitze dargestellt; die als wirtschaft- 
‚ermittelte Leistung von 70 MW tritt am häufigsten auf. Im 
igen zeichnet sich deutlich eine Bevorzugung der Vollast- 
stungswerte 35 MW (eine Maschine) und 105 MW (drei 
chinen) ab. Die Benutzungsdauer in dem ersten Betriebs- 
betrug etwa 850 h. 
as Pumpspeicherwerk hat zweifellos die Führung des Kraft- 
kbetriebs wesentlich erleichtert. Manche Betriebsvorfälle 
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hätten sich zu mehr oder minder großen Störungen auswirken 
können, wenn dem Lastverteiler nicht eine entsprechende Re- 
serve innerhalb von nur 90 bis 95 s zu Verfügung gestanden 
hätte. 
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120 MW 
35 70 105 Tagesspitze 
Bild 7. Häufigkeitsverteilung der Tagesspitzen im Pumpspei- 
cherwerk Geesthacht, Januar 1959 bis Februar 1960 


Aus der größeren Freizügigkeit des Betriebes ergibt sich 
auch eine entsprechende, aber keineswegs erwünschte Beweg- 
lichkeit des Kostengefüges. Bei ausschließlichem Dampfkraft- 
betrieb werden bekanntlich die Werke bzw. ihre Einheiten nach 
ihren spezifischen Kosten ausgewählt und nach dem günstigsten 
Kostenzuwachs belastet. Ein Pumpspeicherwerk unterliegt be- 
züglich seines Einsatzes anderen Gesetzmäßigkeiten als ein 
Dampfkraftwerk, da der Beckeninhalt begrenzt ist und der 
Pumpspeicher meistens mehr oder minder willkürlich eingesetzt 
wird bzw. eingesetzt werden muß. Im Gegensatz zu dem pro- 
jektierenden Ingenieur, der aus den bereits erwähnten Gründen 
eine vereinfachende, dafür sich aber über Jahre erstreckende 
Betrachtungsweise wählen muß, wird der Lastverteiler von der 
jeweiligen, sich beinahe stündlich ändernden Kostenlage auszu- 
gehen haben. Pumpstromverbrauch und Generatorbetrieb ste- 
hen miteinander in unmittelbarer Wechselwirkung: Je nach- 
dem, ob nachts viel oder wenig, billig oder teuer gepumpt 
werden konnte, werden die Kosten der im Becken gespeicherten 
Arbeit und damit der Einsatz des Pumpspeicherwerks unter- 
schiedlich sein. Das Optimum für den Einsatz kann nur durch 
Variieren, d.h. mehrmaliges Durchrechnen eines Tages gefun- 
den werden. Die praktische Erfahrung hat gezeigt, daß hierfür 
drei Ingenieure etwa sechs Arbeitsstunden, bei drei bis vier 
Varianten also bis 20 Arbeitsstunden, benötigen. 


Das Verfahren ist also sehr zeitraubend, so daß meistens das 
Ergebnis zu spät vorliegen wird, um Folgerungen daraus 
ziehen zu können. Aus diesen Erkenntnissen haben wir uns 
entschlossen, eine elektronische Rechenanlage vom 
Typ Z 22 zu beschaffen, die in erster Linie der Lastverteilung, 
daneben auch anderen, vorzugsweise technischen Rechnungen 
dienen soll. Die Maschine verfügt über 8192 Speicherstellen zu 
je 38 Dualstellen und kostet rd. 300000 DM. Daß für diese 
Zwecke ein solcher Aufwand als vertretbar empfunden wurde, 
mag zunächst verwundern. Wenn man aber bedenkt, daß im 
letzten Geschäftsjahr (1958/59) für Brennstoffe rd. 100 Mio.DM 
erforderlich waren, so würde sich der Aufwand für die Rechen- 
anlage in einem Jahr bezahlt machen, wenn mit Hilfe der Ma- 
schine die Brennstoffkosten nur um 3 v.T. gesenkt werden 
könnten. Selbst bei ungünstigeren Voraussetzungen ist der Auf- 
wand demnach durchaus gerechtfertigt. 


Sofern man den Spezialisten glauben darf, ist es mit einer 
elektronischen Rechenmaschine — eine entsprechende Vorbe- 
reitung vorausgesetzt — verhältnismäßig einfach, das wirt- 
schaftliche Zusammenspiel zwischen Pumpspeicherwerk und 
Dampfkraftwerken eingehend zu untersuchen. Deshalb soll 
die immer wieder diskutierte Behauptung geprüft werden, ob 
das Einbeziehen eines Pumpspeicherwerks den Brennstoffauf- 
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wand erhöht oder nicht. Ich darf es mir ersparen, auf Einzel- 
heiten der Rechnungen und ihrer Vorbereitungen näher ein- 
zugehen, und möchte nur über das Ergebnis einiger Unter- 
suchungen berichten. Für diese Rechnungen wurden drei, mir 
typisch erscheinende Tage ausgewählt, und zwar ein Winter- 
Montag, ein Sommer-Sonntag und ein Sommet-Sonnabend. 


In Bild 8 sind die Belastungsverhältnisse für einen Montag 
im Januar 1960 dargestellt. In der Nacht vom Sonntag zum 
Montag ist die Nachtlast erfahrungsgemäß stets am niedrigsten. 
Das Lastverhältnis ohne Pumpspeicherwerk betrug an diesem 
Tag 1:4. Deshalb und im Hinblick auf die Höhe der Morgen- 
spitze wurde in dieser Nacht mit drei Pumpen das Becken ge- 
füllt. Das Lastverhältnis verbesserte sich durch die Einbezie- 
hung des Pumpspeicherwerks auf 1:2,4. Am Morgen wurden 
drei Sätze mit zusammen 105 MW und am Nachmittag zwei 
Sätze mit insgesamt 70 MW eingesetzt. Der Anteil des Pump- 
speicherwerks an der Tageserzeugungerreichtenur etwa3,5v.H. 
Die gleichen Lastverhältnisse wurden einer Vergleichsrech- 
nung zugrunde gelegt, bei der auf den Einsatz des Pump- 
speicherwerks verzichtet worden ist. Dabei ergab sich, daß der 
Betrieb mit dem Pumpspeicherwerk einen um rd. 2 v.H. nied- 
tigeren Brennstoffaufwand zur Folge hatte. 

An einem Sonntag im Juni 1959 lagen völlig andere Be- 
lastungsverhältnisse vor (Bild 9). In der Nacht war mit zwei 
Pumpen gepumpt worden. Die Spitze am Mittag war nur etwa 
halb so hoch wie an dem vorhergehenden Beispiel und wurde 
in geradezu klassischer Weise mit drei Sätzen, insgesamt 105 
MW, abgedeckt. Das Lastverhältnis wurde dadurch von 1:3,2 
auf 1:1,45 verbessert. Für den Abend wurde eine von der üb- 
lichen Höhe abweichende Spitze erwartet. Deshalb nahmen wir 
bereits am Nachmittag dieses Tages eine Pumpe in Betrieb, um 
unter wirtschaftlichen Bedingungen mit Sicherheit für den 
Montag ein gefülltes Becken zur Verfügung zu haben. Die 
Abendspitze erreichte jedoch nicht den vorausgeschätzten Wert 
und konnte mit einem Satz abgefahren werden. 


Der Anteil der Erzeugung des Pumpspeicherwerks an der 
Tageserzeugung betrug rd. 3,4 v.H. Gegenüber einer Betriebs- 
weise ohne Pumpspeicherwerk wurde eine Ersparnis an Brenn- 
stoff von td. 3,4 v.H. erreicht, obwohl bereits am Nachmittag 
fast während drei Stunden gepumpt wurde. 

Im Gegensatz zu der ausgeprägten Mittagsspitze am Sommer- 
Sonntag war an dem Sonnabend im August 1959 eine sich über 
mehrere Stunden erstreckende Spitze aufgetreten (Bild 10). 


Die Abendspitze zeigte keine Besonderheiten. Die Dampfkraft- 


werke konnten ab 7 Uhr bis 21.30 Uhr, also etwa 14 h, praktisch 
„Strich“ fahren. Das Lastverhältnis wurde von 1:2,1sogar auf 
1:1,2 verbessert. Die gegenüber einem ausschließlichen Dampf- 
kraftwerksbetrieb erzielte Verbesserung in bezugaufden Btenn- 
stoffaufwand betrug rd. 4,3 v.H., obgleich der Anteil des 
Pumpspeicherwerks an der Gesamterzeugung des Tages auf rd. 


7,5 v.H. angestiegen war. 


Diese Zahlen dürften zeigen, daß die wegen des verhältnis- 
mäßig geringen Wirkungsgrades eines Pumpspeicherwerks not- 
wendige Mehrerzeugung der Dampfkraftwerke keinesfalls zu 
einem höheren Brennstoffaufwand führt. Die Vergleichmäßi- 
gung der Belastungskurven durch das Pumpspeicherwerk, das 
die Spitzendeckung übernimmt und zusätzlich die Nachtbela- 


stung erhöht, bietet den Dampfkraftwerken derart günstige 
| Voraussetzungen, daß eine nicht unbeträchtliche Brennstoffer- 
! sparnis möglich war. Ob diese Ergebnisse zu verallgemeinern 
‘sind, dürfte hauptsächlich von der Art der Belastungsverhält- 


nisse und der unterschiedlichen Wirtschaftlichkeit der verfüg- 
baren Dampfkraftwerke abhängen und müßte meines Erach- 
tens in jedem Fall eingehend geprüft werden. Unsere Erwartun- 


. gen, daß der Betrieb unseres Pumpspeicherwerks auch bei einer 


Zusammenarbeit mit Dampfktaftwerken auf Steinkohlenbasis 
noch wirtschaftlich sein würde, sind damit jedenfalls bestätigt 
worden. 

Zum Schluß möchte ich noch auf die naheliegende Frage ein- 
gehen, ob z.B. an dem Winter-Montag mit dem Einsatz von 
drei Turbinen wirklich das Optimum an Wirtschaftlichkeit er- 
reicht werden konnte. Diese Frage hat zwar nur theoretische 
Bedeutung, da uns nur drei Sätze zur Verfügung stehen. Ihre 
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Beantwortung kann aber Aufschluß geben, ob der damal 
Entschluß, sich auf Grund der Voruntersuchungen auf < 
Maschinensätze zu beschränken, berechtigt war, und vermit 
zugleich einen Einblick in die Arbeit des Lastverteilers, d 
eine elektronische Rechenmaschine zur Verfügung steht, 
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Für diese Optimierungsaufgabe haben wir gedanklich 
Pumpspeicherwerk entsprechend erweitert und mit der elek 
nischen Rechenmaschine sechs Einsatzmöglichkeiten durch 
arbeitet, indem die eingesetzte Pumpspeicherleistung, mi 
beginnend, jeweils um 36 MW, d.h.eine Satzleistung, t bis 
180 MW vergrößert wurde. Eine weitere Leistungserhöh! 
wäre wenig Sindwoll gewesen, da bei 180 MW bereits für 
Dampfkraftwerke eine Mittagssenke nicht mehr auftreten w 
Das Ergebnis sei in Bild 11 erläutert. Hier ist über de “ 

setzten Generatorleistung in der oberen Darstellung die & 
über einem ausschlieglichen Dampfkraftwerksbetrieb ea 
Ersparnis an Brennstoffkosten aufgetragen. Die höchste Eis; 
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Bild 11. Ersparnis und Kosten des Speicherinhalts bei Ei 
verschiedener Leistungen eines Pumpspeicherwerks 
GR arte 1960) ; 


nis würde bei vier Sätzen mit zusammen 144 MW erzielt we! 
und beträgt fast 3 v.H. (Fall a). Diese Betriebsweise hätte 
zut Folge, daß in der Nacht vom Montag zum Dienstag € 
lich mehr gepumpt werden müßte, um für den nächsten 
die gleiche Beckenfüllung wie in der Nacht vom Sonntag 
Montag zu erreichen. Unter den vorliegenden Verhältn 


a 


man dabei auch auf weniger wirtschaftliche Dampfkraft- 
rke zurückgreifen müssen, so daß die Kosten des Speicher- 
halts angestiegen wären, wie die untere Kurve des Bildes 11 
ist. Der größtmöglichen Ersparnis von rd.3 v.H. bei Einsatz 
n vier Maschinen steht eine Verteuerung des Beckeninhalts 
bnrd. 10 v.H., bezogen auf die Verhältnisse des Vortags, ge- 
nüber. Die Kurve läßt ferner anschaulich erkennen, daß der 
\östenaufwand für das Wiederauffüllen des Beckens bei Ein- 
tz von fünf Maschinen sogar um 25 v.H. ansteigen würde. Je 
‚urer der Beckeninhalt sich stellt, desto geringer wären die 
‚nsatzmöglichkeiten für das Pumpspeicherwerk am nächsten 
\1g. Bei drei Sätzen ist (Fall b) offensichtlich ein Optimum in 
zug auf die Kosten der gespeicherten Arbeit und die mög- 
hen Ersparnisse gegeben. Dieses Beispiel zeigt sehr anschau- 
h, daß die Entscheidung für heute oft erst getroffen werden 
ann, wenn man auch die Verhältnisse für morgen durchgerech- 
t hat. Einer elektronischen Rechenmaschine würde eine der- 
‚tige Aufgabe keinerlei Schwierigkeiten bereiten. 


usammenfassung und Ausblick 


‚In meinen Ausführungen konnte ich zeigen, nach welchen 
'esetzmäßigkeiten sich in unserem Unternehmen das wirt- 
‚haftliche Zusammenspiel von Pumpspeicherwerk und Dampf- 
aftwerken vollzieht. Sicherlich ist es unbedingt notwendig, 
ı Rahmen der Projektierungsarbeiten Leistung und Arbeits- 
srmögen eines Pumpspeicherwerks den künftigen Belastungs- 
srhältnissen so gut wie möglich anzupassen. Dennoch ver- 
eibt für den Betrieb noch eine Menge weiterer Aufgaben. 
iese in täglich wechselnder Folge auftretenden Aufgaben 
ssen sich auch für einen erfahrenen Lastverteiler nicht immer 
ane weiteres richtig abschätzen. Hier kann eine elektronische 
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Rechenmaschine wesentliche Vorteile und Erleichterungen 
bringen. Sie wird den Lastverteiler bei der Durchführung von 
Vergleichsrechnungen wegen ihrer beachtlichen Schnelligkeit 
entscheidend entlasten, ihn aber keinesfalls von der Denkarbeit 
befreien können. Vielleicht werden eines Tages diese neuartigen 
Hilfsmittel so vervollkommnet sein, daß für den Normalbetrieb 


die Maschine in der Lage ist, den wirtschaftlichen Einsatz der 


Kraftwerke selbsttätig zu steuern, ohne daß es hierbei der Mit- 

wirkung des Menschen bedarf, sondern nur noch seiner Auf- 

sicht. Je höher aber die technische Vollkommenheit getrieben 

werden wird, desto größer können die Schwierigkeiten werden, 

die sich für den Menschen im Fall von Störungen, sei es an der 

elektrischen Rechenanlage oder in den Kraftwerken, ergeben 

dürften. Daher sollte nach meiner Meinung der Einsatz von 

Rechenanlagen nicht übertrieben werden, und siesollten bleiben, 

was sie im Grunde sind, nämlich ein wertvolles Hilfsmittel für 

den Menschen. 
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iktuelle Probleme des Dampfturbinenbaues und -betriebes 


On E.J. Pohl, München‘) 


DK 621.165.004.1 


Die Turbinenanlagen der neuzeitlichen Kraftwerke sind gekennzeichnet durch hohe Einzelleistungen der 


Aggregate und das Streben, die Leistungen mit einem Mindestmaß an Wärme zu erzeugen. Hohe Wirt- 
schaftlichkeit bei der Führung des Dampfprozesses wird erreicht durch hohen Dampfdruck, hohe Dampf- 
temperatur, niedrigen Abdampfdruck, die Anwendung der regenerativen Speisewasservorwärmung und 
-. ein- oder mehrfache Zwischenüberhitzung. 

Die folgenden Ausführungen sollen einige Probleme ansprechen, die beim Bau und Betrieb solcher 


Aggregate auftreten bzw. dringlich werden, ohne es allerdings in diesem Rahmen wagen zu können, 


7 


onstruktive Gesichtspunkte für die Herstellung der heu- 
gen Großturbine 


rehäuse 


Die vielfältigen Wünsche lassen sich nur dutch Aggregate 
it mehreren Gehäusen erfüllen, denen man entsprechend dem 
ı ihnen ablaufenden Dampfprozeß die Namen Hochdruck-, 
fitteldruck- und Niederdruckgehäuse gegeben hat. 


as Hochdruckgehäuse 


Es ist in seinem Aufbau dadurch bestimmt, daß es Dampf von 
ohem Druck und hoher Temperatur zu verarbeiten hat. Seine 
usführung in der altgewohnten Form hätte zu schr großen 
/andstärken und die Abdichtung der Teilfuge gegen den hohen 
inendruck zu unförmigen Flanschen-und Schraubenabmessun- 
en geführt. Deswegen finden wir beiallen Turbinenkonstruktio- 
en die Unterteilung des Gehäuses (Bild 1) in ein Innengehäuse, 
as die Beschaufelung trägt, und in das umschließende Außen- 
häuse, in dem der Enddruck dieses Entspannungsverlaufs 
ettscht. Diese Bauweise schafft den Vorteil, daß Außen- und 
inengehäuse nicht mehr nach der Differenz zwischen Frisch- 


*%) Vorgetragen auf der VDEW-Jahresversammlung in Mannheim 
a 10. Mai 1960. — Dr.-Ing. E. J. Pohl ist Vorstandsmitglied der 
lianz Versicherungs-Aktiengesellschaft 


vollständig zu sein oder mehr als eine oberflächliche Begründung zu geben. 


dampfdruck und Atmosphärendruck dimensioniert zu werden 


brauchen, sondern jedes erhält seine Abmessung nach dem 
jeweiligen Differenzdruck, und nur das Innengehäuse ist der 
hohen Temperatur ausgesetzt und muß aus hoch-warmfestem 
Material hergestellt sein. 


Die Konstruktion nach Bild 1 hat den Nachteil, daß auf der 
in der Abbildung rechten Seite eine Stopfbüchse vorhanden ist, 


Bild 1. Schematische Darstellung eines Hochdruckgehäuses 
mit Innengehäuse 


ud 


Bee n 


Beer 


die gegen seht hohen Druck zu dichten hat. Die Weiterentwick- 
lung (Bild 2) verlegt daher die Einströmung in die Mitte des 
Schaufelsystems, und der Dampf entspannt sich dann in dem 
Innengehäuse mit der Strömungstichtung nach links, wird um- 
geleitet und erreicht im rechten Teil der Beschaufelung den 
Enddruck. Bei dieser Bauart steht auf der Stopfbüchse ein nie- 
derer Druck; allerdings wird in der Mitte eine Innenstopfbüchse 
notwendig, an die zwar hinsichtlich Dichtheit nicht die gleichen 


Bild 2. Schematische Darstellung eines Gehäuses mit Dampf- 
mitteneinströmung 


Ansprüche wie an eine Außenstopfbüchse gestellt werden müs- 
sen, die aber wegen ihrer Lage in der Mitte des Schwingungs- 
bauches der Welle ein entsprechend groß bemessenes Spiel ver- 
langt. 

Die dritte Konstruktionsform vermeidet in Gestalt der Topf- 
turbine (Bild 3) die waagerechte Teilfuge des Außengehäuses, 
entspricht aber grundsätzlich der in Bild 1 gezeigten Form. 


Zu IISTSNN N 


Bild 3. Schematische Darstellung eines Hochdruckgehäuses 
ohne waagerechte Teilfuge 


Durch die angegebenen drei Konstruktionsformen sind die 
folgenden Aufgaben gelöst: 


Es ist möglich geworden, die Wahl der Werkstoffe so zu 
treffen, daß sie den örtlichen Beanspruchungen gerecht werden. 
Nachdem die Maschinenelemente, die im Bereich hoher Tempe- 
raturen zu arbeiten haben, nicht allein nach ihrer Festigkeit 
unter Zugrundelegung des Hook’schen Gesetzes bemessen wer- 
den dürfen, sondern die Zeitstandfestigkeit, die auch die Be- 
triebstemperatur beinhaltet, maßgebend ist, sind hier hoch- 
warmfeste Werkstoffe erforderlich. Da diese, vor allem die 
Austenite, nicht nur teuer, sondern auch schwer zu verarbeiten 
und im Betrieb empfindlich sind, ist man daran interessiert, die 

Frischdampftemperatur so zu wählen, daß Austenite noch nicht 
notwendig werden bzw. dort, wo BL Wärmewirtschaft höhere 
Temperaturen erforderlich macht, nur die Teile aus Austenit zu 
fertigen, die im Bereich der Höchsttemperatur liegen. Bild 4 
gibt ein Beispiel dafür, wie die Werkstoffe den Afkprucheh aus 
der Temperatur angepaßt worden sind. In Reihe 1 konnten alle 
Teile aus Normalferrit (540°C) gefertigt werden, in Reihe 2 
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N 
200 ata, 540°C 


Düsenkammermn 


200 ata,570°0 


200.a18,570°C | 200ata, 570° 


Düsenkammern gesondert eingeseizt, 


Düsen im Innengehäuse, 


In behäuse Radraum vom Außengehäuse gebildet, Radraum vom Innengehäuse 
eingegossen, | Uberlastdampf|Vberlastdampf | Überlastdampf gebildet, 
Ventile oben durch die Inden durch die Außengehäuse erhält 
oder Düsen Radıaum Düsen niedrige Temperatur. 
obenu.unten\ . Mit oder ohne Regelstufe 


Dampfzustand.: 
"N beim Eintritt N im Radraum 


ferit 11% 


"\om Außengehause 


Normalferrit Austenit 


Bild 4. Beispiel für den Einfluß der Dampfzustände auf d 
Auswahl der Werkstoffe Ä 


u 


mußte für die Düsenkammern Ferrit mit 11 v.H. Cr verwend 
werden (570°C), und in Reihe 4 bis 6 wird für Düsen und Tei 
des Innengehäuses Austenit erforderlich (600 bis 650° C).Nac 
dem sich die Werkstoffe preislich etwa wie 1 zu 4 zu 18 verha 
ten, ist das eine sehr wirtschaftliche Maßnahme. j 


Die Schrauben, mit denen Gehäuse und andere Teile im G 
biet der hohen Temperatur zusammengehalten werden, sin 
ein schwieriges Maschinenelement, weil sie hohe Kräfte b 
kleinen Abmessungen ausüben müssen, also hohe spezifisch 
Belastung ertragen sollten. Dem wirkt entgegen, daß der Wer 
stoff, wenn er im hohen Temperaturbereich eingesetzt ist, eit 
laufende Entspannung erfährt; dieser Vorgang wird als Relax 
tion bezeichnet. Um die Entspannung der Schrauben, die ; 
Undichtigkeiten der Teilfuge führen würde, zu vermeiden, da 
man den Werkstoff also nur gering beanspruchen, — ein Un 
stand, der die Abmessungen der Schrauben vergrößert. D 
Schwieriskäten: in dem besratsıen Raum der Teilfuge d 
großen Schraubenquerschnitte unterzubringen, haben schc 
dazu geführt, daß eine ständige Kühlung mit Preßluft zur He 
absetzung der Werkstofftemperatur Seal wurde, so daß d 
damit einsedammie Relaxation höhere Beanspruchun 
erlaubt. 
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Bild 5. Temperaturverteilung in einem Turbinengehäuse 
Abhängigkeit von der Erwärmungszeit 


Gewisse Schraubenstähle haben im Betrieb eine Neigung 


‚ Versprödungen zu erkennen gegeben. Der Arbeitskteis „Ti 


bine“ der VDEW hat die Zusammenhänge studiert und darüt 
eine Schrift herausgegeben: „Schrauben im Bereich hoher Teı 
peraturen“, mit Empfehlungen für Werkstoffwahl, Ausführung 
form, Einbau, Betriebsüberwachung und die Untersuchung & 
brochener Bolzen!). 


1) Vgl. auch den Aufsatz von E. Stange, S. 642 dieses Heftes 


eim Anfahren der Turbinen werden die Gehäusewände 
ehr oder weniger schnell erwärmt, und bei einer Änderung 
t Belastung ändert sich auch die Wandtemperatur. Der Wär- 
transport in und durch eine Wand ruft zwischen der Außen- 
ad Innenfaser einen Temperaturunterschied hervor. Bild 5 
‚Bt erkennen, wie ein konstanter Dampfzustand von 40 ata bei 
0° Cim Inneren eines Gehäuses die Gehäuseerwärmung ab- 
ingig von der Zeit herbeiführt, und welche Temperaturunter- 
hiede dabei in der Gehäusewand entstehen. Bild 6 zeigt für 
\e Wand des Radraumes einer Kondensationsturbine die an der 
nenfaser, der Außenfaser und in 20 v.H. und 80 v.H. der 
'andstärke gemessenen Temperaturen und ihre Änderung mit 
t Leistung. Daraus entsteht ein Feld hoher echaänischer 
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sild 6. Gehäusetemperaturen und mechanische Spannung in 
em Radraum einer Kondensationsturbine bei wechselnder 
n Last 


Pannungen, die sogar zwischen Druck- und Zugspannungen 
zechseln. Es ist augenfällig, daß diese Wärmespannungen bei 
äufiger Wiederholung oder besonders schroffen Temperatur- 
nderungen zu Gehäuserissen führen können, wie sie Bild 7 
viedergibt. 

An dieser Stelle darf ich auf die Ausführungen meines 
Torredners verweisen, der dargelegt hat, daß durch Einschal- 
en eines Pumpspeicherwerks die Belastungsspitzen und -täler 
ı dem Belastungsbild ausgeglichen werden können. Ein aus- 
eglichener Betrieb trägt demnach auch zur Schonung der 
"urbinen bei, und wenn es gelingt, dadurch ihre Lebensdauer 


u verlängern, wird man womöglich die Aufwendungen für den 


umpspeicherbetrieb leichter hinnehmen. 


Das Verhalten der Gehäuse und der Läufer bei der Erwär- 
nung und Abkühlung verlangt noch aus einem weiteren Grund 
esondere Beachtung. Erwärmung und Abkühlung bewirken 
ine Änderung der Abmessungen, und da die Temperatur nicht 
nbedingt gleichmäßig auf Länge und Umfang verteilt ist, und 


u 


3ild 7. Rißbildung im 
Tochdruckgehäuse einer 
Eapfturbine 


etschiedene Wandstärken, insbesondere Materialanhäufungen 
1. Übergängen ebenfalls Temperaturunterschiede auslösen so- 
vie eine gleichmäßige Verformung behindern, kann eine Ver- 
etrung der Gehäusekontuten eintreten. Die Vermeidung die- 
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ser Verzettung ist eines der Hauptprobleme, das die moderne 
Turbine dem Konstrukteur und dem Betreiber stellt. 


Man bekämpft die Verzerrung auf verschiedene Weisen. 
Durch verbesserte Isolierung der Gehäuse wird erreicht, daß 
der Wärmetransport in seinem absoluten Wert eingedämmt 
wird. Die Isolierung kann außerdem in ihren Abmessungen so 
gewählt werden, daß zusätzliche Kühlwirkung, z.B.an der Tur- 
binenunterseite, die dem Keller zugekehtt ist, durch entspre- 
chend reiche Isolierung unschädlich gemacht wird. Bild 8 
zeigt endlich den Vorteil der Blockisolierung gegenüber ande- 


ER 


Maltenisolierung 


£0 


/urbine abgestellt 


BIOCKISONETUNG 


Bild 8. Entwicklung der Temperaturdifferenz zwischen oben 
und unten eines Hochdruckgehäuses bei Matten- und bei 
Blockisolierung 


ten Isolierungsarten, der darin besteht, daß die Temperatur- 
differenz zwischen Scheitel und Unterseite eines Turbinenge- 
häuses.nach dem Abstellen bei Blockisolierung wesentlich klei- 
ner war. 


Zur Vermeidung von Verzerrungen muß der Anfahrvorgang 
so gelenkt werden, daß die Erwärmung möglichst allerorts 
gleichmäßige Auswirkungen hat. Bild 9 gibt im oberen Bild- 
teil zwei Möglichkeiten für die Lenkung des Anfahr- und Bela- 
stungsvorganges wieder und zeigt dann im unteren Teil die 
Auswirkungen an Hand des Temperaturverlaufs an drei Meß- 
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Bild 9. Übersicht über die Auswirkung des Anfahr- und Be- 
lastungsvorganges auf die Temperaturänderung im Hoch- 
druckteil einer dreigehäusigen Kondensationsturbine 


Meßstelle 1: 


stellen in der Gehäusewand. Es ergibt sich, daß das Vorgehen 
nach 2 starke Teemperaturdifferenzen vermeidet, und solche 
Überlegungen sind der Ausgang für Anfahrdiagramme, wie sie 
Bild 10 darstellt. 


Die Verzerrung der Gehäuse findet auch im Stillstand statt. 
Man kann sie bekämpfen, indem der Läufer mit Hilfe der Wel- 
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Bild 10. Beispiel eines Anfaht- und Belastungsdiagramms für 
eine Kondensationsturbine 


lendrehvottichtung in Umlauf gehalten wird, so daß die Venti- 
lation der Schaufeln eine Durchwirbelung der Luft und dadurch 
einen Tempetaturausgleich im Turbineninneren bewirkt. Bild 
11 zeigt den Verlauf der Gehäusetemperatur nach dem Abstel- 
len der Wellendrehvotrichtung, insbesondere die sich dabei 


"zwischen oben und unten einstellende gefährliche Temperatur- 


differenz und deren Ausgleich, nachdem die Drehvorrichtung 
wieder eingesetzt worden wat. 


Umin »  Wellendrehvorrichtung 


Bild 11. Über den Einfluß der Rotation des Turbinenläufers 


nach der Außerbetriebnahme auf die Verteilung der Tempera- 
tur in einem Hochdruckgehäuse 


Über die Probleme, die sich beim Anfahren und Abstellen 
moderner Dampfturbinen ergeben, wird die VDEW demnächst 
in einer Broschüre berichten?). Selbstverständlich können auch 
dort nur die Grundzüge des Problems behandelt werden; ihre 
Kenntnis setzt aber den Turbinenbetteibet in den Stand, die Be- 
sonderheiten seines Aggregats zu erforschen und den Betrieb 
dann entsprechend zu führen. 


' Das Mitteldruckgehäuse 


Bei Turbinen mit Zwischenüberhitzung wird auch der Mit- 
teldruckteil mit Dampf hoher Temperatur beaufschlagt. Für die 
konstruktive Durchbildung des Gehäuses gelten die gleichen 
Gesichtspunkte wie für das Hochdruckgehäuse. Wir finden also 
in Bild 12 den ersten Teil mit einem Innengehäuse versehen; 
die späteren Partien, in denen die Temperatur abgesunken ist, 
haben eine Ausführung mit Leitschaufelträgern, die den aktiven 
Teil von den Wärmebewegungen des Gehäuses freimachen. 


Eine sorgfältige Gestaltung des Mitteldruckteils ist lohnend, 
weil hier alle Voraussetzungen für die Gewinnung der Dampf- 
energie mit gutem Wirkungsgrad gegeben sind. Problematisch 
kann die Unterbringung der zahlreichen Anschlüsse für die 


2) Der Anwärmvorgang bei Dampfturbinenanlagen. Diese sehr in- 
struktive Broschüre erscheint in Kürze bei der Verlags- und Wirt- 
schaftsgesellschaft der Elektrizitätswerke GmbH, Frankfurt am Main 
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Dampfentnahme zur Speisewasservorwärmung werden, zun 
der für eine gute Wärmebeweglichkeit wesentliche einfac 
Aufbau gewahrt bleiben soll. Auch die anschließenden Ro} 
leitungen samt ihrer Isolierung beanspruchen viel Raum. Sta] 
fundamiente bieten mit ihren kleineren Abmessungen gegenül 
Fundamenten aus Stahlbeton Vorteile. 


ä Ile 


N 


Bild 12. Beispiel für die konstruktive Durchbilduneii 
Mitteldruckgehäuses mit Mitteneinströmung, Innengehä 
und Schaufelträger 'E 


Das Niederdruckgehäuse 


Im Niederdruckteil haben die Großturbinen sehr | 
Dampfvolumina zu verarbeiten, so daß eine Unterteilung ( 
Dampfstroms in mehrere parallel laufende Stränge nor 
ist. Die Abmessungen der Gehäuse werden so groß, daß it 
Ausführung als geschlossenes Gußstück Schwierigkeit ber 
tet. Man unterteilt daher in das Innenteil aus Gußeisen, das 
Leitschaufeln trägt und sich mit Pratzen unmittelbar auf « 
Fundament stützt, also frei von Verzerrungen durch die A 
dampfstutzen bleibe, und den Mantel mit dei Abdampfstutzı 
der in Schweißkonstruktion hergestellt wird. Diese Ausführu 
macht es auch möglich, den Kondensatormantel mit dem A 
dampfstutzen durch Schweißung zu verbinden, wie es >= 
zeigt. | 


Bild 13. Ausführungsbeispiel für den Niederdruckteil eit 
100-MW-Turbine, bei der der Kondensatormantel an das T 
binen- Außengchänse angeschweißt ist. Zwischen den Kond 

satoten liegen die Vorwärmer # 


r% 


Der Austrittsquerschnitt, also der Schaufelktanz der letz 
Schaufelteihe, ist für die Zahl der parallelen Fluten maßgebe 
Bis zum Jahr 1945 hatte man eine größte Schaufellänge von 
mm verwirklicht; heute werden Schaufeln von 750 bis 800 r 
und mehr I Derartige Schaufeln sind Kunstwe: 


' Flmm 


ia 14. Laufschaufel aus der Endstufe einer Niederdruck- 
turbine 


} Technik; denn sie müssen nicht nur statisch und dynamisch 
\ıen Anforderungen genügen, sondern auch in strömungs- 
Ihnischer Hinsicht gut abkpebildet sein, was um so schein 
zu erfüllen ist, als die Stömmnpsverkältnisse i im Bereich des 
Fr und.an der Schaufelspitze durchaus unterschiedlich sind 
ild 14). 


Bien 


Hoch- und Mitteldruckläufer werden als Einstückläufer aus- 
ührt. Die Herstellung des Niederdruckläufers als Einstück- 
fer ist eine Aufgabe, bei deren Lösung Konstrukteur und 
ıhlwerke eng zusammenarbeiten müssen, und die Geeignet- 
t des Schmiedestücks sollte dutch umfassende zerstörungs- 
ie Werkstoffprüfungen untersucht werden. Durch Beschallen 
t Werkstücke kann man etwa vorhandene Fehler orten. Ein 
tläßliches Urteil wird man aber nur erhalten, wenn die Be- 

gen für den Empfangdes Echos ausreichend sind, was am 
tigen Stück nichtimmer gewährleistetist. Daraus wird die Leh- 
gewonnen, daß die Prüfung zweckmäßig im Rohzustand er- 
‚gt, weil dann die Möglichkeit besteht, im Bereich der Bear- 
itungszugabe geeignete Ansatzflächen für den Schallkopf zu 
1affen. Diese Flächen sollen so liegen, daß ein möglicher Feh- 
bereich von dem Schallstrahl sicher erfaßt wird. 


Problematisch ist allerdings bisweilen die Beurteilung der Ge- 
ırlichkeit eines gefundenen Fehlers. Um diese Unsicherheit 

"beheben, wurden Schmiedestücke, die aus irgendeinem 
runde erneuert werden mußten, nachdem sie sich in jahrelan- 
m Betrieb bewährt hatten, vor der Verschrottung beschallt 
d.die georteten Fehler zur Kritik freigelegt. 


Die Gegner großer Schmiedestücke bauen die Niederdruck- 
fer entweder aus Radscheiben auf, oder die Radscheiben wer- 
n auf eine Welle aufgezogen. 

Für die Beschaufelung der Läufer verwenden die verschiede- 
n Hersteller ihre erprobten Schaufel- und Fußformen. 


opfbüchse 

Das lästigste Konstruktionselement in der Dampfturbine, 
- Stopfbüchse, wird mit geringen Abwandlungen in der be- 
anten Form ausgeführt. Als gewisse Neuerung, wenigstens 
Deutschland, können Stopfbüchsen mit federnden Außen- 
gen angesehen werden, die jetzt verschiedentlich zur Erpro- 
ng eingebaut wurden. — Eine besonders kurze Baulänge er- 
tt bei hoher Dichtwirkung die Radialstopfbüchse. 


Die Dichtwirkung der Stopfbüchsen beruht in der Haupt- 
he darauf, daß der Dampf sich durch einen engen Spalt 
ängen muß, und der Leckverlust einer Scoptbuchee ist um 
kleiner, je kleiner der Spalt ist. Wenn Welle und Gehäuse 
1ernd Zehkrisch zueinander stünden, brauchte man bei der 
altbemessung nur die womöglich unterschiedlichen Betriebs- 
nperaturen und Werkstoffkonstanten beider Elemente zu 
ıchten. Da diese Voraussetzung aber nicht erfüllt ist und — 
© früher dargelegt — Gehäuseverzerrungen möglich sind, 
ıß ein zusätzliches Spiel gegeben werden. Der Zuschlag hat 


weiter zu berücksichtigen, daß die Welle beim Durchlauf.durch 
die kritische Drehzahl und bei auftretenden Unwuchten aus- 
schwingt oder dutch Temperatuteinflüsse verkrümmt ist. Die 
Betriebssicherheit der Turbine und die Lebensdauer der Dicht- 
elemente verlangen daher reichliche Spiele. Theoretiker haben 
einmal Freude daran gehabt, den Turbinenwirkungsgrad für 
ein Spiel „Null“ anzugeben. Eine solche Angabe verleitet dazu, 
diesen Wirkungsgrad anzustreben, und beim Studium der Ge- 
schichte des Turbinenbaus finden wir in der Tat ein ständiges 
Mühen darum, die Konstruktionen so zu verbessern, daß um- 
laufendes und feststehendes System keine Relativbewegungen 
gegeneinander ausführen und die Spiele zwischen ihnen erhal- 
ten bleiben. 


Leider wissen aber Vergangenheit und Gegenwatt auch von 
Mißetfolgen zu berichten, weil die eingeführten Verbesserun- 


gen nicht das hielten, was man sich von ihnen versprach, und 


eine gewisse Spielgröße darf selbst von einer Idealkonstruktion 
nicht unterschritten werden, weil auch das Betriebsgeschehen 
die Entwicklung des Spiels beeinflußt und man die dutch den 
Betriebsablauf ungewollt auftretenden Regelwidrigkeiten nicht 
außer Ansatz lassen kann. Was nützt aber eine Turbine mit 
einem ungewöhnlich hohen Wirkungsgrad, wenn sie überemp- 
findlich ist, häufig Schaden nimmt und dann dem Betrieb für 
Monate nicht zur Verfügung steht. 


Obwohl es sich bei der Lösung der Spielfrage um eine ernste 
Sache handelt — von den 160 Schäden der letzten fünf Jahre 
an Turbinen über 50 MW waren z.B. nicht weniger als 20 v.H. 
Schäden, bei denen Anstreifen die primäre Ursache war —, ist 
die Lösung in Wirklichkeit ohne Problematik; sie erfordert nur, 
daß man sich zu einer Realität bekennt. Ebenso wie auf der 
Werkstoffseite die Bemessung eines Konstruktionsteils nicht 
unter Ausnutzung der theoretischen Festigkeit, sondern nur mit 
einem Bruchteil dieses Wertes erfolgt, muß das rechnerisch er- 
mittelte Spiel einen genügend hohen Sicherheitszuschlag erhal- 
ten. 


sind die Verluste, die dadurch entstehen, daß Dampf ungenutzt 
um die Schaufel herumströmen kann, dem Wirkungsgrad ab- 
träglich, so daß man zwischen Schaufel und Gehäuse — bei 


einer Bauart axial, bei der anderen radial — einen möglichst 


kleinen Spalt verwirklichen möchte. Man wendet daher gele- 
gentlich sogenannte „‚strips““ an; das sind dünne Metallstreifen, 
die nach Art eines Dichtungsstreifens am Deckband befestigt 
sind und das Spiel zwischen Deckband und Gehäuse verklei- 
nern. Beim Anstreifen ist die Wärmeentwicklung gering und 
unschädlich. Die Lebensdauer der strips soll befriedigend sein. 


Kupplung 

Bei Turboaggregaten großer Leistung kommt zwischen den 
einzelnen Läufern und dem Generator die starre Kupplung zur 
Anwendung. Bei dieser Kupplungsart ergeben sich klare 
Verhältnisse hinsichtlich der Dehnung der Läufer in axia- 
ler Richtung, was zu begrüßen ist, weil die Unsicherheit der 
axialen Abstände, die durch wechselnde Temperatur von Ge- 
häuse und Läufern in den verschiedenen Betriebsphasen ent- 
steht, nicht noch vergrößert wird. Immerhin sollte man an sol- 
chen Stellen, die kritisch werden können, eine Meßstelle zur 
Dauerüberwachung vorsehen. 


Lager 

Für die Lagerung ergeben sich zwei neue Probleme: Einmal 
sind die Laufeigenschaften des für den Hochdruckläufer meist 
verwendeten Werkstoffs — eines 12 %igen Chromstahls — wo- 
möglich ungünstig, so daß es mancherorts notwendig ist, eine 
Schicht mit guten Laufeigenschaften auf den Lagerzapfen auf- 
zubtingen, d.h. entweder eine Büchse aufzuziehen oder Werk- 
stoff aufzuspritzen. Des weiteren hat man bei Hochdruckläu- 
fern, die verhältnismäßig leicht sind, aber in Dampf hoher 
Dichte arbeiten, Schwingungserscheinungen beobachtet, deren 
Frequenz zu den Maschinenfrequenzen in keinem erkennbaren 
Verhältnis stand. Erscheinungen dieser Art, die man auch als 
„oilyip“ anspricht, entspringen einer Wirbelbildung im Öl- 
film und führen zur Herstellung von Lagerschalen mit drei An- 


vn 


Das Spielproblem betrifft auch die Beschaufelung. Auch hier 
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lagepunkten. Sogar Traglager nach Art der Mitchel-Lager sind 
ausgeführt worden?). 


Turbinenbetrieb 

Die erwähnten Gesichtspunkte hinsichtlich des An- und Ab- 
stellens und manches andere sollten davon abhalten, Aggregate 
dieser Art häufig abzustellen. Sofern das nicht zu vermeiden ist, 
wird man dafür sorgen müssen, daß die unvermeidlichen Tem- 
peraturspiele keinesfalls schockartig auftreten. Schon von Ag- 
gregaten, die in niederen Temperaturbereichen arbeiten, 
kennt man die Rißbildung durch Wärmeschock, d.h. eine 
Rißbildung, die auftritt, wenn dem Werkstoff kurzzeitige Tem- 
peraturwechsel zugemutet werden. Bild 15 zeigt den Aus- 
schnitt aus der Wand eines Düsenkastens von einem Aggregat, 
das in zehn Jahren fünftausend Mal abgestellt worden ist. 


Unerläßlich wird es sein, die Spiele — radial und axial — lau- 
fend zu überwachen, weil man in manchen Betriebsphasen einen 
Verzerrungszustand von Gehäuse und Läufer vor sich hat, der 
abhängig ist von der Art-und der Dauer des vorherigen Betrie- 
bes oder durch Störungen, z.B. von der Kesselseite her, entstan- 
den ist. Wenn die Auswirkungen solcher Einflüsse auf die ge- 
fährdeten Turbinenteile nicht meßtechnisch überwacht werden 
können, ist auch ein folgerichtiges Handeln unmöglich. Eine 
primitive Anweisung, z.B. die Turbine im @rähre all dutch 
Schnellschluß abzustellen, wird häufig zu spät wirksam; sie 
kann ebenso leicht falsch wie unnötig sein und verfällt dann der 
Mißachtung. 


Bild 15. Ansicht der inneren Oberfläche eines Düsenkastens 
mit Thermoschocktrissen 


Die gleiche Forderung sollte hinsichtlich einer durchdachten 
Überwachung des Schwingungszustandes erhoben werden, und 
es ist deshalb notwendig, die im Handel befindlichen Apparatu- 
ren konstruktiv zu vervollkommnen. Zur Zeit haftet den mei- 
sten noch der Mangel an, daß sie die Schwingungen des Laget- 
bocks zu einer im Raum ruhend gedachten Masse aufzeigen. 
Daraus ergeben sich zwei Mängel: Es werden Schwingungen, 
die von außen zufällig auf den Lagerbock übertragen werden, 
mit aufgezeichnet (Bild 16). Dieses Schwingungsdiagramm mit 
einer beunruhigenden Entwicklung des Schwingungsverlaufs 
im Intervall von einer Stunde war dutch Erregung des Lager- 
bocks von außen entstanden und der Vorgang also, mindestens 
für den umlaufenden Teil, ohne Gefahr, aber nicht ohne Sorge, 
bis man seine Ursache kannte. Ein weiterer Mangel besteht dar- 
in, daß die zu überwachende Schwingung des Läufers auf dem 
Weg über den Ölfilm des Lagers und Lagerbock Veränderun- 
gen erleidet, die den Aussagewert der Anzeige mindern, so daß 
sie nur zu vergleichender Betrachtung taugen. 


Eine verläßliche Angabe des Schwingungszustandes und der 
Ursache von Änderungen ist heute wichtiger denn je, weil die 
Öffnung von Turbinen zur Innenrevision schr erschwert, kost- 
spielig und zeitaufwendig ist. Andererseits ist nicht abzu- 
sehen, warum eine Revision heute weniger notwendig wäre als 
früher, und gelegentliche Meldungen über lange Laufzeiten ohne 


3) Als Abschluß des ersten Teils des Vortrags wurden zur Vervoll- 
ständigung der über die Konstruktionsgesichtspunkte gemachten An- 
gaben einige Ausführungsbeispiele (Turbinenkonstruktionen) ge- 
zeigt, auf deren Wiedergabe hier aus Raumgründen verzichtet wird 
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Revision sind örtlich bedingt und können keine Allgemein, 
tigkeit beanspruchen. Wenn aus den genannten Gründen h« 
eine lange Laufzeit zwischen den Revisionen angestrebt wer 
muß, ohne daß der Gesichtspunkt eines weitgehend gesiche; 
schadenfreien Betriebes außer acht bleibt, so muß ein Weg 
sucht werden, mit Hilfe der Meßtechnik einen Hinweis zu 
halten, wenn 2 Turbineninnere irgendwo gestört ist. 
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Bild 16. Schwingungsdiagramm am Niederdruck- -Lagerb 
einer Turbine R 


In stündlichem Abstand tritt eine Vergrößerung der Schwingu: 

ausschläge ein, die aber nicht durch den mechanischen Lauf 

Welle bedingt ist, sondern durch eine Erschütterung des La 
körpers von außen herbeigeführt wurde " 


} 


Das Saas gibt schon eur einen solcheiE 
weis, wenn der Wochtaränd des Läufers z.B. durch ei 
Schinken geändert wird (Bild 17). Eine plötzliche 
sprunghafte Erhöhung des Schwingungswertes ist mehr: 
als Folge eines SChaufciRruche nachgewiesen worden, aber 
achtet auf so kleine Änderungen! Es bedarf also eines zus 
lichen Signals, wenn eine Änderung — ohne Rücksicht auf 
Größe — sprunghaft erfolgt. 
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Bild 17. Ausschnitt aus zwei Meßstreifen, die den Sch 
gungszustand von zwei Turbinen wiedergeben 


Auf beiden Meßstreifen gemeinsam ist eine plötzliche Änderun; 
Ausschlages zu erkennen. In beiden Fällen sind im gleichen Au 
blick Schaufelschäden eingetreten 


® 
uch mit Hilfe elektrischer Sonden ist es möglich, die Be- 
ufelung auf Vollständigkeit hin zu prüfen, ohne daß das 
Fäuse geöffnet werden muß. Die Geräte müßten in größe- 
" Umfang eingesetzt werden, um ihre Verläßlichkeit zu prü- 


Ütrizitätswirtschaft 


\egenwärtig werden groß angelegte Versuche mit der Mes- 
}z des Körperschalls durchgeführt. Man geht davon aus, daß 
Schwingungsbild eines laufenden Aggregats nach Größe 
Prequenzlage der Schwingungen seiner Teile so lange un- 
ndert bleibt, wie diese selbst sich nicht ändern. Anrisse, 
‚kerungen usw. führen hingegen zu Schwingungen in ande- 
Srequenzlage, die sich bei der Messung zu erkennen geben 
l. Durch Vergleich der in gewissen Zeitabständen durchge- 
(ten Messungen mit der Messung an der _jungfräulichen 


| en 


Bild 18. Ausschnitt aus ei- 
nem Meßstreifen, der die 
Temperatur an verschiede- 
nen Teilen einer Turbine 
wiedergibt 


Die durch Pfeil gekennzeich- 
neten Temperaturlinien bezie- 
hen sich auf die Temperatur 
des Hochdruckgehäuses oben 
bzw. unten. Das gefährliche 
Auseinanderlaufen der beiden 
Temperaturwerte war nicht 
genügend beachtet worden, 
so daß die dadurch entstan- 
dene Verkrümmung des Ge- 
häuses zu einem schweren 
Anstreifen führte 


> 


me 


Dow 


inten Versuche ist es, die Brücke zu schlagen zwischen der 
intnis einer eingetretenen Veränderung des Meßbildes und 
erwünschten Deutung seiner Ursache; dann erst wird man 
lie Lage versetzt zu entscheiden, ob die Turbine zu öffnen 


Jas sonstige Instrumentarium entspricht auch nicht immer 
‚heutigen Bedürfnissen. Wenn man zut Zeit glaubt, auf eine 
ssung der Spiele verzichten zu können und eine Gehäuse- 
zetrung allein dutch Messung der Temperatur in den Wän- 
beurteilt wird, so sollte dieser Meßwert wenigstens fehler- 
und mühelos erkennbar sein, d.h., der Maschinist müßte 
neben seinen zahlreichen anderen Beobachtungsaufgaben 
einem Blick erkennen können. Das ist aber sicher nicht der 
‚ wenn — wie in Bild 18 gezeigt — die fraglichen Tempe- 
ten zusammen mit anderen Werten, die hinsichtlich der Be- 
ilung der Verzerrung ohne Interesse sind, angezeigt wer- 
. Wie leicht kann der Maschinist in dem Kumul von Linien 
n falschen Wert ablesen. Auch daß er gezwungen ist, die 
etenz der beiden Temperaturwerte zu bilden, überfordert 
‚nachdem er in der kritischen Zeit beim Anfahren noch 
erlei anderes zu beachten hat. Wegen der Bedeutung dieses 
dwerts im Betrieb der Turbine ist ein eigenes Anzeigegerät 
Platz, das so konstruiert ist, daß es den maßgebenden Diffe- 
‚wert der Temperaturen unmittelbar anzeigt. Ein Beispiel, 
die Skala eines solchen Instruments, das die Betriebsfüh- 
3 in allen Phasen berät, gestaltet wird, bringt Bild 19. Die 
nische Grundlage dieses Instruments ist Bild 10. Der 
3e Bereich der Skala gibt an, in welchem Lastbereich die 
bine gefahrlos betrieben werden kann. 


ie Verbesserung dieser und anderer Apparaturen bringt 
er keine unzumutbare Vergrößerung der Anlage, beson- 
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bine würde die Veränderung erkennbar. Zweck der er- 
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Bild 19. Skala eines Instruments zur Anzeige der zulässigen 
Laständerung einer Turbine 


ders dann nicht, wenn sie sinngemäß zur Ausmerzung un- 
nötiger Instrumente führt. Sie ist ein dringendes Anliegen des 
sicheren Betriebes. 

Zwei Probleme, die bei allen Turbinen sowohl von den Kon- 
strukteuren als auch vom Betriebsmann wichtig genommen 
werden müssen, beziehen sich auf die Regelung und die Ent- 


Bild 20. Anblick einer durch Überdrehzahl zerstörten Turbine 


- 4 
ins Freie 


Bild 21. Anordnung der Gehäuseentwässerung in einer Tur- 
bine zur Abführung des Wassers nach dem Kondensator 


wässerung von Turbinen. Wir alle kennen die Anstrengun- 
gen, die gemacht werden, um die Turbinensteuerung so zu ge- 
stalten, daß sie die Drehzahl auch bei Abschaltung von Vollast 
beherrscht. Es soll nicht bezweifelt werden, daß unsere leben- 
den Konstruktionen diese Ansprüche bei einer Typenprüfung 
erfüllen, aber im Betrieb treten Einflüsse auf, die das Funktio- 
nieren stören können, also entweder die Schließzeit der Ventile 
über Gebühr verlängern oder sogar ein Ventil in geöffneter 
Stellung blockieren (Bild 20). Die Betriebseinflüsse sind nicht 
‚selten derart, daß sie die Schnellschluß- und die dahinter liegen- 
den Regelventile, einbezogen die Organe der Zwischenüber- 
 hitzung und der Anzapfung, gleichzeitig stören. Um die Ar- 
beitsbereitschaft der Organe zu prüfen, wird eine turnusmäßige 
Sehnellschlußprobe vorgesehen. Diese Probe hat, selbst wenn 
sie mit Überdrehzahl durchgeführt wird, keinen Aussagewert 
über die Schließzeit der Ventile und nur einen bedingten über 
die Dichtigkeit der Ventile. Beide Nachteile sollten abgestellt 
werden, — eine lösbare Aufgabe, nachdem man sich zu nicht 
bedeutenden Mehraufwendungen entschlossen hat. 

Es ist sicher, daß ein Gehäuseteil, der unter Unterdruck steht 
"7 beim Anfahren z.B. alle Turbinen- und Ventilgehäuse — 
nur in einen Raum mit höherem Unterdruck — also in den Kon- 
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Bild 23. Plan für eine Zweiwellenturbine für 800 MW 
(Entwurf SSW) 
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Bild 26. Längsschnitt durch die Niederdruckturbine d 
„Savannah“ 7 


Br 
häufig, mit einer Entwässerung ins Freie auszukomt 
ein undichtes Entwässerungsventil einen unkontrollie 
Dampfverlust darstellt. Daß es möglich ist, den Vorteil de 
wässerung in den Kondensator unter Inkaufnahme eine 
gen — und zwar kontrollierten — Dampfverlustes zu ert 
zeigt die Anordnung desBildes 21. Be 


Ausblick ; 

Die Vergrößerung der Leistung der Aggregate bereitet k 
grundsätzlichen konstruktiven Schwierigkeiten. Das 
wohl größte Aggregat der Welt ist eine 550-MW-Turb 
sich im Bau befindet (Bild 22). Ein Aggregat mit 8 
würde eine Form gemäß Bild 23 haben. Bemer! 
ist hier die Zweiwellenanordnung und die zweifache 
überhitzung. " 

Auch der Bau von Turbinen für Sonderzwecke ist ohi 
Probleme. Bild 24 zeigt eine zur Zeit in der Montage bi 
liche Turbine für ein Atomkraftwerk von 15 MW, die 
dampf aus einem Reaktor von 44/64 atü und 256 [279° ı 
ben wird. Bemerkenswert sind hier die radial über de: 
schaufeln befindlichen Wasserfangkammern zur Abfü 
des Wassers, um mit der im Niederdruckteil sehr hohen I 
feuchtigkeit fertig zu werden. Das gleiche Problem fin 
auf Bild 25 für eine Reaktorturbine von 145 1 


MR 


3 ata und 380° C gelöst, und auch der Niederdruckteil der 
irbine des vielbesprochenen, mit Atomkraft angetriebenen 
indelsschiffes „Savannah“‘ weist solche Entwässerungskanäle 


hräg hinter den Laufschaufeln auf (Bild 26). 


Es steht trotz zahlreicher Probleme außer Frage, daß der heu- 
;e Stand des Turbinenbaues die Erfüllung der extremsten 
ünsche ermöglicht, und die deutschen Turbinenfabriken wä- 
n sicher glücklich, wenn sie an die Ausführung einer 800-MW- 
ler wenigstens einer 250-MW-Turbine gehen könnten, um 
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Die Energie-Versorgung Schwaben AG, Stuttgart, 
t anläßlich der 50jährigen Wiederkehr des Gründungstags 
£% : Oberschwäbischen Elektrizitätswerke, einer ihrer 
chtsvorgänger, eine Erinnerungsschrift herausgegeben, die 
en Überblick über Gründung und Geschichte dieses für die 
itwicklung der württembergischen Elektrizitätswirtschaft so 
chtigen Zweckverbandes gibt. Am 20. Dezember 1909 grün- 
ten die Amtskörperschaften Ravensburg, Tettnang und Wan- 
n den Bezirksverband Oberschwäbische Elektrizitätswerke. 
€ gewählte Unternehmungsform war für die damalige Zeit 
htig, und die Zielsetzung wurde erreicht. Auf gemeinnütziger 
undlage wurde für das dünn besiedelte württembergische 
erland eine Elektrizitätsversorgung bis zum fernsten Bauern- 
f mit billigen Strompreisen geschaffen. 


30 Jahre später, am 30./31. März 1939, haben sich neun 
veckverbände unter Führung der OEW mit der Elektrizi- 


Bild 25. Längsschnitt durch eine 145-MW-Turbine für ein Atomkraftwerk (Bauart BBC) 


ihre Leistungsfähigkeit unter Beweis zu stellen. Ebenso steht es 
außer Frage, daß die Männer in den Kraftwerken hohen Anfor- 
derungen gerecht werden — wir wissen, daß Frischdampftem- 
peraturen von 660° C seit Jahren gemeistert werden. Abet es ist 
sicher nicht ratsam, nur nach dem Gesichtspunkt eines niedrig- 
sten Wärmeverbrauches zu investieren, sondern weise, die sich 
theoretisch anbietenden Möglichkeiten nur soweit auszuschöp- 
fen, als der Aufwand an Baumaterialien es geldlich rechtfertigt 
und der Betrieb der Aggregate noch den Grad der Einfachheit 
behält, der ein störungsfreies Arbeiten gewährleistet. 


täts-Versorgung Württemberg AG zur Energie-Versorgung 
Schwaben AG zusammengeschlossen; denn der rasch zuneh- 
mende Strombedarf und die daraus sich ergebenden Versor- 
gungsaufgaben mit den hohen Investitionserfordernissen konn- 
ten nur durch gemeinsame Anstrengung gemeistert werden. 
Die OEW haben damals ihre sämtlichen Anlagen und Versor- 
gungstechte in die EVS eingebracht, deren größter Aktionär 
sie geworden ist. 


Der Zweckverband OEW verfügt heute KR nominal 51,3 
Mio DM Aktien und damit über 42,77 v.H. des gesamten, 
120 Mio DM betragenden Aktienkapitals der EVS., 


Dutch die in den Jahren nach der Währungsumstellung ein- 
geleiteten Aktionen war. es möglich, nahezu %, der Vertei- 
lungsnetze den künftigen Belastungsverhältnissen anzupassen 
und die technischen Einrichtungen auf den neuesten Stand zu 
bringen. 
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Schrauben im Bereich hoher Temperaturen 


\ 


DK 620.1:621.882. 


Von E. Stange, Hamburg*), unter Mitarbeit von H. Holdt, Mannheim, und R. Schinn, Mülheim 


In Elektrizitätswirtschaft Bd. 54(1955), Heft 22, wurde überSchraubenschäden im Bereich hoher Tempe 
turen und die vom VDEW-Arbeitskreis „Turbine“ daraus gezogenen Folgerungen berichtet. Inzwisct 
sind weitere Schäden dieser Art bekannt geworden, und der Arbeitskreis hat die damals gegeber 
Richtlinien für Werkstoff, Konstruktion, Einbau und Betriebsüberwachung unter Berücksichtigung ı 
neuen Erfahrungen und der Entwicklung auf der Materialseite überarbeitet. Hierüber wird berich 


Neue Schadensfälle 
Schaden | 


Ein besonders schwerwiegender Schaden ereignete sich im 
Juli 1959. Vom Deckelflansch des Absperrschiebers eines Ben- 
son-Kessels tissen schlagartig sämtliche Stiftschrauben ab 
(Bild 1). Der Schieberdeckel wurde mit dem Antriebsgestänge 
und den Innenteilen des Schiebers in das Kesselhaus geschleu- 
dert und die Dampfleistung zweier Bensonkessel von zusam- 
men 240 t/h ins Kesselhaus abgeführt. Personen kamen glück- 
licherweise nicht zu Schaden. 


Bild 1. Schaden I, Ansicht des Schieberkopfes 


Der beschädigte Schieber hat die Nennweite 175/125 mm. 
Der Deckel war mit 12 Stiftschrauben, 1!/,”, 200 mm lang, aus 
dem Material 24 Cr Mo V 55, verschraubt. Die Schrauben waren 
1950 oder 1952 geliefert und hatten bis zum Bruch rd. 60000 
Betriebsstunden bei 152 atü Frischdampfdruck und 500°C 
Frischdampftemperatur hinter sich. Sie waren ohne Dehnungs- 
messung eingesetzt und nach Gefühl mit dem Hammer ange- 
zogen. Unter der Mutter waren kugelige Unterlegscheiben ver- 
wendet. 


Die Brüche lagen bei vier benachbarten Schrauben im ersten 
Gewindegang des Einschraubendes. An den Bruchstellen der 
im Gehäuse verbliebenen Reststücke war zu erkennen, daß die 
Brüche von außen nach innen fortgeschritten waren und den 
Charakter von Dauerbrüchen aufwiesen. Bei der daraufhin 
durchgeführten Kontrolle der Deckelbolzen des Absperrschie- 
bers eines benachbarten Kessels wurden ebenfalls vier gerissene 
Schrauben gefunden, die paarweise einander gegenüberstanden. 
Zunächst wurden zwei dieser Schrauben untersucht. Die Le- 
. gierungszusammensetzung entsprach bei beiden dem Stahl 
24 Cr Mo V 55. Ein Bolzen wurde auf Streckgrenze, Zugfestig- 
keit, Dehnung und Einschnürung untersucht, der andere auf 
Kerbschlagzähigkeit mit folgendem Ergebnis: 


Streckgrenze 86,1 kg/mm? 
Zugfestigkeit 96,3 kg/mm? 
Dehnung WZy.El. 


*) Oberingenieur E. Stange ist Leiter der Kraftwerksabteilung 
der Hamburgische Electricitäts-Werke Aktiengesellschaft, Hamburg 


Einschnürung 43,5 v.H. 

Kerbschlagzähigkeit 10,4 und 5,9 mkg/cm? 

Härteprüfungen an den Köpfen des Zerreißstabes wie aı 
an den Kerbschlagproben ergaben errechnete Festigkeiten ı 
97 bis 101 kg/mm?. 

Eine Paralleluntersuchung an drei lagerneuen Bolzenschr 
ben aus dem Stahl 24 Cr Mo V 55 — aus etwa der gleichen I 
ferzeit wie die Schadensschrauben — brachte folgende We; 
Bolzen 1: ; 


Streckgrenze 76,5 kg/mm? 

Zugfestigkeit 84,1 kg/mm? 

Dehnung IHzvZEl 

Einschnürung 62 v.H. 
Bolzen 2: 


Kerbschlagzähigkeit 

Festigkeit aus 

Hz errechnet 
Bolzen 3: 

Kerbschlagzähigkeit 

Festigkeit aus 

Hp errechnet 


16,7 und 9,5 mkg/cm? 


87 und 91 kg/mm? 
9,0—8,8— 7,6 mkg/cm? 


89 und 91 kg/mm? 


Bemerkenswert sind die stark streuenden Kerbschlagzäh 
keitswerte an einer der angerissenen Schrauben und an ein 
der Vergleichsbolzen, desgleichen auch der unterschiedli. 
Gefügezustand zwischen der angerissenen Schraube und d 
lagerneuen Bolzen. Das Gefüge der Proben aus der Schade 
schraube war gleich und besteht aus Vergütungsgefüge 
Martensit-Anteilen, wogegen die Schliffe aus den lagerneı 
Bolzen einheitlich reines Vergütungsgefüge zeigten. 


In Ergänzung zu diesen Prüfungen wurde auch noch eine 
Anschauungsstück zurückgehaltene abgerissene Schraube 
beschädigten Schiebers untersucht. An ihr wurden Kerbschl 
zähigkeitswerte von 10,8 und 3,9 mkg/cm? festgestellt; die 
der Brinellhärte errechnete Festigkeit betrug 98 und 99 kg/m 


Schaden Il 


Bei der nach 31739 Gesamtbetriebsstunden im März 1° 
durchgeführten Revision einer 50-MW-Dampfturbine (70 a 
490°C, Baujahr 1953) wurde festgestellt, daß von den 40] 
festigungsschrauben für die Ventildeckel am Einströmkas 
neun Schraubenbolzen abgerissen waren. Im einzelnen sind 
Ventillvon acht Schrauben vier, am Ventil II von acht Schr 
ben drei und am Ventil V von acht Schrauben zwei abgeriss 
Die Schraubenbolzen haben einen Schaftdurchmesser \ 
22 mm und ein Gewinde von 11/5”. Die Brüche sind bei al 
Bolzen vom Gewindegrund des ersten tragenden Gewin 
ganges ausgegangen. Die Bruchflächen haben strähnige Ol 
flächen und den Charakter von Warmsprödbrüchen. Außerd 
sind sie, wie auch die übrigen Oberflächen der Schrauben, : 
einem rötlich-braunen bis schwärzlichen Anflug bedeckt, w 
aus geschlossen werden muß, daß die Brüche schon läng 
Zeit bestanden haben. 


Die chemischen Analysen und Festigkeitsprüfungen sinc 
den Zahlentafeln 1 und 2 festgehalten. Hieraus geht I 
vor, daß die Schraubenbolzen aus dem für derartige Schraul 
üblichen Chrom-Molybdän-Vanadium-Vergütungsstahl 24 
Mo V 55 hergestellt sind, dessen Richtanalyse mit angegel 
ist. Die Streckgrenze von 90,5 kg/mm? und die Zugfestig) 
von 96,1 kg/mm? des Schraubenbolzens 1 und die Werte 
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lentafel 1. Chemische Analyse vom Schraubenbolzen 1 


Anl Sollwerte für 


Zusammensetzung 


24 Cr Mo V 55 
[6 0,19 0,20 bis 0,22 
| Si 0,33 0,15 bis 0,35 
Mn 0,55 0,30 bis 0,60 
Cr 1,5 1,2 bis 1,5 
Beni 0,24 ni 
Mo 0,55 0,50 bis 0,60 
V 0,15 0,15 bis 0,25 


Zahlentafel 2. Festigkeitsprüfungen 


Schrauben- | Schrauben- 
bolzen 1 bolzen 4 
'eckgrenze kg/mm? 90,5 83,0 
‚gfestigkeit kg/mm? 96,1 90,0 
achdehnung >; v.H. 20,0 18,3 
acheinschnürung Van. 66 66 
rbschlag- \ 
zähigkeit (DVM) m kg/cm? 5,7. — 
Schrauben- | Schrauben 
bolzen 1 bolzen 2 
rbschlagzähigkeit m kg/cm? 7,45 
leinstkerbschlagprobe 6,88 
N 50119) 6,12 
7,45 
> DVM-Kerbschlagprobe 7,78 
tnommen 6,00 
1,33 
1:22 


hraubenbolzens 4 — wenn auch nicht im gleichen Maß — 
gen nach den Erfahrungen der letzten Jahre, nach denen 
ıximal auf 85 kg/mm? Zugfestigkeit vergütet wird, recht 
‚ch, weil bei einer derartig hohen Vergütung die Gefahr eines 
ysinkens der Kerbschlagzähigkeit und damit auch eines 
jrödbruches besonders dann besteht, wenn sich durch die 
cht zentrische Einspannung der reinen Zugbeanspruchung 
ch eine Biegebeanspruchung überlagert. Daß eine derartige 
etsprödung örtlich stattgefunden hat, geht daraus hervor, daß 
rei Kleinstkerbschlagproben (entnommen aus der DVM- 
erbschlagprobe des Bolzens 7) mit 1,33 bzw. 1,22 mkg/cm? in 
tr Tieflage liegen. Es hat also zumindest eine örtliche Ver- 
tödung stattgefunden. 


Bei einer metallografischen Untersuchung konnten an Schlif- 
n, die nahe der Bruchfläche entnommen wurden, Gefügezer- 
ttungen, Mikrorisse oder Korngrenzentrennungen nicht fest- 
stellt werden. Dagegen wurden feine Verunreinigungen in 
»tm von Schlackeneinschlüssen in dem Werkstoff gefunden, 
e, wenn sie an der Oberfläche liegen, zumindest die Entste- 
ing eines Warmsprödbruches begünstigen können. Eine Un- 
tsuchung der Gewindeoberflächen an Längsschnitten zeigte 
iefen und scharfe Ecken in den Gewindegründen, die eben- 
Ils durch ihre Kerbwirkung den Ausgang von Warmspröd- 
üchen begünstigen können. 


Auf Grund des Befundes wurden sämtliche Ventildeckel- 
hrauben ohne besondere Prüfung erneuert. Außerdem wur- 
n die Teilfugenschrauben mit Ultraschall geprüft, wobei je- 
sch Fehler nicht festgestellt werden konnten. Daraufhin wur- 


n diese bis auf eine Schraube, die gefressen hatte, ohne be- 


ndere Behandlung wieder eingebaut. 


chaden III 


Anläßlich der im August 1959 durchgeführten Revision einer 
ampfturbine (22/27,5 MW, 55/64 atü, 475/500°C, Baujahr 
40) ist beim Ausbau eine von elf Stiftschrauben zur Befesti- 
ing des Aufsatzes vom Regelventil lauf dem Ventilkasten ge- 


brochen. Die Schrauben waren bei der vorhergehenden Revi- 
sion anläßlich einer Reparatur am Ventil I ausgewechselt wor- 
den und hatten jetzt 12311 Betriebsstunden. 


Der festgestellte Schaden gab Veranlassung, alle Schrauben 
an den vier Regelventilen und alle Teilfugenschrauben des 
HD-Teils zu schallen, wobei an zwei weiteren Ventildeckel- 
schrauben Fehleranzeigen gefunden wurden. Bereits Ende 1952 
waten auf Grund der damaligen Erkenntnisse alle warmfesten 
Schrauben der Turbine ausgewechselt worden. 


Der Schraubenbolzen hat einen Schaftdurchmesser von 
33 mm und 1!/,”-Gewinde. Der Bruch liegt im Gewindeauslauf 
des Übergangs vom Schaft zum Gewinde. Die Bruchfläche 
deutet auf einen Sprödbruch hin, der, wie die Strähnen der 
Bruchfläche beweisen, vom Gewindegrund auf einer Seite aus- 
gegangen ist. Er durchsetzt bis auf einen Randsaum, bei dem 
es sich um einen Gleitbruch handelt, den ganzen Querschnitt. 
Die Bruchfläche hat einen schwarz-braunen Anflug, der darauf 
hindeutet, daß der Bruch schon verhältnismäßig alt ist und nicht 
erst beim Ausbau entstand. 


Nach Zahlentafel 3 besteht die Stiftschraube aus dem für 
derartige Bauteile üblichen warmfesten Chrom-Molybdän-Vana- 
dium-Vergütungsstahl 24 Cr Mo V 55. Die Festigkeitswerte 
sind normal; insbesondere liegt die Kerbschlagzähigkeit sehr 
hoch. Eine Überzüchtung des Werkstoffs, die mit einer starken 
Erniedrigung der Kerbschlagzähigkeit verbunden zu seinpflegt, 
und eine Versprödung des Werkstoffs haben demnach nicht 
stattgefunden. Eine Untersuchung des Gefüges bei stärkerer 
Vergrößerung zeigte entsprechend der hohen Kerbschlagzähig- 
keit keine Zerrüttung. Das Gefüge ist normal und entspricht 
den Festigkeitseigenschaften. Mikrorisse und Korngrenzenrisse 
sind in dem Gefüge nicht festzustellen. 


Zahlentafel 3. Ergebnisse der chemischen Analyse und 
Festigkeitsprüfungen 


Chemische Analyse 
v.H 


Festigkeitsprüfungen 


Streckgrenze kg/mm? 


Si 0,29 |Zugfestigkeitkg/mm?} 88,0 
Mn 0,49  |\Bruchdehnungs,v.H.| 21,7 
Gt 1,45 Bruch- 

einschnürung v.H.| 68 
Mo 0,48  |Kerbschlag- 

zähigkeit mkg/cm?| 68 

16,0 

Vv 0,23 
Ni 0,45 


Die Untersuchung sagt aus, daß die Stiftschrauben werkstofl- 
mäßig und vergütungsmäßig in Ordnung waren. Die fehler- 
freien Ventildeckel- und Teilfugenschrauben wurden ohne be- 
sondere Behandlung wieder eingebaut. 


Schaden IV 


An einer 40-MW-Vorschaltturbine 140/170 atü, 520°C tissen 
beim Wiederzusammenbau eines wegen einer Undichtigkeit ge- 
öffneten Hauptabsperrventils zwei Stiftschrauben ab. Daraufhin 
wurden alle Bolzen des Deckelflansches herausgenommen und 
dabei weitere drei Bolzen abgerissen; ein weiterer war ange- 
rissen. Alle Brüche und der Antiß lagen im ersten tragenden 
Gewindegang des Einschraubendes. Die Bolzen aus dem Ma- 
terial 21 Cr Mo V 5 11 haben einen Schaftdurchmesser von 
41 mm und 2”-Gewinde. Zahlentafel 4 zeigt die chemische 
Analyse und die Festigkeitsprüfungen. 


Bei der mikroskopischen Betrachtung der ungeätzten Schliffe 
konnten in der Höhe des Bruches weder Trennungen noch 
stärkere Verunreinigungen festgestellt werden. Die Schrauben 
stammen aus Stahllieferungen der Jahre 1952 bis 1953. Sie wut- 
den nachträglich bei einer vorausgegangenen Revision durch 
Anlassen bei 720°C auf eine Festigkeit von etwa 75 bis 85 kg 
je mm? gebracht. 


Belastung 


Zahlentafel 4. Chemische Analyse und Festigkeitsprüfungen 


Chemische Analyse Festigkeitsprüfungen 
v.H. er Schaft 
kopf 

C Streckgrenze kg/mm?| 67,6 Ph N64,7, 
@r Zugfestigkeitkg/mm?| 83,1 80,5 
Mo Bruchdehnungs, v.H.| 20 19 
V Bruch- 

einschnürung v.H. 67 66 

Kerbschlag- 

zähigkeit mkg/cm?| 7,1 4,6 

Zusammenfassung 


Bei allen vier Schäden handelt es sich um Brüche an Stift- 
schrauben, die im Einschraubende im ersten Gewindegang ge- 
brochen sind, Die Schrauben waren vor 1953 geliefert worden. 


Die Zugfestigkeit der Schrauben der Schäden I und Il liegt er- 
heblich über 85 kg/mm?. Die Schrauben des Schadens II sind 
nurunwesentlich höher vergütet. Die Schrauben des SchadensIV 
haben eine Festigkeit innerhalb der in den VDEW-Richtlinien 
festgelegten Grenzen von 70 bis 85 kg/mm? für niedrig legierte 
warmfeste Schrauben. 


Alle gebrochenen Schrauben sind nur mäßig versprödet. Die 
DVM-Kerbschlagproben ergaben teils noch recht gute, teils 
noch mittlere Kerbschlagzähigkeitswerte. Keine der gebroche- 
nen Schrauben war vollständig versprödet. Es ist anzunehmen, 
daß auch die Schrauben aus den Schäden III und IV noch un- 
zweckmäßig vergütet sind, da es zur Zeit der Lieferung üblich 
wat, die warmfesten Schraubenstähle mit Temperaturen von 
etwa 1050°C abzuschrecken, um ein günstiges Zeitdehnver- 
halten, also geringes Kriechen zu erreichen. So waren die 
Schrauben des Schadens IV ursprünglich zu hoch auf eine Fe- 
stigkeit von 90 bis 100 kg/mm? vergütet und nachträglich auf 
niedriger Festigkeit angelassen worden. 


Aus Langzeit-Dauetstandsversuchen an den warmfesten 
Schraubenstählen ergab sich erst nach 1952 die Erkenntnis, daß 
die Zeitstandfestigkeit gekerbter Proben nach einigen tausend 
Stunden stark vermindert wird, wenn der Stahl von Tempera- 
turen oberhalb 960°C abgeschreckt wurde. So ist anzunehmen, 
daß die Sprödbrüche dieser Schrauben auf die zur Lieferzeit bei 


den Stahlwerken noch bestehende Unkenntnis richtiger Wärme- 


behandlung zurückzuführen sind. Bild 2 zeigt den Einfluß der 


Wärmebehandlung auf die Zeitstandfestigkeit eines Schrauben- 


stahles 21 CrMo V 5 11. 


9 7 10 70? 103 70* 70° 
Belestungsoaver Inh 


a 1050°/Öl + 650°/L; $g= 103 kg/mm? 
b 1050°/Öl + 650°/L + 720°/L; 85 82 kg/mm? 
c 1050°/Öl + 650°/L + 930°/L + 690°/L; d5= 83 kg/mm? 
d 930°/Öl + 690°/L; $p= 81 kg/mm? 


Bild 2. Zeitstandversuche mit gekerbten Proben aus St. 21 Cr 
Mo V 5 11 nach verschiedener Wärmebehandlung 
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Bei der Schraube des Schadens III kommt noch hinzu, d 
das Verhältnis Schaftquerschnitt: Kernquerschnitt des Gew; 
des 99 v.H. beträgt. Die Schrauben der Schäden II und IV I 
ben ein günstiges Quetschnittsverhältnis von etwa 85 v.H.T 
Brüche der Schrauben des Schadens I waren durch unko 
trolliertes Anziehen mit dem Hammer begünstigt; die V< 
spannung solcher Schrauben ist in der Regel zu hoch, so d 
auch hierdurch eine Schädigung im Zeitstandsverhalten mö 
lich ist. 

Auf Grund‘dieser Schäden wird erneutempfohlen, alle warı 
festen Schrauben aus Stahllieferungen, die älter als etwa fü 
Jahre sind, zu ersetzen. Schrauben, die nicht beschädigt sin 
können nach Neuvergütung wieder verwendet werden. 


Neue Empfehlungen für Schrauben im Bereich höh 
Temperaturen 


Werkstoff 


1. Warmfeste Schraubenstähle sollten nicht nach der DV} 
Dauerstandfestigkeit bestellt und abgenommen werden, w 
diese über das Zeitstandverhalten keinen Aufschluß gibt. 
wird empfohlen, Schraubenstähle für Temperaturen über475‘ 
nur von Lieferfirmen zu beziehen, die die zu gewährende Ze 
standfestigkeit und die Zeitdehngrenze der Stahlsorten 
eigenen wirklichen Langzeitversuchen ausreichend erpro 
haben. i 


Nach dem heutigen Stand der Technik und den Ergebniss 
aus Langzeitversuchen ist es noch nicht zuverlässig möglic 
aus Kurzzeitversuchen auf das Langzeitverhalten (100000 Stu 
den) zu schließen. Die VDEW ist dringend daran interessie 
daß eine Prüfmöglichkeit für die zur Verwendung kommend 
Schraubenwerkstoffe entwickelt wird, die im Abnahmeversu 
von erträglicher Dauer zumindest eine Aussage hinsichtlich d 
Versprödungsneigung macht. 3 


2. Für warmfeste Schrauben und ae gilt das Nocmill. 
DIN 17 240. Als warmfeste Gchtankenstahle oberhalb et: 
475°C kommen nach wie vor in Frage: 
24 Ct Mo V 55 
21 CrtMo V511 
X 22 CrMo V 121 bzw. X 22 CtMo W V 121 


Auf Grund der Betriebserfahrungen und Versuchsergebnis 
wird empfohlen, die Stähle auf folgende Festigkeit zu vergüt« 


a) 24 Ct Mo V 55 auf 70 bis höchstens 85 kgjmi 


b)21 CrMo V511 ER 35. 
©) X 22 CrMo V 121 und | 
X 22 CrMoWV121 FASULE = 100 5° 


Die Höchstwerte für die Stähle a) und b) dürfen keinesf: 
überschritten werden. Die Härtetemperatur soll bei die 
Stählen nicht über 950/60°C liegen. Für die Bestellung u 
Prüfung ist das Normblatt DIN 17 240 vorzuschreiben. 


Ausführung 


1. Der Schaftquerschnitt der Schrauben soll höchstens 90v. 
des kleinsten Gewindekernquetschnitts betragen. 


2. Die Schrauben sind als Dehnschrauben mit genüg 
langem Schaft auszubilden. 


3. Bei Stiftschrauben soll das Schraubengewinde in der 
häusebohrung einen Gang zurückstehen, im Gegensatz zu 
früheren Empfehlung aber nicht in der Mutter. Die Erfahr 
lehrt, daß beim Zurückstehen des Gewindes in der Mutter b 
Lösen der Mutter nach längerem Betrieb Schwierigkeiten 
treten können, da unter Umständen infolge Zunderung ı 
freien Gewindeganges der Mutter die Gewinde von Bolzen 
Mutter zum Fressen neigen. 


4. Das Gewinde ist so auszubilden, daß ein geringstes 
von Kerbwirkung entsteht. Zur Minderung der hohen Be 
sptuchung im ersten Gewindegang wird empfohlen, die 
winde der Schrauben und Muttern schwach konisch zu sc 
den, etwa mit einer zusätzlichen Konizität von 8 v.T. det v 
Bolzenende gerechneten Gewindelänge, oder die ersten 


R ankenspiel erhalten, als es die DIN-Norm für warmfeste 
chrauben vorsieht. Empfohlen wird ein Sondetspielvon 5 v.T. 
'Durchmessers. 


. Es sindalle Anstrengungen zu machen, um zusätzliche Bie- 
gebeanspruchungen von den Bolzen fernzuhalten. SolcheBiege- 
beanspruchungen können auf ungünstige Ausführung, Fehler 
:i der Bearbeitung der Bolzen und bei deren Einbau zurück- 
gehen. Besonders gefährdet sind Stiftschrauben. Auf die Mög- 
lichkeit, Biegebeanspruchungen durch kugelige Unterlegschei- 
ben zu mindern, wird hingewiesen. 

*. Sofern technisch möglich, sollen Durchgangsschtauben 
und Stiftschrauben nebeneinander nicht verwendet werden. 
Wenn dies nicht zu umgehen ist, muß dafür gesorgt werden, 
daß das Dehnverhalten der Stiftschrauben g leich dem der 
Durchgangsschrauben ist. 

. 


Einbau 

1. Die Schrauben sind mit Vorsicht und entsprechend den 
Vorschriften det Lieferfirmen anzuziehen, damit im Dauerbe- 
trieb die zulässige Zeitstandfestigkeit nicht überschritten wird. 
Das Anziehen der Schrauben mit Drehmomentmessern führt zu 
rrtümern, weil die Kraft zum Teil dafür verbraucht wird, die 
Xeibung zwischen Mutter und Unterlegscheibe zu überwin- 


den. Es kann daraus nicht auf die Beanspruchung des Schaftes 
geschlossen werden. 


2. Es wird empfohlen, die Vorspannung der Schrauben 
im Anziehen zu messen. Das Maß der Vorspannung gibt der 
irbinenhersteller an, und es kann am besten aus der elasti- 
chen Längenänderung des Bolzens bestimmt werden. 


23. Schrauben über 3” werden zweckmäßigerweise elektrisch 
ngewärmt. Anleitungen hierzu gibt der Turbinenhersteller. 
wärmen mit der EN ist nur mit solchen Geräten zu- 
ässig, die ein gleichmäßiges Anwärmen des Bolzens gewähr- 
leisten und örtliche Überwärmungen, allgemeine Erwärmung 
er 500°C und einen stärkeren Temperaturabfall im Bolzen 
"von innen nach außen ausschließen. 


triebsüberwachung 


In den Jahren vor 1957 sind Schraubenbolzen aus warmfesten 
Mo (W) V-Stählen (besondets 24 Ct Mo V 55 und 21 Cr Mo 
W) V 5 11) geliefert worden. Zur Erzielung einer hohen 
auerstandfestigkeit wurden sie einer Wärmebehandlung unter- 
gen, die die Entstehung verformungsloser Brüche breus: 
ißte. Bei Dampftemperaturen von 510 bis 535°C ist nicht da- 
t zu rechnen, daß sich diese Schraubenbolzen auch nach 
anger Betriebszeit nennenswert stabilisiert haben. Daher wird 
npfohlen, solche Schraubenbolzen bei der nächsten Revision 
u prüfen. Auch bei den in jüngerer Zeit nach DIN 17 240 — 
anuar 1959 — gelieferten Schraubenbolzen ist eine gelegent- 
e Prüfung anzuraten, um Erfahrungen über die Betriebsbe- 
\ E.. der Stähle hach DIN 17 240 zu sammeln. 


e: die Untersuchung von Schraubenbolzen, die bei Dampf- 
emperaturen über 475°C eingesetzt sind, werden folgende 
hemata empfohlen: 


er‘ 
Turnusmäßige Prüfung 
"Gelegentlich eines Stillstandes, bei dem die Turbine auf etwa 
"Raumtemperatur abkühlt und die Isolation der Schrauben- 
rbindungen entferntwerden kann, sollten folgende Prüfungen 
durchgeführt werden; ein Lösen der Verbindungen ist dabei im 
allgemeinen nicht notwendig: 


Kr Ultraschall-Prüfung 


1.1 Mit handelsüblichem Impuls-Echo-Gerät und senkrecht 
 strahlendem Schallkopf. 


2 Das Bolzenende muß dabei eben sein (keine Kuppe, keine 
Kennzeichnung durch Kreuzfräsung), Zentrierkörner und 
_  Kennbuchstaben müssen vorher mit der Feile entgratet 
2 werden. 

1.3 Bei der Schallprüfung sind Zwischenechos und Quer- 
-  schnittsübergänge richtig zu den: Bild 3 bringt dafür 
Beispiele. 


1.4 Bolzen mit Rißanzeigen sind auszubauen und nach Ab- 
schnitt B weiterzuprüfen. 


2. Härteprüfung 
2.1 Die statische Prüfung ist zu bevorzugen, z. B. die Prüfung 
„Zwerg“ 
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I. gesunder Bolzen 
Il. gesunder Bolzen mit scharfem Ansatz y 
III. Bolzen mit kleinem Anriß F 
IV. Bolzen fast durchgebrochen, kleines Bödenecho B 


Bild 3. Beispiele für Zwischenechos und Querschnittsüber- _ 


gänge bei der Ultraschallprüfung 


2.2 Es sind stets Kontrollmessungen mit einer Prüfplatte bei 


gleichem Geräteaufbau durchzuführen, da eine unzulässige 


Federung auch bei der statischen Messung das Ergebnis 
fälscht, 

2.3 
Hammer zu benutzen und zur Berücksichtigung der dabei 
größeren Unsicherheit ein Bolzen auszubauen und zur Kon- 
trolle statisch durchzumessen. 


2.4 Es ist darauf zu achten, daß die Probefläche einwandfrei 


ist, da eine Aufhärtung durch Trennschleifen bei der Fer- 


tigung oder dutch Hammetschläge bei der Montage nicht. 


ausgeschlossen ist. 


D 
©, 


Bolzen mit zu hoher Brinellfestigkeit können durch mög- 
lichst zunderfreie Wärmebehandlung (!/, Stunde 920° bis 
950°C Öl | anlassen mindestens 2 Stunden 690° bis 720°C) 
nachvergütet werden. Etwa gebildeter Zunder ist mecha- 
nisch zu entfernen. 

Die Brinellfestigkeit errechnet sich aus der Brinellhärte 
x 0,34. 


3. Analyse 


3.1 Auszuführen mit tragbarem Spektroskop, zı B. Fuess- 
Steeloskop. 
3.2 Wenn ein Spektroskop nicht vorhanden ist, sind Feilspäne 


zur Analyse zu nehmen. 


4. Sonderstähle 

Entsprechen die Zusammensetzung und die Festigkeit des 
Stahls nicht den heute üblichen Legierungen, so ist der Tur- 
binenhersteller zu fragen, ob die Schrauben zu ersetz.n sind. 


Wenn die statische Messung nicht möglich ist, ist der Poldi- 


ET RE, 


Untersuchung angerissenerodergebrochenerBolzen 
Angaben über die Anlage 

1.1 Kraftwerk, Maschine. 

122 en enter Frischdampfdruck. 
1.3 Gesamtbetriebsstunden. 


1.4 Gesamtzahl der Anfahrten. 


2. Angaben über den (die) Bolzen 
2.1 Lage, Zeichnung, Abmessung. 
2.2 Stiftschraube, Kopfschraube, Durchsteckschraube. 


2.3 Betriebsstunden gesamt. 
Betriebsstunden nach dem letzten An/Nachziehen. 


2.4 Zahl der Anfahrten der Maschine seit Einbau des Bolzens. 
Bei welcher Frischdampftemperatur wird die Maschine an- 
gestoßen? 


2.5 Zahl des An- bzw. Nachziehens. 
2.6 Wird mit Dehnungsmessung angezogen? 


3. Angaben über den Bruch 

3.1 Gebrochen im Betrieb, beim Lösen oder beim Anziehen? 

3.2 Gebrochen oder angerissen vorgefunden? 

3.3 Bruch oder Anriß festgestellt durch Ultraschall-Prüfung 
oder wie? 

3.4 Bruchbild nach I—-II—III von Bild 4 oder welches Bild? 


3.5 Bruchlage am Einschraubende oder Mutterende oder wo? 
Am schaftseitigen erstentragenden Gewindegang oder wo? 


4. Angaben über den Werkstoff 

4.1 Analyse in v.H. 
Dabei sind die Späne über den ganzen Querschnitt zu nch- 
men und die Oberfläche ist vorher abzuschleifen. Die fett 
gedruckten Elemente sind besonders wichtig: C, Si, Mn, 
BP SyIEr. Ni, MOV W. 

4.2 Festigkeitsproben (Längsproben). 
Zugversuch, Härteprüfung, DVM-Kerbschlagprobe. 


Sowjetische Planungen für 1400-kV-Gleichstromleitungen 
Im Lauf der nächsten 20 Jahre sollen in der Sowjetunion drei 


.1400-kV-Gleichstromleitungen gebaut werden, die der Auf- 


gabe dienen, den europäischen Teil Rußlands mit Sibirien zu 


verbinden. Die Planzahlen für 1975 schen eine Erzeugung von 


1500 T'Whrelektrischer Energie in der UdSSR vor. Man hofft, 
dann die Elektrizitätserzeugung der USA überholt zu haben. 


Eine der Leitungen soll eine Entfernung von 2400 km über- 


brücken und aus dem Jenisseigebiet in den nördlichen Ural 


führen. Sie soll jährlich 28 bis 29 GWh transportieren. Eine 
zweite Leitung wird den südlichen Teil des Ural mit seinen 
Eisen- und Stahlwerken mit Mittelsibirien verbinden. Die dritte 
Leitung soll die Energie der künftigen Wasserkraftwerke am 


‚unteren Ob in der Nähe des Polarkreises nach Gorky oder dem 


Wolgagebiet im Norwestteil des europäischen Rußland über- 
tragen. 

Die russischen Planungen sehen den Bau von Wärmekraft- 
werken bei den riesigen Kohlelagern Sibiriens vor, von wo die 
Energie in die Hauptbelastungsgebiete übertragen werden muß. 
Diese Wärmekraftwerke sollen mit Vorzug gebaut werden 
(Größenordnung von 1200 bis 2400 MW). Es sind Einheitsbau- 
weisen vorgesehen. 
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4.3 Härteprüfung und Kerbschlagprobe möglichst in Bru 
nähe und in größter Entfernung davon. 
4.4 Gefügeuntersuchung, Vergrößerung 10-, 100-, und 10 
fach, ungeätzt und geätzt. 
Dabei sind die Korngrenzen in Bruchnähe und in größ 
Entfernung davon zu beachten. 


I 11 III 


I. metallisch grauer, kristalliner Bruch; entsteht nur unter 200°C 
II. gänzlich angelaufener, kristalliner Bruch 
II. sichelförmiger Anbruch, angelaufen. Metallisch grauer, kris 
liner Restbruch. Verhältnis der Flächen des Anbruchs zumR« 
bruch kann auch anders als gezeichnet sein (z.B...... ). Entst 
meist als Zeitstandbiegebruch : 


Bild 4. Bruchflächen 


5. Wichtigste Angaben 


Wenn nicht genügend Werkstoffe für alle Prüfungen verfi 
bar sind, sind bevorzugt zu untersuchen: 


5.1 Die Legierungsbestandteile C, Cr, Mo, V und W. 


5.2 Die Brinellfestigkeit = 0,34 x Brinellhärte und die Ke 
schlagzähigkeit in Bruchnähe und in größter Entfernus 


5.3 Schliff in Bruchnähe. 


Es wird gebeten, die Schraubenuntersuchungen einheitl 
nach diesen Schemata durchzuführen und die Ergebnisse ( 
VDEW-Geschäftsstelle zur Kenntnis zu bringen. Eine da 
mögliche Auswertung wird weitere Erfahrungen bringen u 
für alle VDEW-Mitgliedswerke von Nutzen sein. 


Die privaten EVU in USA in Gegenwart und Zukunft. 


Auf der Jahrestagung des Edison Electric Institute in Atl: 
tic City (6. bis 8. Juni 1960) erklärte der Vorsitzende Allen Ki 
die in den USA heute je Einwohner verbrauchte elektrisc 
Energie entspreche der Arbeitsleistung von 67 Männern. 1€ 
ERS jeder Einwohner 112 solcher fiktiven Männer zur $t 
haben und 1980 gar 176. 


Heute erzeugten die USA mehr elektrische Energie als 
sieben ihnen in der Statistik der Größe nach folgenden Län. 
der Erde zusammen. Jedem Einwohner der USA stehe et 
viermal so viel elektrische Energie zur Verfügung wie jed 
Einwohner der UdSSR. 


Die im EEI zusammengeschlossenen EVU in Privatbe: 
verfügten Ende 1959 über eine Kraftwerksleistung von 12 
Mio kW. 1970 würden es 263,2 Mio kW, 1980 492,6 Mio | 
sein. Die Elektrizitätsabgabe würde von 569 T'Wh im Jahr 1° 
auf 2296 TWh im Jahr 1980 steigen. 


In den Anlagen der privaten EVU waren 1959 rd. 43 Mr 
investiert. Bis 1970 sollen für den Anlagenausbau weitere 5 
Mrd $ aufgebracht werden und bis 1980 dann nochmals 9 
Mrd $. 


ystemen in der Sowjetunion 


'on B. von Gersdorff, Hagen i. Westf.*) 
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Ausbau der Stromversorgung und Errichtung von Verbund- 


DK 620.9(47): 621.31 


F Die Stromerzeugung in der Sowjetunion betrug 1955 rd. 170 Mrd kWh und soll 1965 rd. 520 Mrd kWh 


3 erreichen. Dies bedeutet eine Verdreifachung innerhalb von zehn Jahren. Entsprechend steigt die 
ki installierte Kraftwerksleistung von 37,2 auf 105 Mio kW. Bis zum Anfang der 70iger Jahre plant man eine 
ei: weitere Verdoppelung der Stromerzeugung auf rd. 1000 Mrd kWh im Jahr. 
f Auf dem Weg zu diesen Planzielen begegnet die sowjetische Elektrizitätswirtschaft grundsätzlich zwei 
R: Schwierigkeiten: der ungünstigen Lage der energetischen Rohstoffe, die sich zu rd. 80 v.H. östlich des 
- Urals befinden, und dem Kapitalmangel, der die sich ausdehnende Wirtschaft der UdSSR kennzeichnet. 
x Aus diesem Grunde werden eingehende Planungsarbeiten über den Ausbau der Elektrizitätserzeugung 
% und -verteilung nötig, die auf die geographischen und investitionspolitischen Voraussetzungen Rücksicht 
2 nehmen. 

2 


- Im vergangenen Jahr wurde in der Sowjetunion ein 7-Jahres- 
jan zur Entwicklung der Volkswirtschaft in den Jahren 11959) 
is 1965 verabschiedet. Seitdem wird ebenso wie in Rußland 
lbst auch in der westlichen Welt viel über dessen Ziele und 
Irfolgsaussichten diskutiert. Das schlagwortartig angegebene 
5 des Planes lautet: Die Pro-Kopf-Erzeugung der wichtig- 
n Industriezweige der westlichen Länder, vor allem Ameri- 
as, soll eingeholt oder sogar überholt den: sie ist zwar kein 
Vergleichsmaßstab für deren wirtschaftliche Lei- 
ingsfähigkeit, trotzdem zeigt Zahlentafel1, wie weit die 
\owjetunion auf ihrem Weg zu einem hochindustrialisierten 
and noch hinter westlichen Industrieländern zurückliegt. 


Zahlentafel 1. Pro-Kopf-Erzeugung der Grundstoffindusttie 
und Stromerzeugung 


Er 

en 

4 

= Stahl |Kohlet) Strom 
€ kWh 
JASSR 1937 | 87 | 107 | 719 | 172 | 218 
A 1955 | 169 | 229 |1696 | 358 | 861 
Br 1960 | 252 | 325 [2457 | 643 |1524 
ISA 1937 | 290 | 499 13497 |1340 | 1136 
2 1955 | 427 | 640 |2717 |2040 | 3784 
ingland 1937|. 182° 1,279 11516311 — ].%675 
Br 1955 | 249 | 394 |4422,| — |1706 
Hankreich 1937 | 192 | 192 | 1075 488 
“En 1955 | 252 |, 291 | 1277 |, —.11132 
3undesrepublik 1955 | 328 | 414 |2600 | 63 |1525 


) Angaben für SU Steinkohle und Braunkohle. Die übrigen 
tur Steinkohle 
Nach den Kontrollzählen des 7- Jahresplanes [1] soll 1965 die 
Erzeugung an Roheisen 65 bis 70 Mio t, Stahl 86 bis 91 Mio t, 
u ksetzengnissen 76 bis 80 Mio t, d.h. rd. 60 v.H. mehr 
segenüber 1958 betragen. Die Elektrolytkupfergewinnung 
oll um 90 v.H. erhöht werden, die Aluminiumproduktion so- 
yar um 180 bis 200 v.H. Den verhältnismäßig größten Auf- 
chwung wird mit einer Verdreifachung ihrer Leistung die 
Shemische Industrie haben. Entsprechend der Produktionsver- 
mehrung i in den Grundstoffindustrien nimmt auch die Energie- 
jewinnung an Umfang zu. Mit der Ausweitung der Förderung 
von Primärenergieträgern (Zahlentafel 2) ist bis 1965 eine Er- 
röhung der Stromerzeugung auf mehr als das Doppelte vorge- 


schen. 


Der größere Energiebedarf ist außer durch die Erhöhung der 
ndustriellen Erzeugung, des Bedarfs des Transportwesens, der 
städte und der Landwirtschaft auch durch strukturelle Ände- 


*) Dr.-Ing. B. v. Gersdorff ist technischer Direktionsassistent bei 
ler Kommunales Elektrizitätswerk Mark AG, Hagen in Westf. 


rungen in der Industrie zugunsten stromintensiver Zweige be- 
dingt. Dies sind in erster Linie die Stahlerzeugung, wobei be- 
sonders in den östlichen Gebieten Rußlands mehr als bisher 
Elektrostahl hergestellt werden soll, die Kupfer- und Alumi- 
niumgewinnung, die besonders in der Nähe der ostsibirischen 
Wasserkraftwerke ausgebaut werden soll, und die Spaltstoff- 
chemie. Weiterhin wird die elektrizitätswirtschaftliche Er- 
schließung bisher vernachlässigter Gebiete zur Erhöhung des 
Stromverbrauchs beitragen. Hierbei handelt es sich nicht nur 
um reines industrielles und landwirtschaftliches Neuland, wie 
z.B. in Kasachstan, Sibirien und Fernost, sondern auch um 
Landsttiche innerhalb des europäischen Teils der Sowjetunion, 
die bisher nicht an Überlandnetze angeschlossen sind und über 
isoliert betriebene Stromerzeugungsaggregate nur unzutei- 
chend versorgt wurden. 


Die Fortführung der Industrialisierung und Elektrifizierung 
hängt jedoch von der Art und Lage der technologischen und 
energetischen Rohstoffvorkommen ab. Bekanntlich sind die 
Ostgebiete der Sowjetunion, besonders Sibirien, sehr viel roh- 
stoffreicher als der Westen des Landes. Dies betrifft besonders 
die Energiereserven, die sich im Verhältnis 87 zu 13 v.H. auf 
das asiatische und das europäische Rußland aufteilen. Die Er- 
schließung dieser Reserven, besonders der des Ostens, befindet 
sich noch im Anfang. Hieraus ergeben sich für die Planung des 


industriellen und. energetischen Ausbaus der Wirtschaft sehr 


günstige Möglichkeiten; denn bevor mit der Ausnutzung der 
Reserven begonnen wird, kann eine weitgehende Planung 
durchgeführt werden, die auf die voraussichtliche Entwicklung 
des industriellen und des öffentlichen Bedarfs an Energie Rück- 
sicht nimmt. Weiterhin hat die Planung den Vorteil, daß die 
klassischen Energien mit Mitteln ausgenutzt werden, deren 
technische Entwicklung heutzutage im wesentlichen als abge- 
schlossen angesehen werden kann. Bei den klassischen Dampf- 
kraftwerken wird in den kommenden Jahrzehnten eine weitere 
Steigerung der Dampfparameter und der Leistungsgrößen 
kaum noch zu erwarten sein. Ebenso sind bei Wasserkraftwerken 
für die Zukunft entscheidende Fottschtitte nicht zu erwarten. 
Damit ist es möglich, die Planungszeiträume auszudehnen und 
Untersuchungen anzustellen, die weit über den zur Zeit laufen- 
den 7-Jahresplan hinausteichen. 


Zahlentafel 2. Brennstoffgewinnung und Stromerzeugung in 


der UdSSR 
Kohlet) Öl Gas Strom 
106 t 105 t 109 m? TWh 
1950 | 261 | 38 6 91 
1954 | 347 59 | 9 | 151 
1958 | 496 113 | 30 | 233 
1965 | 600 230 | 150 | 520 


1) Steinkohle und Braunkohle 
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Die hier aufgestellten Pläne werden als Perspektivpläne be- 
zeichnet, deren Endpunkt zwischen 1971 und 1973 liegen soll. 
Man erwartet, daß zu diesem Zeitpunkt in der Sowjetunion die 
jährliche Stromerzeugung etwa 1000 Mrd kWh beträgt. Inner- 
halb dieser Planung ist es den Elektrizitätswirtschaftlern nun- 
mehr möglich, Studien über den Ausbau det Elektrizitätserzeu- 
gungs- und -verteilungsanlagen zu machen, die, durch umfang- 
reiche Einzelarbeiten fundiert, Richtlinien für die künftige Ent- 
wicklung der Elektrizitätswirtschaft geben. 

Zwei Arbeiten verdienen in diesem Zusammenhang beson- 
dere Aufmerksamkeit: Das Buch ‚Die Biekerleieätswirtechäft 
der Sowjetunion‘ [2] ist im August 1959 als Ergebnis der Zu- 
sammenarbeit verschiedener Projektierungs- und Forschungs- 
institute veröffentlicht worden. In ihm wird die Elektrizitäts- 
wirtschaft der Sowjetunion im Rahmen der Entwicklung des 
Gesamtenergiebedarfs betrachtet. Es werden die Ergebnisse 
von Untersuchungen über die zweckmäßige Anlage von Kraft- 
werken, die Aufteilung des Verbrauchs und die Zusammenfas- 
sung der gesamten Elektrizitätswirtschaft in Verbundsystemen 
behandelt. Die zweite Arbeit „Grundlagen der Planung eines 
einheitlichen Verbundsystems in der UdSSR“ [3] ist als Schrift 
der Akademie der Wissenschaften auch im vorigen Jahr erschie- 


‚nen. Sie faßt ebenfalls die Ergebnisse der Untersuchungen ver- 


schiedener Institute zusammen. Die Schaffung von Verbund- 
systemen im europäischen Teil der Sowjetunion und in Sibirien 


- wird für den Zeitpunkt, an dem die Stromerzeugung die 1000 


Mrd-kWh-Grenze erreicht hat, teilweise auch darüber hinaus, 
untersucht. Auch hier wird die Elektrizitätswirtschaft im Rah- 
men der'gesamten Energiewirtschaft betrachtet. 


Beide Schriften interessieren den Betrachter im Westen nicht 


‚nur wegen der Aufschlüsse, die sie über den Zustand und die Ent- 


wicklung der Elektrizitätserzeugung und -verteilung in der 
Sowjetunion geben, sondern auch wegen der in ihnen zusam- 
mengefaßten wissenschaftlichen Ergebnisse über die Organisa- 
tion der Energiewirtschaft, Energietransporte, Belastungsun- 


.tersuchungen, Standortprobleme usw. Sie liefern damit die- 


jenigen Grundlagen, derer die Entwicklungsländer zum Aus- 
bau ihrer eigenen Energie- und Elektrizitätswirtschaft bedür- 
fen, und können auf diese Weise der Sowjetunion bei der wirt- 
schaftlichen Beratung dieser Länder dienlich sein und ihr so zu 
politischen Erfolgen verhelfen. 


Entwicklung des Strombedarfs 


Als besonderes Merkmal der Ziele des 7-Jahresplanes fällt 
auf, daß die Stromerzeugung, die in den Jahren von 1955 bis 
1958 ungefähr die gleichen Wachstumsraten hatte wie die indu- 
strielle Erzeugung, nunmehr einen stärkeren Zuwachsfaktor 
aufweist. Bis 1937 betrug das Verhältnis det Zunahme der 


“ ‚Stromerzeugung zu derjenigen der Industrieproduktion unge- 


fähr 1,35, in den Jahren des Wiederaufbaus bis 1950 ungefähr 


‚1 und auch im fünften 5- Jahresplan (1950 bis 1955) nicht über 


1,02. Bis 1965 soll es nunmehr auf 1,22 gesteigert werden. Dies 
deutet einerseits auf einen Strukturwandel in der Industrie hin 
und läßt andererseits ein verhältnismäßig stärkeres Wachstum 
des Stromverbrauchs anderer Verbrauchergruppen, vor allem 
der Eisenbahn, vermuten. So soll der Stromverbrauch für elek- 
trolytische und elektrothermische Zwecke 1965 etwa 36 v.H. 
des Gesarmntverbrauchs der Industrie betragen, nachdem dieser 
Anteil 1940 bei 18 v.H. und 1957 bei 28 v.H. gelegen hatte. In 
diesen Zahlen schlägt sich die Erhöhung der elektrolytischen 


. Kupfer- und Aluminiumgewinnung, der Elektrostahlgewin- 


nung, abet auch der Fertigung druck- und wärmefester Werk- 
stoffe nieder. Die Anwendung elektrometallurgischer Verfah- 
ren zur Stahlgewinnung soll besonders in Gebieten gefördert 
werden, die von Revieren, in denen Kokskohle gewonnen wird, 
weit entfernt sind [4], wo aber billiger Wasserktaft- oder Tage- 
bau-Kohlenstrom zur Verfügung steht. Damit wird gleichzei- 
tig ein Beitrag zur Verbesserung der Versorgung der Hütten- 
industrie mit Kokskohle geleistet, die bisher nur unter Schwie- 
rigkeiten durchgeführt werden konnte [5]. Der auch in der 
Sowjetunion starke Mangel an Facharbeitern sowie die geplan- 
ten Arbeitszeitverkürzungen zwingen, durch Rationalisierung 
der industriellen Fertigung die Arbeitsproduktivität zu erhö- 


hen. Dies verlangt eine verstärkte Rlektrifizierung der Prodı 
tionsprozesse, wobei einer Erhöhung det Arbeitsproduktivi 
um 50 v.H. eine Erhöhung des Stromverbrauchs um 75 
80 v.H. entspricht. 


Hinzu kommt, daß auch der Elektrizitätsbedarf der Bevöll 
rung für ihren Lebensunterhalt in den nächsten Jahren anst 
gen wird, da man beabsichtigt, für die Haushaltelekttifizierur 
wie sie am Westen selbstverständlich ist, in den kommend 
Jahren auch etwas zu tun. Allerdings wird der Stromverbrau 
für den täglichen Bedarf der Bevölkerung nicht in dem gleich 
Maß ansteigen wie det der übrigen Verbraucher. Zahlental 
3 zeigt, daß der Anteil der Industrie kaum abnimmt, der : 
Transportwesens sogar größer wird, während der Anteil « 
städtischen Verbrauchs, in dem der Lebenshaltungsbedarf « 
städtischen Bevölkerung enthalten ist, sinkt. 


Zahlentafel 3. Entwicklung des Stromverbrauchs der V. 
brauchergruppen in der UdSSR 


1955 1965 1971 bis 1973. 


Mrd |v. H.|Mrd|v.H.| Mrd kWh 


kWh 


575 bis 630 
70 bis 75 
55 bis 65 
50 bis 60 


Industrie 1188 
Städtischer Verbrauch | 19,4111,4 | 45 | 8,7 
Transport SA B,2H O0 E58 
Landwirtschaft 5,01 2,9 | 25 | 4,8 
Übrige Verbraucher, 
Verluste und 
Eigenverbrauch 


27,1115,9 | 80 150 bis 170 


Zusammen 170,2] 100,0|520 


900 bis 1000 10 


Auch irı der Landwirtschaft bestehen noch umfangteic 
Elektrifizierungsmöglichkeiten, was in dem steigenden Ant 
der Landwirtschaft am Stromverbrauch zum Ausdruck komt 
Der Stromverbrauch der Landwirtschaft soll nach Ablauf « 
7-Jahresplans auf das Siebenfache gestiegen sein. 


Auch räumlich wird der Strombedatf schr unterschied 
ansteigen. Die Zunahme des Strombedarfs wird in den östlich 
Gebieten, besonders in Sibirien, sehr viel größer sein als im ı 
ropäischen Teil des Landes. Dies ist hauptsächlich dutch ı 
Ansiediung stromintensiver Industriezweige bedingt, besc 
ders der une von Aluminium, Magnesium, aber auch: 
Bedarfs eerollursischee una Aero Betrie 
Ihre Grundlage sind die sehr wirtschaftlichen Brennstoff- u 
Wasserkraftreserven Sibiriens. Der Anteil Sibiriens und desas 
tischen Teils am Stromverbrauch wird also ansteigen; dageg 
erniedrigt sich der Anteil des europäischen Teils der UdSSR. 
entfielen 1955 81 v.H. des Stromverbrauchs auf den eutop 
schen Teil und 19 v.H. auf den gesamten asiatischen Teil (dav 
8,6 v.H. in Sibirien). Um 1972 beträgt der Anteil des FR 
schen Teils nur noch 57 v.H., der 4: asiatischen 43 v. H,, 
sibirische 23 v.H. 


In den alten Industrierevieren des europäischen Teils Rı 
lands (dem Zentrum, dem Süden und dem Ural) ist der Anst: 
des Strombedarfs in erster Linie durch die Mechanisierung u 
Automatisierung in der Industrie, die Erhöhung des Haush: 
stromanteils, den Bedarf der Landwirtschaft und des Eisenbal 
transports bedingt. Die neuen Industriegebiete innerhalb « 
europäischen Teils der Sowjetunion sind durch einen steile: 
Anstieg des Strombedarfs gekennzeichnet. Zu ihnen gehö: 
das Gebiet Baschkirien-Tatarien östlich der mittleren Wol 
das Wolgagebiet und das zentrale Schwarzerde-Gebiet, die nc 
über verhältnismäßig große Arbeitskraftreserven verfügen. 


Die Gebiete, die von dem sibirischen Verbundsystem umf 
werden sollen, lassen sich in zwei Gruppen teilen. Zur ers 
Gruppe gehören die Gebiete, die im wesentlichen erschlos: 
sind. Sie erstrecken sich zwischen dem Pawlodarer Bezirk 
Westen und dem Kusnjezk-Revier im Osten. Der Zuwachs 
Strombedarfs dieser Gebiete wird ebenfalls’ steiler ansteigen 
der der alten Industriereserve im europäischen Teil. Dage: 


ingert sich trotz ihres hohen absoluten Bedarfsanstiegs ihr 
ezifischer Anteil innerhalb Sibiriens. Die zweite Gruppe zwi- 
hen Krasnojarsk und Bratsk ist durch das Vorhandensein 
‚sicher Reserven an billiger Kohle und billiger Wasserkraft- 
nergie gekennzeichnet. Ihre Gebiete sind aber sehr schwach 
esiedelt und daher in erster Linie für den Aufbau strominten- 
er Fertigungen geeignet. Infolgedessen wird der Stromver- 
auchsanstieg hier in den kommenden Jahren am steilsten sein. 


tohenergiereserven 


| "Um den in den kommenden Jahren weiterhin sehr steil an- 
teigenden Strombedarf decken zu können, stehen der sowjeti- 
‚chen Elektrizitätswirtschaft umfangreiche Lagerstätten an 
‚lassischen Energieträgern zur Verfügung: Braunkohle, Stein- 
;ohle, Erdöl, Erdgas, Ölschiefer, Torf- und Wasserkraft. 
srennstofl- und Wasserkraftreserven werden für größer gehal- 
en als in den USA und Kanada zusammen, den bisher am wei- 
esten industrialisierten Ländern der Erde. Noch vor kurzem 
6] wurden die potentiellen Reserven an Brennstoffen auf 1430 
dt SKE geschätzt; davon können 75 v.H. als abbauwürdig 
‚elten. Die Entdeckung neuer Lagerstätten läßt erwarten, daß 
liese Angaben schon Be weit übertroffen werden. Die wirt- 
rich nutzbaren Wasserkräfte schätzt man auf 140. Mio kW 
nd 125 Mrd kWh jährlicher mittlerer Elektrizitätsausbeute. 


‚Die Ausnutzung dieser Rohenergiequellen hängt aber stark 
on ihren Standorten innerhalb des Landes und den Förder- 
:osten ab. Als Förderaufwand muß man nicht allein die Selbst- 
osten je t SKE geförderten Brennstofls rechnen, man muß 
‚uch berücksichtigen, wie groß der Kapitalbedarf JE SKE 
'ahresförderung für jede Brennstoffart und jedes Vorkommen 
st. Entsprechendes gilt für die Wasserkräfte, deren Ausnutzung 
m Betrieb nur sehr geringe Kosten verursacht, während hohe 
Xapitalmittel zu ihrem Ausbau erforderlich sind. Bei dem chto- 
üschen Kapitalmangel der Sowjetunion, der durch die starke 
Wirtschaftsausdehnung bedingt ist, folgt, daß kapitalintensive 
Xohstofferschließungen zweitrangig behandelt werden, auch 
venn ihre Ausnutzung bedeutende Ersparnisse an nichtregene- 
ierbaren Energieträgern bringen würde. Erleichtert wird diese 
‚nergiepolitische Konzeption der UdSSR einerseits durch den 
Jmfang der Brennstoffreserven, andererseits durch die Aussicht 
wf eine künftig wirtschaftliche Erzeugung von Kernkraftelek- 
rizität. 

Die Gunst oder Ungunst der räumlichen Verteilung der Roh- 
nergiereserven schlägt sich ebenfalls in Aufwand- und Kosten- 
tagen nieder. Lassen die Energietransportkosten die Ausbeu- 
ung geologisch günstiger Vorkommen zu, die sehr weit von 
ndustriezentren entfernt sind? Damit gesellen sich zu den Fra- 
zen der Förderkosten im Wettstreit der Energiearten und der 
Reviere Fragen des Transports. Die Entfernung spielt hier eine 
benso große Rolle wie das Transportmittel. Der Elektrizitäts- 
virtschaftler wird vor die Aufgabe gestellt zu untersuchen und 
u entscheiden, ob die Elektrizitätsversorgung eines rohener- 
iearmen bebies, z.B. des Urals, wirtschaftlicher durchgeführt 
verden kann mit örtlichen Rrattwerken, die mit herangebrach- 
er Kohle arbeiten oder über Fernleitungen, die die Ausnutzung 
evierferner Wasserkräfte oder Brennstoffvorkommen ermög- 
ichen. 

_ Hier sind auch Systemfragen zu lösen wie diejenigen, ob für 
toße Entfernungen Dreh- oder Gleichstromübertragungen 
virtschaftlicher aber auch sicherer sind, ob im Verlauf dieser 
Leitungen Entnahmestationen vorzusehen sind usw. 
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Brennstoffe 


Die fossilen Brennstoffvorkommen dürfen nicht allein mit 
Rücksicht auf eine rationelle Elektrizitätserzeugung genutzt 
werden. Vielmehr müssen auch Belange und Entwicklungsten- 
denzen der übrigen Industriezweige und des Bedarfs der Be- 
völkerung berücksichtigt werden, — dies um so mehr, als der 
Anteil der Stromerzeugung in der Rohenergiebilanz der Sowjet- 
union ständig zunimmt. 1939 betrug der Anteil der Elcktrizi- 
tätserzeugung in Verbundkraftwerken an der Inputseite der 
Energiebilanz 11 v.H., 1955 war er auf 18 v.H. gestiegen und 
1965 soll er 25 v.H. erreichen (Zahlentafel 4). Berücksichtigt 
man, daß in den Zeilen ‚‚Städtischer Bedarf‘ und „Landwirt- 
schaft‘“ die Elektrizitätsgewinnung in Heizkraftwerken und 
isoliert betriebenen Kraftwerken enthalten ist, so steigt der An- 
teil an der Brennstoffbilanz für 1965 auf ungefähr ein Drittel. 


Zahlentafel 4. Verteilung des Rohenergieaufkommens auf 
verschiedene Verbrauchergruppen in der UdSSR 


1930 

Vor 1913 | bis 1939 1950 1955 

v.H. vH; v.H. v.H. 

Industrie RT 42,5 
Transport 20,4 23,4 
Städtischer Bedarf 18,9 9,0 
Landwirtschaft 22,7 et 
Bezirkskraftwerke 253 18,0 


Dies zeigt, daß, abgesehen von der programmatischen Hoch- 
schätzung, die die Elektrizitätswirtschaft in der Sowjetunion 
genießt, ihr Einfluß auf die Wirtschaft des Landes nicht nur von 
der Stromerzeugungsseite sondern auch durch ihren Brennstoff- 
verbrauch außerordentlich groß ist. Beides zwang schon zu Zei- 
ten, als Großkraftwerke und Fernübertragungen noch nicht 
erörterungsreif waren, zut Verwertung „örtlicher nichttrans- 
portwürdiger Brennstoffe‘‘ wie Holz in den waldreichen Ge- 
bieten im Nordosten des europäischen Teils Rußlands, Torf in 
Weißrußland und Ölschiefer in Estland sowie der Moskauer 
Braunkohle, deren Heizwert niedrig ist (2200 bis 2800 kcal/kg) 
und deren Untertageförderung hohe Kosten verursacht. Das 
Auf- und Absteigen des Anteils der örtlichen Brennstoffe zeigt 
Zahlentafel5. Da sich die Stromverbrauchsschwerpunkte in- 
dessen keineswegs nur zur Kohle, z.B. dem Donjezrevier, hin 
bewegt haben, erkennt man deutlich den wachsenden Einfluß 
des Transports an hochwertigen Energieträgern wie kalorien- 
reicher Kohle, Öl und Gas sowie Elektrizität. 


Tatsächlich gehört die Lösung des Energietransport- 
problems zu den wichtigsten Aufgaben, denen sich die So- 
wjetunion in den nächsten Jahrzehnten gegenübetsieht. 87 v.H. 
der Vorkommen an Brennstoffen liegen in Gebieten östlich des 
Urals. Dagegen leben im europäischen Teil der Sowjetunion 
einschließlich des Urals rd. 85 v.H. der Bevölkerung. Der 
Energiebedarf betrug hier 1955 rd. SO v.H. des Gesamtver- 
brauchs der Sowjetunion. 


Die, sowjetische Wirtschaftspolitik versucht zwar, die öst- 
lichen Gebiete zu fördern. Dies kommt dadurch zum Ausdruck, 
daß 40 v.H. der Investitionsmittel des laufenden 7- Jahresplans 
für diese Gebiete (allerdings einschließlich des Urals, der ener- 
getisch von den Kusnjezker Kohlevorkommen abhängt) be- 


Er; Zahlentafel 5. Aufteilung des Rohenergieaufkommens der UdSSR auf verschiedene Energieträger 


ohle 
Irdöl 
irdgas 
'orf 
JIschiefer 
Iolz 
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reitgestellt werden sollen. Der Produktionsanteil des Ostens 
dürfte 1965 bei Eisen rd. 44 v.H., bei Stahl rd. 48 v.H., bei 
Kohle td. 50 v.H. und bei der Erdölfeuerung rd. 30 v.H. be- 
tragen, d.h., die Industrialisierung der östlichen Gebiete wird 
auch 1965 nicht der Verteilung der Energievorkommen ent- 
sprechen. Die Ausbeutung der östlichen Rohenergiereserven 
zwingt also zur Verstärkung des Energieflusses von Ost nach 
West, wie er bisher in den Kohlelieferungen des Kusnjezker 
Reviers an den Utal bestand. In Zukunft wird aber an dieser 
Energieübertragung die Elektrizitätswirtschaft mit Dreh- oder 
Gleichstromhöchstspannungsübertragungen beteiligt sein, da 
die erforderliche Energiemenge als Kohle auf den vorhandenen 
Eisenbahnen weder in der erforderlichen Menge noch auf wirt- 
schaftliche Weise herangebracht werden kann. 


Eng verbunden mit den Problemen der Versorgung energie- 
armer Gebiete ist die Frage, welche Rohenergieträger als Grund- 
lage der Elektrizitätsversorgung unter Berücksichtigung so- 
wohl von Gas- und Öl- als auch von Elektrizitätsfernleitungen 
dienen sollen. Für einen schnellen Ausbau der Stromerzeugung 
scheinen Kraftwerke mit Naturgasfeuerung am günstigsten zu 


‚sein. Abgesehen von den niedrigen spezifischen Brennstoff- 
kosten kann man damit rechnen, daß Naturgaskraftwerke etwa 
20 v.H. niedrigere Kapitalkosten erfordern und daß ihre Bau- 


zeit um acht bis zehn Monate kürzet ist, als es bei kohlegefeuer- 
ten Kraftwerken der Fall ist. Umgekehrt muß man aber die An- 
sicht berücksichtigen, daß Gas ein geeigneterer Grundstoff für 
viele Zwecke ist als Kohle, z.B. für die chemische Industrie 
oder den Lebensbedarf der Bevölkerung. Durch Einwände die- 
ser Art wird der Bau gasgefeuerter Kraftwerke beschränkt. 


Ähnliches ließe sich zu der Frage, ob in Zukunft mehr ölge- 
feuerte Kraftwerke gebaut werden sollen, sagen, so daß zu er- 
warten ist, daß die Kohle auch weiterhin einen großen Anteil 
an der Stromerzeugung haben wird. 


Naturgas und Öl für technologische und für 


energetische Zwecke 


Erdgas und Öl haben unbestreitbar wirtschaftliche Vorteile 


bei ihrer Verwendung für besondere Heizzwecke, im Trans- 


% 


portwesen, für technologische Zwecke, für Verbrennungsn 
toren, den Lebensbedarf der Bevölkerung usw. Dagegen g 
die Verwendung von Naturgas und Heizölen in Dampfkr: 
werken weitaus weniger Nutzen, wenn man sie z.B. mit billig 
Kohle vergleicht. Dies erklärt sich dadurch, daß bei grof 
Kraftwerken die Verfeuerung der Kohle ohne Aufbereitu 
mit verhältnismäßig guten Wirkungsgraden bei geringen ] 
triebskosten möglich ist. 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen haben gezeigt, daß, ] 
zogen auf 1t SKE, die mittleren Selbstkosten der Förderu 
von Naturgas unter Berücksichtigung der Schürfkosten u 
der Erhaltung der Förderung ungefähr sechsmal niedriger si 
als die Selbstkosten der Donjez-Kohle und ungefähr 1,7r 
niedriger als die Kosten der im Tagebau geförderten Kusnje: 
Kohle. Umgekehtt aber sind die Selbstkosten bei der Gas; 
winnung sogar um ein geringes höher als die Förderungsl 
sten der Kohle des Kansk-Atschinsker Reviers bei Krasnoja; 
in Ostsibirien, die im Tagebau gewonnen wird. Die mittler 
Selbstkosten der Ölfeuerung sind etwa zweimal niedriger 
die det Donjez-Kohle, aber ungefähr dreimal höher als 
Selbstkosten der Kansk-Atschinsker Kohle. 


Die für die Erdgasförderung notwendigen Kapitalmittel si 
etwa 1,5- bis 2mal niedriger als für Donjez-Kohle, aber zw 
bis dreimal höher alsfür Kansker Kohle. Die Kapitalkosten { 
die Erdölgewinnung übersteigen sogar um ein Vielfaches 
Kapitalkosten für die Förderung der Kansk-Atschinsker Koh 


Allerdings muß man im Auge behalten, daß die Naturgas; 
winnung noch jung ist und Förderkostensenkungen 
warten läßt. So rechnet man, daß die Selbstkosten für die G; 
förderung im Jahr 1965 nur noch !/, derjenigen von 1957 } 
tragen. 2 


Die möglichst wirtschaftliche Brennstoffversorgung desLa 
des kann aber nur bei einer wirtschaftlichen Ausnutzung 
einzelnen Brennstoffarten und bei einer wirtschaftlichen Auft 
lung der Förderung und des Verbrauchs erreicht werden. 

Das Naturgas, das in den nächsten Jahren einen vorhe 
schenden Rang in der Energiebilanz des europäischen Te 
Rußlands haben wird, läßt sich am wirtschaftlichsten auch 
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Bild 1. Brennstoffvorkommen in der Sowjetunion [1] 


der UdSSR 
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ME aicchen Teil verwenden, da Kohle dort zum überwiegen- 
len Teil im Untertagebau gefördert wird und daher einer der 
euersten Brennstoffe des Landes ist. In diesen Gebieten könnte 
inter bestimmten Bedingungen das Naturgas als Grundbrenn- 
toff in den Kraftwerken dienen. Dabei ist Sathelich nicht erfor- 
lerlich, daß Gas einfach anstelle der festen Brennstoffe in den 
‚estehenden Kraftwerken und Kesselanlagen eingesetzt wird. 
die Anwendung des Gases erlaubt, grundsätzlich neue Aus- 
üstungen zu schaffen, die mit wesentlich besseren Wirkungs- 
jtaden arbeiten bei gleichzeitiger Verringerung der Abmessun- 
= und des Baumaterialaufwands. 


Als hauptsächliche Verbraucher von Erdölen kommen ne- 

en der chemischen Industrie und den technologischen Ver- 
jrauchern Industrieöfen, Schiffe, Dieselfahrzeuge und Kessel- 
nlagen kleinerer und mittlerer Leistung in Frage, bei denen 
lurch die Heizölverfeuerung der Wirkungsgrad verbessert 
vird und eine einfachere Beschickung möglich ist als bei festen 
3rennstoffen. Die Ausnutzung für Großkraftwerke ist erst 
lann möglich, wenn der Bedatf der oben genannten Verbrau- 
her, aber auch der des Exports gedeckt ist. Für Kraftwerke sol- 
en nur Rückstände der Ölaufbereitung verwendet werden 
Masut). Zunächst könnten Masutüberschüsse in Kraftwerken 
weckmäßig als Pufferbrennstoff verwendet werden. In erster 
‚inie wären hierzu städtische Heizkraftwerke geeignet, die mit 
Jasfeuerung arbeiten. Im übrigen könnte Masut, wie auch die 
ibrigen Rückstände der Erdölaufbereitung, an Ort und Stelle 
a den Heizkraftwerken der Erdölraffinerien verfeuert werden. 
irst bei bedeutenden Überschüssen (z.B. inden Erdölgebieten i in 
I kieien und Tatarien) könnte an ihre Ausnutzung in Kon- 
2 keatewerken gedacht werden. 


3tennstoffgrundlagen der Dampfkraftwerke 


"Untersuchungen über die Reserven und den möglichen Be- 
larf der verschiedenen Brennstoffarten und der Blektrizität für 
lie nächsten 15 bis 20 Jahre haben gezeigt, daß eines der wich- 
igsten Probleme der Energiepolitik der Transport von Brenn- 
tofen und Elektrizität aus dem Osten in den Westen der 
JdSSR ist, der durch die ungleiche geographische Verteilung 
er Brennstoffvorkommen bedingt ist. 


"Sibirien hat, wie bekannt, nicht nur die umfangreichsten und 
uch billigsten Kohle- und Wasserkraftvorkommen der UdSSR, 
Ondern auch große, bisher noch wenig erforschte Erdöl- und 
\aturgaslagerstätten. Die erforschten Brennstoffreserven des 
uropäischen Teils der Sowjetunion sind dagegen beschränkt 
nd umfassen weniger als 8 bis 10 v.H. der Gesamtreserven 
wußlands. In einer besonders ungünstigen Lage befindet sich 
as Uralgebiet, dessen Anteil an den Energiereserven nur td. 
‚1 v.H. beträgt. Diese Reserven würden auch dann, wenn ihr 
"erbrauch seine heutige Höhe beibehält, nicht länger als 20 bis 
0 Jahre reichen. Dagegen ist der Ural infolge seines Erzreich- 
ums zu einem der größten Industriegebiete des Landes gewor- 
en; diese Rolle wird er auch in den kommenden Jahrzehnten 
ehalten. Hinzu kommt seine zentrale Lage zwischen dem euro- 
äischen und asiatischen Teil der Sowjetunion. 


Die Verbesserung der Energieversorgung des Urals ist also 
ine wichtige Aufgabe, und die Verstärkung des Energieflusses 


Örtliche Weit- Örtliche Weit - 
Brenn- | transpor- Natur- Brenn- | transpor- 
stoflvor- tierte gas stoffvor- tierte 


kommen Kohle kommen Kohle 


von Ost nach West wird daher in erster Linie dem Ural zugute 
kommen. Allein in den vier wichtigsten Kohlebecken des west- 


‚ lichen und östlichen Sibiriens, dem Kusnjezker, dem Kansk- 


Atschinsker (Krasnojarsk), dem Irkutsker (Tscheremchowo) 
und dem Minussinsker Revier betragen die geologischen Koh- 
lereserven ungefähr 2,3 Trio t SKE. Die Reserven bis zu einer 
Tiefe von 300 m betragen etwa 500 Mrd t, von denen etwa 100 
Mrd t abbauwürdig erscheinen. Bedeutende Brennstoffreserven 
finden sich auch in Nordkasachstan in der Nähe des Uralreviers 
(Bild 11). 


Die Richtung des Energieflusses von Ost nach West wird, 
abgesehen von der geographischen Verteilung der Reserven, 
auch durch Wirtschaftlichkeitserwägungen bestimmt. In Sibi- 
rien kann, im Gegensatz zum europäischen Teil der UdSSR, die 
Kohle zum größten Teil im Tagebau gewonnen werden, was 


nicht nur ihre Förderung verbilligt, sondern auch einen sehr 


geringen Personalbedarf mit sich bringt. Man nimmt an, daß 
im Tagebau der Kohlereviere Sibiriens und Nordkasachstans 
jährlich ungefähr 500 Mio t Kohle gefördert werden könnten, 
davon im Kansk-Atschinsker Becken 150 bis 170 Mio t. Die für 
die Einrichtung der Förderanlagen in Sibirien und Nordkasach- 
stan notwendigen Kapitalmittel betragen 60 bis 150 Rub. je t 
jährlicher Produktion, d.h., sie sind ungefähr zwei- bis dreimal 
niedriger als im europäischen Teil der Sowjetunion. Entspre- 


tsSKE, SE also vier- bis sechsmal niedriger als im Donjez- REN Mr Y N 


vier (Zahleutafel 6). 


Ganz besonderes Interesse besteht an der Ausnutzung der RR 
} DR 


Braunkohle des Kansk-Atschinsker Beckens. Die Kohlen lagern 
hier in Schichten bis zu 100 m Dicke in verhältnismäßig gerin- 


ger Tiefe. Dort würden sich Förderleistungen je Arbeiter von 
etwa 1000 t/Monat erreichen lassen; das ist etwa 20mal so viel 


wie im Donjez-Revier. Das Kansk-Atschinsker Revier erscheint 
auch deshalb so günstig, weil dort die Förderkosten im Mittel 
nut 15 bis 20 Rub./t SKE, die Kapitalmittel nur 60 bis 80 Rub.je 
Jahr und t SKE betragen. Sie sind damit auch geringer als in 
den übrigen Revieren Sibitiens. Allerdings ist die Erschließung 
dieser Kohlevorkommen infolge der geringen Transportwür- 
digkeit der Kansk-Atschinsker Kohle bisher kaum gediehen. 


Untersuchungen haben ergeben, daß Elektrizität, die in den 
genannten Kohlerevieren erzeugt ist, nicht nur in diesen Ge- 
bieten selbst, auch im Vergleich zur Wasserkraft, am billigsten 
ist, sondern auch für die Gebiete des Urals. Dabei sind die Ko- 
sten des aus Sibirien in den Ural übertragenen Stroms geringer 
als die Kosten, die entstehen würden, wenn Strom im Uralgebiet 
mit im Tagebau gewonnener und herangebrachter Kusnjez- 
Kohle erzeugt würde, wobei für die Zukunft zu berücksichti- 
gen ist, daß die Tagebaue des Kusnjezker Reviers bald er- 
schöpft sein werden. 


Weiterhin haben Untersuchungen gezeigt, daß die Übertra- 
gung von Elektrizität aus Kraftwerken, die auf der Kansk-At- 
schinsker Kohle errichtet sind, in den Ural, sowohl was Selbst- 
kosten als auch Kapitalmittel angeht, bei Drehstromübertra- 
gung etwa 5 bis 10 v.H., bei Gleichstromübertragung etwa 25 
bis 30 v.H. billiger ist als die Stromerzeugung im Uralrevier auf 
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der Basis von Naturgas, das aus dem Wolgagebiet oder von 
Buchata herübergeleitet wird. 

Überhaupt zeigt sich, daß die Übertragung von Naturgas aus 
dem Wolgagebiet oder den Vorkommen am Kaspischen Meer 
unzweckmäßig ist, da sie nicht nur höhere Kapital- und Be- 
triebskosten erfordert, sondern auch zu höheren Stromkosten 
führt. So würde z.B. der Entzug von jährlich 30 Mrd m? Gas 
aus der Brennstoffbilanz des europäischen Teils der Sowjet- 
union und seine Übertragung in den Ural eine Erhöhung der 
Kohleförderung im Donjez-Revier um 45 Mio t erfordern und 
eine entsprechende Verminderung der Kohleförderung in Sibi- 
rien verutsachen. Rechnet man den Unterschied in den Kapital- 
anlagekosten für die Förderung von 1 t Kohle im Donjez-Re- 
vier und in den sibirischen Revieten zu 250 Rubel, so würde der 
zusätzliche Aufwand für den Bergbau mehr als 10 Mrd Rubel 
betragen. 


Eine Analyse der möglichen Struktur der Brennstoffbilanz in 
den kommenden Jahren zeigt allerdings, daß bei der starken 
Steigerung det Gasförderung dessen Verfeuerung nicht nur in 
den bereits bestehenden Kraftwerken des europäischen Teils 
det UdSSR, die auf Donjez- und Moskauer Kohle arbeiten, son- 
dern auch in neuen Kraftwerken nötig wird. Dies erklärt sich 
dadurch, daß es einerseits nicht möglich ist, in sehr kurzer Zeit 
ein umfangreiches Gasübertragungs- und -verteilungsnetz zu 
errichten, und andererseits die übrigen Gasvetbraucher, wie 
z.B. die chemische Industrie, noch nicht auf die umfangreiche 
Verwendung von Naturgas eingestellt sind. Hinzu kommt, daß 
sich infolge der jahteszeitlichen Schwankungen des Gasbedarfs 
im Sommer Gasüberschüsse ergeben werden, die bei Fehlen von 
Untertagespeichern in Kohlekraftwerken vetfeuert werden müs- 
sen. Man schätzt diese Überschüsse auf 20 v.H. des normalen 
Gasbedatfs. Hierdurch wird weiter Kohle freigestellt, und es 
entstehen vor allem Schwierigkeiten für die Verwendung der 
bei der Kohleförderung anfallenden Staubkohle und notleiden- 
den Kohlesotten. Darüber hinaus ist zu bedenken, daß Kessel, 
in denen mehrere Brennstoffe verfeuert werden können, einen 
höheren Kapitalaufwand erfordern. Verfolgt man also das Ziel, 
die Förderung und Verwendung des Naturgases auszudehnen 
und dabei gleichzeitig die billigen Kohlesorten in den Ostge- 
bieten des Landes auszunutzen, so erweist sich eine Einschrän- 
kung der Kraftwerkskohleförderung im Donjez-Revier und im 
Moskauer Revier als zweckmäßig. 


Angesichts des nicht vermeidbaren Überschusses an Ballast- 
kohle und notleidender Kohle muß auch die Frage der zusätz- 
lichen Errichtung von Kraftwerksleistung im Donjez-Revier 
in Verbindung mit einer Elektrizitätsübertragung in andere 
Gebiete, z.B. das Zentralgebiet (Moskau), erwogen werden. 
Sollten sich dann trotzdem noch Überschüsse an Kohle ergeben, 
die im europäischen Teil der UdSSR nicht mehr wirtschaftlich 
untergebracht werden können, so etscheint esin diesemFall ge- 
rechtfertigt, die Überschußkohle in das Uralgebiet zu transpot- 
tieren. Dies wäre jedenfalls begründeter als der Bau von Gas- 
leitungen aus den westlichen Gebieten allein zur Versorgung 
neuer Kondensationskraftwerke im Ural. Im ersteren Fall würde 
es sich hierbei um einen unwirtschaftlichen Kohletranspott von 
West nach Ost, der nur einige Jahre anhält, handeln. Im zweiten 
bliebe es bei einer jahrzehntelangen unwirtschaftlichen Versot- 
gung der Kraftwerke des Urals aus den westlichen Gebieten [3]. 


Bei der Verwendung der Petschora-Kohle kann davon aus- 
gegangen werden, daß sie in den nördlichen Gebieten des euro- 
päischen Teils der Sowjetunion abgesetzt und auch in Kraft- 
werken verfeuert wird. 

Die Ausnutzung von Torf erscheint dagegen bei der Elektri- 
zitätserzeugung in größerem Maßstab nicht mehr gerechtfertigt, 
da sich wegen des großen spezifischen Volumens des Torfs 
Kraftwerke mit Leistungen von mehr als 300 bis 400 MW kaum 
bauen lassen. 
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E 
Ölschiefer wird auch weiterhin als Brennstoff in den Kraf 
werken des Nordwestens (Estland und Gegend um Leningra 
verwendet werden können, soweit er dortim Tagebau geförde 
wird. Im übrigen wird vorgeschlagen, den Ölschiefer der Ve 
wendung in der chemischen Industrie zu überlassen. 


Faßt man die Möglichkeiten der Deckung des künftige 
Brennstoffbedarfs der Kraftwerke zusammen, so läßt sich sageı 
daß, abgesehen von der Entwicklung der Erdöl- und Gasgewir 
nung, auch die Ausnutzung der billigen Kohlevorkommen ; 
Sibirien und Nordkasachstan gefördert werden muß. Erdölun 
Erdgas sollten in erster Linie für industrielle Zwecke, für d; 
Transportwesen, für den Bedarf der Städte und den Leben. 
unterhalt der Bevölkerung zur Verfügung stehen. Lediglich i 
kurzen Übergangszeiten erscheint ihre Verfeuerung in Kraf 
wetrken vertretbar. 


Abgesehen davon kann in den Gebieten, in denen Erdöl od: 
Erdgas gefördert wird, Strom aus diesen Rohenergien erzeu; 
werden. Ebenso könnte Erdgas in Heizkraftwerken größer: 
Städte, die an Gasfernleitungen angeschlossen sind, verfeue 
werden. Kleinere Kraftwerke, die nicht an das Verbundnetz ar 
geschlossen sind, könnte man mit Heizöl oder Masut betreibe: 
Ebenso könnte man Masut zur Deckung von Lastspitzen i 
Heizkraftwerken, die auf Gasbasis arbeiten, verwenden. 

Der weitere Ausbau der Stromversorgung des Urals würd 
am zweckmäßigsten auf der Grundlage der Stromerzeugung i 
Sibirien und Nordkasachstan und Übertragung der Elektrizit: 
dutch Fernleitungen durchgeführt werden. Die Übertragun 
von Gas zur Versorgung von Kondensationskraftwerken imUr. 
aus den westlichen Gebieten erscheint dagegen nicht sinnvol 
In den Gebieten Sibiriens und Nordkasachstans ist die Ve 
wendung dort lagernder Kohle in den Kraftwerken selbstye 
ständlich. Sollten eines Tages die Förderbedingungen der Ku: 
njezker Kohle schwieriger werden, so müßte die Stromvetso; 
gung des Kusnjezker Reviers teilweise aus den Kraiy ze de 
Kansk-Atschinsker Beckens erfolgen. 


Mit Rücksicht auf den Ausbau der Kraftw eier i 
Sibirien und Nordkasachstan hält man es für richtig, wenn d 
Förderung von Kraftwerkskohle in den westlichen Gebiete 
zunächst begrenzt und später sogar eingeschränkt wird. 


Die Untersuchungenüber die gesamtwirtschaftlich günstigs 
Ausnutzung der Brennstoffarten und -vorkommen scheinen m 
diesen Ergebnissen jedoch noch nicht abgeschlossen zu sein, < 
noch viele Einzelfragen zu klären sind. Sie geben aber zusan 
men mit den Erwägungen über den Ausbau der Wasserkraf 
reserven des Landes eine Grundlage, auf der der weitere Ausb 
der Elektrizitätswirtschaft geplant werden kann: Größe ur 
Lage der Kraftwerke und Zusammenschluß der bisher bestehe: 
den Teilverbundnetze zu Verbundsystemen, die zunächst Sib 
rien und den europäischen Teil der UdSSR getrennt umfasse 
und später über die erwähnten Fernleitungen zwischen Sibiric 
und dem Ural miteinander verbunden werden sollen. 
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Bür das Jahr 1959 meldet die Preußische Elektrizitäts- 
Itiengesellschaft, Hannover, ein gutes wirtschaftliches 
dtechnisches Ergebnis. Die Erzeugung in den eigenen Kraft- 
ken und in denen der Tochter- und Beteiligungsgesell- 
raften stieg um 12,6 v.H. auf 7249 Mio kWh. Bei gegenüber 
m Vorjahr etwa gleichgebliebenem Strombezug von 980 Mio 
Uh erreichte die gesamte Strombeschaffung 8229 Mio kWh 
dstieg damit um 11,0 v.H. Im engeren Interessengebiet der 
sellschaft belief sich der Stromabsatz auf 6196 Mio kWh, 
srvon entfielen auf das Gebiet der Preußenelektra selbst 4260 
io kWh (Steigerungssatz 12,0 v.H.), auf das Gebiet der Nord- 
stdeutsche Kraftwerke AG (NWK), Hamburg, 1903 Mio 
(Steigerungssatz 7,8 v.H.) und erstmalig auf das Gebiet 
t Kraftwerk Kassel GmbH, Kassel, für drei Monate 33 Mio 
Yh. Die verhältnismäßig hohe Zuwachsrate wird im Bericht 
's Vorstandes auf die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung 
‚wie auf den trockenen und warmen Sommer zurückgeführt. 


‚Die verfügbare Leistung in den eigenen Kraftwerken sowie 
‚denen der Tochter- und Beteiligungsgesellschaften erreichte 
a Ende des Jahres 1640 MW. Zählt man hierzu die vertrags- 
‘sicherte Leistung aus fremden Kraftwerken von 260 MW, 
beträgt die gesamte verfügbare Leistung 1900 MW. 


Im Berichtsjahr gingen 228 MW in den Kraftwerken Kassel 
ıd Heyden neu in Betrieb. Im Bau sind gegenwärtig bei der 
'eußenelektra noch Kraftwerksleistungen in Höhe von 740 
W und bei der NWK in Höhe von 250 MW. Geplant ist die 
trichtung eines Dampfkraftwerks an der Weser, das mit Erd- 
ı$ befeuert werden und dessen erste Ausbaustufe zwei 150- 
W-Einheiten umfassen soll. 

Im Leitungsnetz wurden drei neue Umspannwerke und elf 
ößere Schaltanlagenerweiterungen fertiggestellt. Die Trans- 
tmatorenleistung in den Umspannwerken stieg im Berichts- 
hr um rd. 300 MVA. Das 110-kV-Netz wurde ebenfalls weiter 
isgebaut. 

Die Entwicklung auf dem Gebiet der Kernkraftenergie wur- 
sorgfältig beobachtet. Die Studiengesellschaft für Kernkraft- 
etke GmbH, an der die Preußenelektra und die NWK betei- 
st:sind, hat für ein 150-MW-Objekt zwei Projektierungsauf- 
äge vergeben. Wie verlautet, sollen die Entwürfe sowohl 
Ehnisch als auch wirtschaftlich vergleichsweise aussichtsreiche 
Ssungen erwarten lassen. 


Der Stromlieferungsvertrag mit der Tochtergesellschaft 
lektrizitäts-Aktiengesellschaft Mitteldeutschland in Kassel 
urde bis 1980 verlängert. Mit den Stadtwerken Hannover 
hloß die Preußenelektra ein Zusatzabkommen über einen er- 
ihten Leistungsbezug ab. 


Die Bilanz zum 31. Dezember 1959 ist ein Spiegelbild der 
arken wirtschaftlichen Expansion. Die Bruttozugänge zum 
ichanlagevermögen belaufen sich auf 73,9 Mio DM. Hiervon 
itfallen auf Erzeugungsanlagen rd. 50,3 Mio DM und auf 
erteilungsanlagen 17,6 Mio DM, während die Grubenanlagen 
iden eigenen Braunkohlengruben Borken und Wölfersheim 
vestitionen von 3,7 Mio erforderten. Die Beteiligungen er- 
shten sich um brutto 12,5 Mio DM; die Zugänge betreffen 
ne Berichtigung gemäß $ 47 DMBG um 8,8 Mio DM, eine 
apitalerhöhung der Tochtergesellschaft Hessische Braunkoh- 
n- und Ziegelwerke GmbH, Kassel, mit rd. 2,0 Mio DM und 
tner einen Rücklauf von nominell rd. 1,0 Mio DM RWE- 
ktien. Gleichzeitig gingen die Beteiligungen um rd. 1,4 Mio 
M zurück, hauptsächlich wegen der Rückzahlung von Aktien 
läßlich der Zusammenlegung des Aktienkapitals der Conti- 
ntale Elektrizitäts-Union Aktiengesellschaft, Basel. Das Um- 
üfvermögen verminderte sich insgesamt um 7,8 Mio DM, 
Obei die Vorräte um 3,8 Mio DM, die Forderungen aus Wa- 


MB 


Bilanz (in 


Mio DM) 


31. De- | 31. De- ee 
zember zember de 
1959 1958 ER 

Aktiva 
Ausstehende Einlagen 

auf das Grundkapital 11,3 ES, —11,2 
Grundstücke und Gebäude 91,7 85,8 + 5,9 
Maschinen und maschinelle 

Anlagen 333,4 311,3 +22,1 
Fernleitungen 110,4 108,9 + 15 
Grubenanlagen 42,8 41,0 + 1,8 
Im Bau befindliche Anlagen 

und Anzahlungen 103,8 64,9 —+38,9 
Sonstige Anlagen und Rechte 0,4 0,4 + 0,0 
Betriebsanlagen insgesamt RER 612,3 +70,2 
Beteiligungen 259,4 248,4 +11,0 
Anlagevermögen insgesamt 941,9 +81,2 
Vorräte 15,5 — 3,8 
Darlehen 2149 + 8,8 
Forderungen aus Waren- 

lieferungen und -leistungen 14,5 — 3,5 
Forderungen an Konzern- 

unternehmen 33, — 3,4 
Sonstige Forderungen 2,0 + 0,3 
Flüssige Mittel 52,1 — 6,2 
Umlaufvermögen insgesamt 13955 147,3 — 7,8 
Aktive Rechnungsabgrenzung 22 7,6 — /5,4 
Aktiva insgesamt 1094,9 1038,1 +56,8 
Passiva 
Grundkapital 156,6 156,6 + 0,0 
Gesetzliche Rücklage 136,2 1198 +16,9 
Freie Rücklage 22,0 22,0 + 0,0 
Wertberichtigungen 363,9 320,0 —+43,9 
Rückstellungen 78,6 63,1 +15,5 
Lastenausgleich 18,1 18,6 — 0,5 
Langfristige Verbindlichkeiten 240,9 266,4 — 25,5 
Kurz- und mittelfristige 

Verbindlichkeiten 59,8 56,3 + 3,5 
Reingewinn 18,8 15,8 + 3,0 
Passiva insgesamt 1094,9 1038,1 —+56,8 


Gewinn- und Verlustrechnung (in Mio DM) 


Erträge 
Jahresertrag gem. 
$ 132 II/1 AktG 
Erträge aus Beteiligungen 
Außerordentliche Erträge 


vom 1.1. 
bis 
31.12.1959 


142,6 
18,7 
9,2 


Erträge insgesamt 


Aufwendungen 


Personalaufwendungen 
Abschreibungen und 
Wertberichtigungen 
Zinsen, soweit sie die 
Ertragszinsen übersteigen 
Steuern vom Einkommen, 
Ertrag und Vermögen 
Sonstige Aufwendungen 


Aufwendungen insgesamt 


Jahresgewinn 


Dividende 


38,2 
46,4 
17,2 


50,6 
0,3 


152,7 


17,8 


11+2v.H. 


vom 1.1. 
bis 
31.12.1958 


+13,9 
+ 02 


+15,3 
+30 
+2v.H. 


654 Heft 18 vom 20. September 1960 


renlieferungen und Leistungen um 3,5 Mio DM und die Forde- 
tungen an Konzernunternehmen um 3,4 Mio DM abgebaut 
wurden. Die flüssigen Mittel fielen um 6,2 Mio DM; anderer- 
seits stiegen die Darlehensforderungen um rd. 8,8 Mio DM. 


Auf das Grundkapital in Höhe von 156,6 Mio DM wurde 
eine weitere Rate von 11,3 Mio DM eingezahlt. Die noch aus- 
stehenden Anlagen belaufen sich nunmehr auf 11,2 Mio DM. 
Infolge der Berichtigungen bei den Beteiligungen und Wert- 
papieren konnten der gesetzlichen Rücklage rd. 16,9 Mio DM 
zugeführt werden. Die Wertberichtigungen erhöhten sich um 
netto 43,9 Mio DM und die Rückstellungen durch eine beson- 
dere Zuführung für Steuern um netto 15,5 Mio DM. Die Bilanz- 
struktur konnte durch den Abbau der langfristigen Verbind- 
lichkeiten um 25,5 Mio DM weiter verbessert werden; dem- 
gegenüber stiegen die kurz- und mittelfristigen Verbindlichkei- 
ten nur unwesentlich um 3,5 Mio DM an. 


Die Gewinn- und Verlustrechnung zeigt insgesamt ein An- 
wachsen des ausweispflichtigen Rohüberschusses um 7,0 Mio 
DM, obwohl vom Juli des Berichtsjahres an die Preußenelektra 
ihre Vertragspreise um etwa 1 v.H. ermäßigte. Sie gab damit 
den ihr von den Ruhrkohlen-Gesellschaften eingeräumten 
Mengenrabatt von 1,— DM je t Steinkohle an die Abnehmer 
weiter. Besonders stark stiegen die außerordentlichen Erträge 
durch freigewordene Rückstellungen aus den Auslandsver- 
pflichtungen, aufgelösten Wertberichtigungen, überbezahlten 
Pensionskassenbeiträgen und sonstigen Buchgewinnen. Infolge 
einer Lohnerhöhung weitete sich auch der Aufwand für die 
Personalkosten um 2 Mio DM aus. Bei annähernd gleichgeblie- 
benen Abschreibungs- und Zinskosten war die größte Steige- 
tung auf der Aufwandseite bei der Position „‚Steuern‘“ zu ver- 
zeichnen; hier wurden gegenüber dem Vorjahr rd. 13,9 Mio 
DM mehr aufgewendet. 


Der Jahresgewinn von 17,8 Mio DM ist maßgeblich durch 
die außerordentlichen Erträge beeinflußt worden. Die Tatsache, 
daß es sich nicht um ein durch den Betrieb verdientes Ergebnis 
handelt, wird auch dadurch deutlich, daß neben der gegenüber 
dem Vorjahr unveränderten Dividende in Höhe von 11 v.H. 
ein Bonus in Höhe von 2 v.H. ausgezahlt wurde. 


Die Zahl der am 31. Dezember 1959 im Unternehmen Be- 


'schäftigten belief sich auf 4521 Personen. 


Auch die Tochter- und Beteiligungsgesellschaften der Preu- 
Benelektra haben im zurückliegenden Geschäftsjahr im allge- 
meinen gute Ergebnisse aufzuweisen. Or 


Die Elektrowerke Aktiengesellschaft, Berlin, berich- 


‚ tet für das Geschäftsjahr 1959 über ein sehr zufriedenstellendes 
Ergebnis. Das Hauptgewicht der Gesellschaft liegt bei den Be- 


teiligungen. Sie verfügt über 49,67 v.H. des Grundkapitals der 
Braunschweigische Kohlen-Bergwerke, Helmstedt, und über 
8,75 v.H. des Grundkapitals der Berliner Kraft- und Licht 
(Bewag)-Aktiengesellschaft, entsprechend einem Nennwert von 
32,78 und 18,38 Mio DM. Infolge der Dividendenerhöhung bei 
den Braunschweigischen Kohlen-Bergwerken von 12 auf 13 
v.H. und der zusätzlichen Dividende bei der Bewag auf die jun- 
gen Aktien erhöhten sich die Beträge aus Beteiligungen um 
0,47 Mio DM gegenüber dem Vorjahr. 


Die Übertragungsanlagen der Gesellschaft in Bayern sind für 
die bayerische Landesvetsorgung eingesetzt. Umspannanlagen 
in Helmstedt und Braunschweig werden für den Stromaus- 
tausch zwischen der Preußenelektra und den Braunschweigi- 
schen Kohlen-Bergwerken benutzt. Außerdem verfügt das 
Unternehmen in Berlin über 110-kV-Freileitungen, die für 
Stromtransporte innerhalb Berlins von der Bewag benutzt 
werden. Der Stromtransport über diese Anlagen erhöhte sich 
im Berichtsjahr von 1899 Mio kWh auf 3110 Mio kWh. Der 
ungewöhnliche Anstieg ist hauptsächlich auf den geringeren 
Einsatz von Wasserkraftwerken im Berichtsjahr zurückzufüh- 
ren. 


1? 
Von den an die Firmen AEG und Babcock von der Studie: 
gesellschaft für Kernkraftwerke GmbH, Hannover, vergeb: 
nen Aufträgen zur Projektierung von Kernkraftwerken liege 
schon erste Arbeitsergebnisse vor. Man hofft, in zwei Jahre 
über baureife Entwürfe von Kernkraftwerken zu verfügen, di 
eine genaue Beurteilung der Wirtschaftlichkeit ermöglichen, 


Von der Europäischen Gesellschaft zur chemischen Aufarbe 
tung bestrahlter Kernbrennstoffe (Eurochemic) in Mol/Belgie 
wurde im Berichtsjahr zusammen mit der Bayernwerk Aktier 
gesellschaft, München, eine Aktie übernommen. Die Akt; 
lautet auf 50000 Rechnungseinheiten der EZU, das sind +« 
210000 DM. Die Gesellschaft, die von zwölf europäischen R« 
gierungen gegründet worden ist, verfügt über ein Kapital vo 
insgesamt 20 Mio Rechnungseinheiten. 


Auf der Aktivseite der Bilanz haben sich wesentliche Verät 
derungen gegenüber dem Vorjahr nicht ergeben. Die Sachaı 
lagen sind mit 15,2 Mio DM (im Vorjahr 14,8 Mio DM) undd 
Beteiligungen und andere Wertpapiere mit 62,8 Mio DM (ih 
Vorjahr 62,5 Mio DM) ausgewiesen. Die Summe des Anlag, 
vermögens beläuft sich auf 78,1, die des Umlaufvermögens aı 
10,9 Mio DM. Die Bilanzsumme ist mit 89,1 Mio DM ausg, 
wiesen. Das Grundkapital, das sich voll im Besitz der Vereinig, 
Industrie-Unternehmen Aktiengesellschaft (Viag), Berlir 
Bonn, befindet, ist mit 17 Mio DM unverändert geblieben. De 
freien Rücklagen wurden 2 Mio DM zugewiesen. Sie belaufe 
sich jetzt auf 12 Mio DM, während die gesetzlichen Rücklage 
20 Mio DM erreicht haben, Die Höhe der Rücklagen soll noc 
im laufenden Jahr eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmi 
teln ermöglichen. Das Kapital war nach der Währungs 
im Verhältnis 10:1 zusammengelegt worden. 


Der Reingewinn für das Geschäftsjahr 1959 von rd. 2,0 M 
DM gestattet zusammen mit dem Vortrag von 0,1 Mio DMd 
Ausschüttung einer Dividende von 12 v.H. Be) 


x 


Im Versorgungsgebiet der Überlandwerk Nord- Hannı 
ver Aktiengesellschaft, Bremen, ist die Konjunktur nic 
ganz so lebhaft verlaufen wie im übrigen Bundesgebiet. Di 
zeigt sich in einer Zuwachsrate der nutzbaren Abgabe ve 
7,4v.H. (im Vorjahr 7v.H.). DieÜberlandwerk Nord-Hannov 
AG, als Vertriebsgesellschaft des Zweckverbandes Stade, h 
1959 rd. 548,5 Mio kWh nutzbar abgegeben. Der größte T: 
davon entfällt mit 354,5 Mio kWh auf Wiederverkäufer ur 
industrielle Abnehmer. Die Steigerung betrug hier 5 v.I 
gegenüber dem Vorjahr. Die Talttabnehinde Br 12 v.H.ut 


‚die Kleinstabnehmer 3 v.H. mehr elektrische Arbeit abgenor 


men als im Vorjahr. Besonders günstig war die Entwicklur 
der Nachtstromabgabe, die sich um 44,4 v.H. erhöhte. Der A 
teil des Nachtstroms ist mit 2,6 Mio kWh im Vergleich zur G 
samtabgabe allerdings nicht bedeutend. Die Verluste konnt 
von 8,51 v.H. weiter auf 7,49 v.H. der Strombereitsteliuii ß 
senkt Werden, 


Die wachsenden Anforderungen der Abnehmer erfordert 
im Berichtsjahr wiederum eine erhebliche Bautätigkeit zut E 
weiterung und Verbesserung der Verteilungsanläsen. Es wu 
den 256 Leitungsabschnitte für 60, 20 ad 6 kV Bettiel 
spannung mit einer Gesamtlänge von rd. 197 km installie 
Außerdem wurden neue Gruppen- und Verbindungsleitung 
für 20 und 6 kV in einer Gesamtlänge von 54 km gebaut. L 
tungserneuerungen und Verktärkungen mußten ebenfalls in « 
heblichem Umfang durchgeführt werden. In 58 Ortsnetz 
wurden rd. 49 km Freileitungen und Kabel neu installiert, ui 
rd. 360 km Freileitungen und Kabel mußten in 172 Ortsnetz 
verstärkt werden. Vier Ortsnetze wurden neu übernommen. | 
Zusammenhang mit diesen Netzerweiterungen und -vetst: 
kungen sind 233 Umspannanlagen aufgestellt, 17340 Holzn 
sten eingebaut oder ausgewechselt und 3742 Hausanschlü: 
installiert worden. Außerdem wurden die Leitungsanlagen 2 
Straßenbeleuchtung um rd. 36 km erweitert. Auch auf dem € 


en der Fernmeldeanlagen wurde die Modernisierung fort; 
uhrt. 


ee 


» rege Bautätigkeit zeigt sich in der Bilanz des Elektri- 
tsverbandes Stade in Form von Anlagenzugängen in 
öhe von 15,4 Mio DM (im Vj.11,4 Mio DM). Von diesen In- 
titionen entfallen 4,2 Mio DM auf Transformatoren- und 
jaltanlagen, 3,2 Mio DM auf Hochspannungsleitungen und 
| Mio. DM auf Niederspannungsleitungen. Das Anlagever- 
ögen einschließlich der im Bau befindlichen Anlagen hat da- 
it einen Stand von 105,6 Mio DM erreicht. Die Beteiligungen 
"Höhe von 0,1 Mio DM sind das Grundkapital der Rad 
rk Nord- Hannover AG. Die Bilanzsumme ist mit 107,2 Mio 
M ausgewiesen. Das Kapital des Zweckverbandes ist von rd. 
5 um den steuerlich nicht abzugsfähigen Teil der LAG-Ver- 
ögensabgabe auf rd. 23,3 Mio DM vermindert worden. Die 
“neuerungsrücklage hat durch die Zuführung des Überschus- 
aus der Erfolgsrechnung rd. 2,3 Mio DM erreicht. Die Wert- 
engen sind mit 36,8, die Rückstellungen mit 12,2 und 
2 Verbindlichkeiten mit rd. 32,5 Mio DM ausgewiesen. Die 
srbindlichkeiten bestehen hauptsächlich gegenüber der Über- 
adwerk Nord-Hannover AG in Höhe von 32,3 Mio DM. Die 
imme der Erträge beläuft sich auf 7,5 Mio DM. 


Entsprechend der Art des Unternehmens weist die Bilanz der 
yerlandwerk Nord-Hannover AG außer einer geringfügigen 
teiligung kein Anlagevermögen aus. Die Bilanzsumme von 
„9 Mio DM besteht im wesentlichen aus Forderungen, davon 
ein 32,3 Mio DM an den Elektrizitätsverband Stade und 9,1 
io DM Liefer- und Leistungsforderungen. Das voll im Br 
z des Zweckverbandes befindliche Grundkapital ist mit 0,1 
io DM unverändert geblieben. Die Rückstellungen sind mit 
‚5 und die Verbindlichkeiten mit rd. 36 Mio DM ausgewie- 
1. Die Summe der Erträge beläuft sich bei unveränderten 
tompreisen auf 65,6 Mio DM, davon 65,0 Mio DM aus dem 
tomverkauf. Der Überschuß der Erfolgstechnung von td. 
) Mio DM wurde vertragsgemäß dem Zweckverband zuge- 
art. Bi 


= Y 
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DieRheinische EnergieAktiengesellschaft (Rhenag), 
SIn, berichtet für ihr 88. Geschäftsjahr vom 1. Januar 1959 
‚31. Dezember 1959 von einer zufriedenstellenden Entwick- 
18. Während bei der Gasabgabe eine Minderung um 3,5 v.H. 
igetreten ist, erhöhte sich die nutzbare Abgabe bei Strom um 
Ev.H. und bei Wasser um 10,8 v.H. Die nutzbare Abgabe an 
ktrischer Energie hat sich damit von 13,2 auf 14,4 Mio kWh 
1öhr. Die Erlöse aus dem Stromverkauf sind um 7,3 v.H. ge- 
egen. Diese im Vergleich zum mengenmäßigen Absatz ge- 
ige Erlössteigerung ist auf das Sinken der Durchschnitts- 
öse bei den Grundpreistarifen zurückzuführen. 


ber die Beteiligungsgesellschaften wird von einem im all- 
meinen günstigen Ergebnis berichtet. So konnte die Energie- 
sorgung Mittelrhein GmbH, Koblenz (Beteiligung der 
ag 26 v.H.), ihre Stromabgabe um 5 v.H. und ihren Gas- 
satz um 1,4 v.H. steigern. Die Rheinische Licht- und Kraft- 
tke GmbH, Brand bei Aachen (Beteiligung der Rhenag 
v. H.), steigerte ihren Stromverkauf um 7,2 v.H. Bei der 
t- und Kraftwerke Eschweiler-Stolberg GmbH, Esch- 
iler (Beteiligung der Rhenag 33,3 v.H.), betrug die Mehrab- 
be an elektrischer Energie 4,4 v.H.,an Gas 2,1 v.H. Die Gas- 
sellschaft Aggertal mbH, Gummersbach (Beteiligung der Rhe- 
5 50v. H.), verkaufte 0, 9 v.H. mehr Gas als 1958. Eine Stei- 
"ung der nutzbaren Sttomabgabe von 7,8 v.H. erzielte die 
einhessische Energie- und Wasserversorgungsgesellschaft 
H, Ingelheim/Rhein (Beteiligung der Rhenag 40 v. H.). Die 
isserabgabe stieg bei dieser Gesellschaftum9,8v.H., während 
“ Gasverkauf mit 3,1 v.H. rückläufig war. An der Energie- 
Eserversbrgungs- GmbH Alzey, ist die Rhenag mit 
.H. beteiligt. Die Abgabesteigerung betrug bei dieser 
sellschaft für Strom 9,1, für Wasser 9,5 und für Gas 4,2 v.H. 
© Gesellschaft weist für das Jahr 1959 erstmals einen Gewinn 
, der zur Abdeckung des Verlustvortrags verwendet wird. 
Ji e Gasversorgungsgesellschaft m.b.H., Euskirchen, an der 
‚Rhenag mit 29 v.H. beteiligt ist, konnte ihren Gasverkauf 
a v.H. steigern. Seit der Gründungi im Jahr 1949 wird diese 


Gesellschaft erstmalig einen Gewinn ausschütten. Die Westgas 
Aachen GmbH, Würselen (Anteil der Rhenag 39 v.H.), steigerte 
ihren Gasverkauf um 2,3 v.H. Der Gewinn wird zur Abdek- 
kung des Verlustvoftrags verwendet. Bei der Gasversorgung 
Westerwald GmbH, Höhrt-Grenzhausen (Rhenag-Anteil 50 
v.H.), konnte dutch eine Gasabgabesteigerung von 12v.H. die 
Ertragslage verbessert werden. Der Verlustvortrag ist nun 
ausgeglichen. Die Gasversorgungsgesellschaft mbH im Land- 
kreis Köln, Köln-Matienburg, wurde 1956 mit einem Rhenag- 
Anteilvon26,1v.H.gegründet. Diese Gesellschaft befindet sich 
noch im Ausbau. Es konnte eine Steigerung des Gasverkaufs um 
42,2 v.H. erzielt werden. Die zum wirtschaftlichen Betrieb 
dieser Gesellschaft notwendige Abnehmerzahl ist noch nicht 
erreicht. Der Verlust hat sich gegenüber dem Vorjahr verrin- 
gett. 

An der Bergische Gas- und Wasser GmbH, Wipperfürth, ist 
die Rhenag mit 40 v.H. beteiligt. Bei dieser Gesellschaft ist 1956 
durch Abschreibungen nach $ 36 IHG ein Verlustvortrag ent- 
standen, der seitdem durch jährliche Gewinne abgetragen wird. 


Der Gasverkauf ist um 16,4 v.H. gestiegen, der Wasserverkauf © 


vertingerte sich um 0,6 v.H. Die Rhenagbau GmbH, Köln- 
Matienburg (Beteiligung 74 v.H.), dient lediglich der Grund- 
stücksverwaltung im Geschäftsbereich der Rhenag. Durch be- 
sondere Verträge mit der Rhenag verbunden ist die Südhes- 
sische Gas und Wasser AG, Darmstadt. Die Absatzsteigerung 
dieses Unternehmens betrug bei Gas 1,7 und bei Wasser 
19,8 v.H. 


Über das laufende Geschäftsjahr wird von einer bisher zu- 
friedenstellenden Entwicklung berichtet. Während 1959 der 


Geschäftsbereich der Rhenag nur geringfügig erweitert werden. 


konnte, wurde ab 1. Januar 1960 die Gasvetsorgung der Rhei- 
nisch-Westfälisches Elektrizitätswerk AG, Essen, pachtweise 
übernommen. Es handelt sich um die Gasversorgung der Ge- 
meinden Betzdorf, Bottrop, Büderich, Godesberg, Hemer, 
Reisholz, Dülken und Weidenau mit einer Gesamteinwohner- 
zahl von 270000. 


Das Anlagevermögen weist Zugänge in Höhe von 4,8 Mio 


DM aus, die im wesentlichen auf Speicher- und Verteilungsan- 


lagen entfallen. Der Bruttowert des Anlagevermögens erreicht 


damit 73,5 Mio DM. Die Beteiligungen sind mit 6,3 Mio DM 
ausgewiesen. Zuzüglich des Umlaufvermögens in Höhe von 
18,0 Mio DM ergibt sich eine Bilanzsumme von 99,4 Mio DM. 
Das Grundkapital hat sich dutch Wandlung von Teilschuldver- 
schreibungen um 0,2 Mio DM auf 13,1 Mio DM erhöht. Die 
Wertberichtigungen auf das Anlagevermögen erreichten einen 
Stand von 42,6 Mio DM. Die Rückstellungen sind mit 6,8, 
mittel- und langfristige Verbindlichkeiten mit 25,3, andere Ver- 
bindlichkeiten mit 5,6 Mio DM ausgewiesen. 


Die Verbesserung des Jahtesertrages gemäß $ 132 AktG 
(14,6 Mio DM) beknbt auf Umsatzsteigerungen und auf Tarif- 
erhöhungen sowie auf Auswirkungen früher vorgenommener 
Investitionen. Der Gewinn des Geschäftsjahres einschließlich 
Vortrag beträgt rd. 1,6 Mio DM. Daraus wird eine Dividende 
von 12 v.H. ausgeschüttet. 


Hauptaktionäre der Rhenag sind die Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk AG, Essen, und die Thüringer Gasgesell- 
schaft, Köln. Bi 


Die Bayerischen Elektrizitäts-Werke, München, ha- 
ben in ihrem 61. Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 
1959 ein gutes Ergebnis erzielt. Die Stromabgabe im Versor- 
gungsgebiet dieses Unternehmens erhöhte sich um 10,1 v.H.; 
sie betrug 111,2 Mio kWh. Auf die einzelnen Abnehmergrup- 
pen hat sich der Zuwachs unterschiedlich verteilt. Die indu- 
striellen Großabnehmer nahmen 11 v.H. mehr elektrische Ener- 
gie ab als im Vorjahr. Bei den gewerblichen Abnehmern betrug 
der Zuwachs 5,5, bei den landwirtschaftlichen Betrieben 8 und 
bei den Haushaltungen 12,4 v.H. Bei den industriellen Abneh- 
mern wird besonders vermerkt, daß der Leistungsbedarf stärker 
angestiegen ist als der Arbeitsbedarf. Diese Entwicklung wird 
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hauptsächlich auf die Verkürzung der Arbeitszeit zurückge- 
führt. Eine Verschlechterung der Jahresbenutzungsdauer und 
damit der Ausnutzung der Anlagen ist die Folge. Seit 1950 ist 
die nutzbare Stromabgabe um 137 v.H. gestiegen. Die Strom- 
preise blieben im Berichtsjahr im wesentlichen unverändert. 
Wegen Vertragsablaufs mußte die Versorgung einer Stadt auf- 
gegeben werden. Verträge mit anderen städtischen Gemeinden 
wurden erneuert oder neu abgeschlossen. 


Die Investitionen im Anlagevermögen von rd. 4 Mio DM 
betreffen Erweiterungen von Schalt- und Umspannanlagen in 
Verteilungsschwerpunkten sowie den Ausbau von Mittelspan- 
nungsnetzen und Niederspannungsanlagen. Das Anlagevermö- 
gen ist mit 44,1 Mio DM ausgewiesen. Die Bilanzsumme be- 
trägt 59,9 Mio DM. Die Aufwendungen haben hauptsächlich 
im Hinblick auf die vorgesehene Kapitalerhöhung aus Gesell- 
schaftsmitteln zugenommen. Der größte Teil des Zuwachses 
von 7,5 Mio DM entfällt dabei auf die Zuführung zur Rücklage 
für Kapitalerhöhungen mit 4,6 Mio DM. Die Vermögensabgabe 
beträgt 1,3 Mio DM, die Steuern haben ebenfalls um 1,3 auf 5,8 
Mio DM zugenommen. Die außerordentlichen Erträge von 4,7 
Mio DM sind aus dem bei der Abgabe von Versorgungsanlagen 
entstandenen Sondergewinn, aus der Auflösung von Wertbe- 
richtigungen des Material- und Wertpapierbestandes sowie aus 
Kursgewinnen beim Verkauf von Wertpapieren entstanden. 
Ferner wurden aus der Auflösung von Wertberichtigungen 1,4 
Mio DM und aus der Auflösung von Rückstellungen 1,3 Mio 
DM frei. Von diesen een Erträgen den der 
Rücklage für Kapitalerhöhung 5,5 Mio DM und der freien 
Rücklage 0,1 Mio DM zugeführt. Das Aktienkapital von bisher 
5,5 Mio DM wird danach im Verhältnis 1:2 auf 16,5 Mio DM 
erhöht. Auf das erhöhte Aktienkapital wird eine Dividende von 
8 v.H. ausgeschüttet. Bi 


Bilanz (in Mio DM) 


31. De- 


ar SVieran- 


zember de 
1959 erungen 

Aktiva 
Grundstücke und Gebäude 5,4 SEM — 0,3 
Maschinen und 

Verteilungsanlagen 34,6 34,7 — 0,1 
Beteiligungen SL 3 + 0,6 
Im Bau befindliche Anlagen 0,4 0,3 + 0,1 
Anlagevermögen insgesamt 44,1 43,8 + 0,3 
Vorräte 1,0 07 + 0,3 
Wertpapiere 11,6 6,8 + 4,8 
Forderungen 2,1 19 + 0,2 
Flüssige Mittel a 1,6 — 0,5 
Umlaufvermögen insgesamt 15,8 11,0 + 4,8 
Rechnungsabgrenzung 0,0 0,1 — 0,1 
Summe der Aktiva 59,9 54,9 + 5,0 
Passiva | 
Grundkapital 955 5,5 22.0:0 
Rücklage für Kapitalerhöhung 

aus Gesellschaftsmitteln 11,0 1x5 + 9,5 
Gesetzliche Rücklage 1,5 5,5 — 4,0 
Freie Rücklage 132 1,1 + 0,1 
Erneuerungsrücklage 2,0 2,0 + 0,0 
Vermögensabgabe zum 

Lastenausgleich 13 0,0 + 1,3 
Wertberichtigungen 30,1 52,1 — 2,0 
Rückstellungen 4,0 4,4 — 0,4 
Verbindlichkeiten 1,8 1,9 — 0,1 
Rechnungsabgrenzung 0,1 0,1 + 0,0 
Gewinn einschl. Vortrag 1,4 0,8 + 0,6 
Summe der Passiva 59,9 54,9 + 5,0 


Aufwendungen 


Löhne und Gehälter einschl, 
sozialer Aufwendungen und 


Beiträge an Berufsvertretungen DIE 269 + 0,0 
Abschreibungen 22 2,4 — 02 
Rücklage für Kapitalerhöhungen 

aus Gesellschaftsmitteln 5,5 0,9 + 4,6 
Freie Rücklage 0,1 0,2 — 01 
Vermögensabgabe #3 0,0 + 1,3 
Steuern 5,8 4,5 2 1% 
Gewinn einschl. Vortrag 1,4 0,8 + 0,6 
Summe der Aufwendungen 1952 11,2 B: 
Erträge 
Ertrag gem. $ 132 AktG 10,8 10,1 +07 
Ertrag aus Beteiligungen 0,2 0,1 + 0,1 
Zinserträge 0,8 0,6 +02 
Außerordentliche Erträge i 4,7 0,1 + 46 
Entnahmen aus Wert- : Se 

berichtigungen 1,4 0,0. 1 14 
Auflösung von Rückstellungen 1,3 0,8 +0, 
Summe der Erträge 12 108 -F 7,5 


% | 

Als Folge der starken Trockenheit in der Mitte des vergang 

nen a ist die Stromerzeugung in den Kraftwerken < 

Bayerische Wasserkraftwerke AG, München, um 17 

v.H. gegenüber dem Vorjahr gefallen. Die nutzbare Ei; 
betrug 378 Mio kWh. 


Die Bauarbeiten am Zwischenspeicherwerk Dornall i 
Schongau mit der Speicherstufe 6 konnten Ende des Jahres - 
geschlossen werden. Einschließlich der Inbetriebnahme die: 
Anlagen verfügt die Gesellschaft gegenwärtig über elf eige 
Kraftwerke mit einer installierten Maschinenleistung von ! 
MW. Es ist damit zu rechnen, daß die Stufe 6 die Wirtscha 
lichkeit im Jahr 1960 erheblich verbessern wird. Unter Z 
grundelegung einer normalen Wasserdarbietung erwartet mı 
eine Steigerung der Erzeugung um 100 Mio kWh Starklast. 


Die Zugänge zum Sachanlagevermögen belaufen sich a 
brutto 20,4 Mio DM. Der überwiegende Teil entfällt hierv 
auf die Zwischenspeicherstufe Dornau. Verschiedene Kra 
werke wurden auf selbsttätigen Betrieb umgestellt. Beim U: 
laufvermögen fällt besonders die Erhöhung der Bankguthab 
um rd. 7,6 Mio DM für die Restzahlungen der Bauarbeiten 
der Stufe 6 ins Auge. Zur Finanzierung wurde Anfang 1959, 
einer Zeit niedriger Kapitalmarktzinsen, ein langfristiges D: 
lehen aufgenommen. Mit der Aufnahme dieses Darlehens 
höhten sich die langfristigen Schulden um 70 Mio DM; glei 
zeitig konnten dadurch eine Umschuldung sowie eine Ablösu 
von teuren Krediten vorgenommen werden. Die insgesamt 
zielte Zinssenkung wird das Kostenbild auf lange Sicht wesei 
lich verbessern helfen. Das Verhältnis zwischen eigenen u 
fremden Mitteln konnte durch Zuweisung von rd. 5 Mio D 
zut freien Rücklage, die im wesentlichen aus dem Buchgewi 
bei der Ablösung der Kreditgewinnabgabe stammen, verbess: 
werden. 


In der Gewinn- und Verlustrechnung konnten auf der A 
wandseite fast alle Posten mit Ausnahme der Steuern geser 
werden. Bei gleichzeitiger leichter Erhöhung der Strometträ 
ermöglichte der Jahresgewinn in Höhe von 2,1 Mio DM : 
Ausschüttung einer Dividende von 7 v.H. (im Vorjahr 5, 5y.l 
auf das dividendenberechtigte Grundkapital in Höhe von 
Mio DM. 
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rtschaft: 


"Die gleiche Zuwachsrate, wie sie sich für die Abgabe an 
Letztverbraucher aus dem öffentlichen Netz im Bundesgebiet 
‚m Jahr 1959 mit 11,1 v. H. errechnet, hatauch die Badenwerk 
AG, Karlruhe, im zurückliegenden Geschäftsjahr erzielt. 
An dem Zustandekommen dieser Zunahme waren die einzelnen 
Monate des Jahres recht unterschiedlich beteiligt. Während die 
Abgabe in der ersten Jahreshälfte unter dem Vorjahrswert 
Jlieb, setzte im zweiten Halbjahr eine starke Belebung ein, die 
las Bild völlig wandelte. Im vierten Quartal wurde beispiels- 
weise eine Steigerung von 24,3 v. H. gegenüber dem gleichen 
Zeitraum des Vorjahrs erreicht. 


- Die gesamte Stromabgabe betrug 2806 Mio kWh. Die Strom- 
seschafftung belief sich auf 3261 Mio kWh; hiervon wurden 
1594 Mio kWh in eigenen und teileigenen Kraftwerken erzeugt 
and 1667 Mio kWh von fremden EVU bezogen. Bei einer 
Jahrteshöchstlast von 663 MW konnte die Jahresbenutzungs- 
dauer auf 4919 h gegenüber 4730 h im Jahr 1958 verbessert 
werden. ° 


Infolge der geringen Wasserdarbietung ist die Erzeugung in 
den Wasserkraftwerken zurückgegangen. Dieser Anteil, der im 
Vorjahr noch 23 v. H. ausmachte, betrug nunmehr noch 16 v.H. 
Gerade zur rechten Zeit konnte der 100-MW-Block im Rhein- 
aafen-Dampfkraftwerk in Betrieb genommen werden, um die 
verstärkten Bedarfsanforderungen in der zweiten Jahreshälfte 
zu befriedigen. 


Der zusammen mit schweizerischen Stellen geplante Ausbau 
and Neubau von Wasserkraftwerken am Oberrhein machte gute 
Fortschritte. Von staatlicher Seite sind die Projekte bereits ge- 
aehmigt bzw. ist ihre Bewilligung in Kürze zu erwarten. Der 
Stromaustausch mit der Schweiz wurde weiter intensiviert; 
durch Stromlieferungen konnte dabei das Rheinhafen-Dampf- 
kraftwerk wirtschaftlicher ausgenutzt werden. 


Ende des Berichtsjahrs wurden die Aktiven und Passiven der 
1956 erworbenen Elektrische Überland-Zentrale Oberhausen 
AG in die Bilanz übernommen. Die Zahl der Tarifabnehmer 
beträgt gegenwärtig rund 264000 in 663 B-Gemeinden. 


_ Unter Berücksichtigung der von der aufgelösten Tochterge- 
sellschaft übernommenen Anlagen mit einem Anschaffungswert 
von 13,8 Mio DM sind an Bruttozugängen zum Anlagevermö- 
gen rund 60 Mio DM zu verzeichnen. Durch Einbuchen des 
fertiggestellten dritten Bauabschnitts im Rheinhafen-Dampf- 
kraftwerk auf die einzelnen Anlagenpositionen ist namentlich 
der Posten „im Bau befindliche Anlagen und Anzahlungen« um 
brutto 32,4 Mio DM zurückgegangen. Den stärksten Zugang 
hat die Position,, Maschinen und maschinelle Anlagen“ mit brutto 
52,5 Mio DM aufzuweisen. Der Posten „Leitungsnetz und Ab- 
nehmeranschlüsse““ stieg um brutto 24,1 Mio DM. 


Das Umlaufvermögen hat sich um insgesamt 6,2 Mio DM 
erhöht, wobei insbesondere die Forderungen infolge des ge- 
stiegenen Umsatzes um 8,7 Mio DM anwuchsen. 


Zur Finanzierung der Investitionen standen dem Badenwerk 
tund 37 Mio DM aus Abschreibungen zur Verfügung. Die ge- 
plante Konvertierung der 8%igen Teilschuldverschreibungs- 
anleihe von 1953 konnte wegen der im Herbst des vergangenen 
Jahres eingetretenen Unsicherheit am Kapitalmarkt nicht durch- 
geführt werden. Infolgedessen war das Badenwerk genötigt, 
zum Rückkauf der gekündigten Anleihe vorübergehend kurz- 
fristige Bankmittel in Anspruch zu nehmen. ‚Die kurz- und 
mittelfristigen Verbindlichkeiten haben sich deshalb in der Bi- 
lanz um 26,6 Mio DM erhöht. Der ausgewiesene Übergangs- 
kredit in Höhe von rund 15 Mio DM wurde inzwischen getilgt. 
Die langfristigen Verbindlichkeiten stiegen um 21,5 Mio DM. 
Dies ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, daß nunmehr 
die Entschädigungsansprüche für ausländische Anleihen, die 
bisher unter den Rückstellungen ausgewiesen waren, gesetzlich 
geklärt sind und diese Schulden unter die Verbindlichkeiten 
aufgenommen werden konnten. Die Rückstellungen ermäßigten 
jich deshalb sehr stark um 36,2 Mio DM. 


Der Bruttoumsatz des Stromverkaufs liegt bei rund 201 
Mio DM. Der Rohüberschuß wurde mit 831 Mio DM angegeben. 
Bei den Aufwendungen weiteten sich vor allem die Abschtei- 
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Bilanz (in Mio DM) 


Sl 31; 
Dezember| Dezember 
1958 


1959 


Aktiva 


Ausstehende Einlagen auf das 
Grundkapital 


Grundstücke und Gebäude 

Maschinen und maschinelle 
Anlagen 

Leitungsnetz und 
Abnehmeranschlüsse 

Sonstige Sachanlagen 

Im Bau befindliche Anlagen 
und Anzahlungen 

Beteiligungen und Rechte 


Anlagevermögen insgesamt 


Vorräte 
Wertpapiere 
Forderungen 
Flüssige Mittel 


Umlaufvermögen insgesamt 
Aktive Rechnungsabgrenzung 


Aktiva insgesamt 


Passiva 

Grundkapital 100,0 100,0 20,0 
Rücklagen 3152 30,6 + 0,6 
Wertbetichtigungen 250,7 216,8 + 33,9 
Anschlußpreise und 

Baukostenzuschüsse 15,9 13,6 + 2,3 
Rückstellungen 36,9 73,1 — 36,2 


Langfristige Verbindlichkeiten 
Kurz- u. mittelfristige 


Verbindlichkeiten 43,9 27,3 + 16,6 
Passive Rechnungsabgrenzung 1,2 1,9 — 0,2 
Gewinn 11,2 OHURERE 
Passiva insgesamt 624,4 582,9 + 41,5 


Erträge 


Rohüberschuß gem. $ 132 
Il/1 AktG +3,0 
Sonstige Erträge en 


Erträge insgesamt 


Aufwendungen 


Personalaufwendungen + 10 
Abschreibungen + 5,8 
Steuern und Abgaben — 0,8 
Sonstige Aufwendungen — 25 
Zuführung zur Rücklage — 3,9 
Aufwendungen insgesamt — 0,4 
Jahresgewinn + 3,1 
Dividende 10+1v.H. 9v.H. |+2v.H 


bungen um 5,8 Mio DM auf 36,9 Mio DM aus. Der freien Rück- 
lage wurden 0,9 Mio DM zugeführt, so daß diese Bilanzposition 
20 Mio DM, entsprechend 20 v.H.des Aktienkapitals, erreichte. 

Der ausgewiesene Jahresgewinn in Höhe von 11,1 Mio DM 
wurde zur Zahlung einer Dividende von 10 v. H. plus einem 
Bonus von 1 v. H. auf das Aktienkapital von 100 Mio DM ver- 
wendet. Der Beschäftigtenstand belief sich am 31. Dezember 
1959 auf 1966 Angestellte und Arbeiter. Ot 


DK 622.33(4):338.97 


Über die Lage im Kohlenbergbau in den 
OEEC-Mitgliedsländern 


In einem kürzlich veröffentlichten Bericht des Kohleaus- 
schusses der OEEC!) wird auf die kritische Lage im Kohlen- 
bergbau, die auf das übermäßige Angebot gegenüber der Nach- 
frage zurückzuführen ist, ausdrücklich hingewiesen. Die Über- 
sättigung des Kohlenmarkts, die über zwei Jahre angehalten 
hat, steht, wie der Ausschuß darlegte, in schroffem Gegensatz 
zu der Knappheit, die, von einigen wenigen kurzfristigen Aus- 
nahmen abgesehen, von 1945 bis 1957 spürbar wurde. Diese 
manchmal akute Mangellage und ihr Fortdauern hatten zu dem 
Schluß geführt, daß die Energiewirtschaft der westeuropäi- 
schen Länder in den nächsten 15 bis 20 Jahren im Zeichen einer 
stetigen Erhöhung des Kohlebedarfs stehen würde. 


Diese Lage hat sich nunmehr vollkommen geändert und ist 
durch ein Überangebot und ein noch nicht dagewesenes An- 
wachsen der Kohlenhalden gekennzeichnet, die von 16 Mio t 
im Dezember 1957 auf 68 Mio t im Dezember 1959 zunahmen. 
Diese Ziffer besagt von sich aus bereits genug, um die Schwere 
der Krise, der sich der Kohlenbergbau gegenübersieht, zu do- 
kumentieren. In den beiden Jahren 1958 und 1959 ging der 
Kohleverbrauch der OEEC-Mitgliedsländer um ungefähr 62 
Mio t, d.h. annähernd 6 v.H. jährlich zurück, und die Verbrau- 
chervorräte, die sich im allgemeinen im umgekehrten Verhält- 
nis zu den Vorräten der Erzeuger entwickeln, nahmen von 42 
Mio tim Dezember 1957 auf 33 Mio tim Dezember 1959 ab. 


Der radikale Wandel auf dem Kohlenmarkt im Laufe der 
letzten beiden Jahre veranlaßte den Kohleausschuß, nach den 
Ursachen zu suchen. Er ist der Auffassung, daß die gegenwär- 
tige Rezession im Kohlenbergbau auf strukturelle Faktoren zu- 
rückzuführen ist, wenn auch gleichzeitig konjunktur-politische 
Faktoren im Zusammenhang mit der Rezession von 1958 so- 
wie die außergewöhnlichen Witterungsverhältnisse in gewissem 
Umfang dazu beigetragen haben. Nach den vom Sckretariat an- 


gestellten Berechnungen erklärt sich der im Jahr 1958 verzeich- 


nete Rückgang der Nachfrage nach Kohle um 38 Mio t aus dem 
Rückgang der industriellen Tätigkeit (11 Mio t), dem Übergang 
von der Kohle zum Öl (12 Mio t), einem höheren Nutzeffekt 
(6 Mio t), dem milden Winter (5 Mio t) sowie aus den besonders 
günstigen Verhältnissen für die Stromgewinnung aus Wasser- 
kraft (4 Mio t). Die Nachfrage nach europäischer Kohle war 
darüber hinaus auch durch die Einfuhr aus Ländern außerhalb 
des OEEC-Raums beeinträchtigt. 


Trotz großer Schwierigkeiten beim Absatz der Produktion 
scheute der Kohlenbergbau keine Anstrengungen, um die För- 
derung 1958 aufrechtzuerhalten, so daß die Förderung der 
OEEC-Länder insgesamt lediglich um 2 v.H. zurückging. Im 
Jahr 1959 zwang jedoch das Anwachsen der Kohlenhalden die 
Erzeuger, die Förderung um weitere 4,6 v.H. einzuschränken. 


Im Jahr 1959 unternahmen mehrere Länder Schritte, um die 
Förderung mit der Nachfrage in Einklang zu bringen, wie bei- 
spielsweise durch Einführen von Kurzarbeit, Einstellungsstopp 
sowie durch die Tendenz, keinen Ersatz für ausscheidende 
Grubenarbeiter zu schaffen. Dies führte vom Januar 1958 bis 
Ende Dezember 1959 zu einer Einschränkung um 140000 Un- 
tertagearbeiter aus einer registrierten Gesamztahl von 1200000. 


Die gleichen Jahre (1958 und 1959) zeigten ferner eine Zu- 
nahme der Förderung je Untertageschicht im europäischen 
Kohlenbergbau (um 18,6 v.H. in der Montanunion und 10,8 
v.H. im Vereinigten Königreich). 


Über die Kurzarbeit und den Neueinstellungsstopp hinaus, auf 


die bereits Bezug genommen wurde, wären noch folgende, 


allerdings nicht von allen Erzeugerländern einheitlich ange- 
wendeten Maßnahmen zu erwähnen: Drosselung der Einfuhr 
aus den Vereinigten Staaten, Senkung der Kohlenpreise, zu- 
sätzliche Steuern für Heizöl, Stillegung bestimmter Randzechen 
und Einfrierung der Kohlenhalden. 


1) The Coal Industry in Europe. The situation in 1958 and 1959 and 
outlook on future trends. OEEC-Bericht CO (60) 2, Größe 15,5x 24 
cm, 120 S. Brosch. 4,30 DM 
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Die Einfuhr aus den Vereinigten Staaten ging von 44 Mio | 
im Jahr 1957 auf 17 Mio t im Jahr 1959 zurück. 


Ungeachtet dieser Maßnahmen und im Gegensatz zu dem ir 
den anderen Sektoren der Wirtschaft verzeichneten günstigerer 
Trend waren auf dem Kohlenmarkt auch noch zu Beginn de 
Jahres 1960 nur geringe Anzeichen für eine Besserung sichtbar 
Der Kohleausschuß prüfte deshalb, ob die früheren Voraus 
schätzungen über den künftigen Kohlebedarf nicht vollständi; 
revidiert ar sollten. Der Ausschuß ist nun der Auffassung 
daß sich die Nachfrage im Jahr 1960 auf dem gegenwärtigen 
Niveau stabilisieren dürfte. Daraus folgt aber nicht, daß es in 
Jahr 1960 zwangsläufig zu einem Gleichgewicht zwischen An 
gebot und Nachfrage kommt. Dies wird von dem Ergebnis de: 
Maßnahmen abhängen, die die Erzeuger in den verschiedener 
Ländern zur Angleichung der Förderung ergreifen; ein weite 
res Anwachsen der Halden dürfte deshalb 1960 unvermeidlich 
sein. 


Hinsichtlich des voraussichtlichen Trends bis 1965 besteh 
kein Grund zu der Annahme, daß die Kohlennachfrage, ver 
glichen mit dem Jahr 1959, zurückgeht. Die industrielle Tätig 
keit erholt sich bereits nach der jüngsten Flaute, und falls dies: 
Expansion anhält, wie zu hoffen ist, so kann damit gerechne 
werden, daß der Stand der industriellen Tätigkeit im Jahr 196: 
beachtlich höher sein wird als jetzt; dies würde eine entspre 
chend höhere Energienachfrage in der einen oder anderer 
Form mit sich bringen. 


Auf Grund der offensichtlichen Tendenz, andere Brenn 
und insbesondere Öl zu verwenden, wäre zu erwarten, daß eit 
Hauptteil der Steigerung des Energiebedarfs auf Brennstoffe 
die keine Kohle sind, entfallen wird. Obgleich jedoch der rela 
tive Anteil der Kohle an dem gesamten Brennstoffbedarf zu 
rückgehen wird, wie es bereits seit vielen Jahren der Fall ist 
ee der absolute Kohlebedarf zumindest so EroB. bleiben ı wi 
jetzt, wenn nicht sogar noch wachsen. 


i 

Wenn die Kohle zu annehmbaten, d.h. wettbewerbstaiiln 
Preisen in fairer Konkurrenz gefördert wird, so wird sie in der 
kommenden Jahren weiterhin große Märkte für sich in An 
spruch nehmen. Die Losung muß deshalb eine leistungsfähig: 
Produktion (mehr als Produktion um jeden Preis) und ein. 
Konzentration auf die wirtschaftlicheren Zechen sein. Die 
wird den Weg zu einer Reorganisation des europäischen Koh 
lenbergbaus eröffnen, die die Schließung einer Reihe von Rand 
zechen und manchmal auch die Einstellung des Abbaus be 
stimmter Flöze zur Folge haben wird, wenn er sich als zu schwie 
rig erwiesen hat. 


Hierbei besteht die Gefahr, daß die Produktion und insbe 
sondere die Produktionskapazität mehr als notwendig verrin 
gert wird, was zu einem Wiederauftreten des Kohlenmangel 
führen könnte; denn die Stillegung eines Grubenbetriebes is 
eine Maßnahme, die nicht wieder rückgängig gemacht werde: 
kann. Aus diesem Grund ist der Ausschuß der Meinung, dal 
diese Maßnahmen von Zeit zu Zeitim Hinblick auf die jüngste: 
Tendenzen überprüft werden sollten. Dabei muß jedoch nich 
in jedem Fall von der Annahme ausgegangen werden, daß di 
Lage sich verschlechtert; aber die Prüfung muß von dem festei 
Entschluß getragen sein, einem solchen Geschehen dadutrcl 
Einhalt zu gebieten, daß die Wettbewerbsfähigkeit der Kohl 
mit jeder nur möglichen Beschleunigung verstärkt wird, ohn 
dabei die Arbeiter zu großen Härten auszusetzen. In einer lohr 
intensiven Industrie wie dem Kohlenbergbau, die eine seht et 
hebliche Zahl von Arbeitskräften beschäftigt (die Lohnkoste: 
machen etwa 60 v.H. der Produktionskosten aus), werfen di 
Kurzarbeit sowie die Schließung von Zechen schwerwiegend 
soziale Probleme sowohl für die Arbeiter als auch für die i 
Frage stehenden Gebiete auf. 


Solange die Möglichkeit besteht, die Arbeiter in anderen Ir 
dustrien wieder unterzubringen, ist das Problem nicht unlösbat 
in Bergbaugebieten jedoch, wo das Wirtschaftsleben sich au: 
schließlich auf die Kohle konzentriert, könnte sich eine Un 
siedlung als schwierig erweisen, und so dürfte es erforderlic 
werden, neue Industrien aufzubauen. 


Zusammenfassend schließt der Ausschuß seinen Bericht mit 
ıem Anhang, in dem der Trend des Kohlenverbrauchs in den 
chsten Jahren nach Sektoren untersucht wird. Aller Wahr- 
heinlichkeit nach werden bestimmte Sektoren, bei denen es 
h um Großverbraucher handelt, wie beispielsweise die Fisen- 
d Stahlindustrie und die Wärmekraftwerke, in den kommen- 
n Jahren mehr Kohle verbrauchen. In bestimmten anderen 
ktoren, wie beispielsweise bei der Eisenbahn und den Gas- 
rken, wird die merkliche, wenn auch nur allmählich stei- 
nde Tendenz zur Lösung von der Kohle anhalten. In anderen 
dustrien — und auf dem Haushaltsektor, wo der Wettbewerb 
rischen Kohle- und Erdölerzeugnissen besonders scharf ist — 
td die Nachfrage hauptsächlich von den Preisen, aberauch von 
n Nutzungstechniken und Bequemlichkeitserwägungen be- 
mmt. 

Was die Tendenz der Nachfrage in den nächsten fünf Jahren 
trifft, so wandelt sich die Struktur des Brennstoffverbrauchs 
t Zeit so stark, daß die Vorausschätzungen nur Mutmaßun- 
n sein können. 


olgepflicht bei Straßenänderungen 
och zeitgemäß? DK 34: 625.76: 620.9 


„soweit sich verschiedene Verkehrswege, Verkehrsanlagen 
ler Versorgungsleitungen berühren oder kreuzen, gilt für die 
erteilung der daraus den jeweiligen Kostenträgern zufallenden 
erstellungs-, Veränderungs- oder Unterhaltungslasten das 
eranlassungsprinzip als allgemeiner Rechtsgrund- 
tz, es sei denn, daß eine abweichende Regelung ausdrücklich 
troffen worden ist.‘“ Den Nachweis für diesen allgemeinen 
schtsgrundsatz ergibt ein Vergleich mit verwandten Kosten- 
gelungen, die sich in Verträgen finden, die zwischen Straßen- 
wlastträgern, Straßenunterhaltungspflichtigen, Bundesbahn, 
ındespost sowie anderen Verkehrsunternehmen und Versor- 
ıingsbetrieben in den letzten Jahrzehnten abgeschlossen wor- 
n sind. Diese Feststellung stellt die Beantwortung der Frage 
ir, „wie die Kostenlast für die Herstellung, Veränderung und 
nterhaltung einerseits der öffentlichen Straße selbst, anderer- 
its der straßenverbundenen Beförderungsanlagen zur Zeit 
chtlich zwischen den Verkehrsunternehmern und den straßen- 
wpflichtigen Gebietskörperschaften verteilt ist.“ 


In einem kürzlich im Auftrag des Verbandes öffentlicher Ver- 
hrsbetriebe (VÖV) erstatteten Rechtsgutachten!) nehmen 
:of. Dr. Peters, Köln, und sein Assistent Dr. Salzwedel zu dieser 
age — soweit dem Rezensenten bekannt — erstmalig um- 
ssend und rechtssystematisch Stellung. Wenn auch die Frage- 
ellung, die dem Rechtsgutachten zugrunde liegt, sowie der 
itel der Untersuchung deren Beschränkung auf die die Ver- 
hrswirtschaft betreffenden Probleme anzudeuten scheinen, so 
gibt doch ein näheres Studium, daß das Gutachten in seinen 
usführungen — insbesondere soweit sie sich auf die Kosten- 
tteilungsprinzipien und damit das Veranlassungsprinzip be- 
ehen— von gleicher Bedeutung für die Versorgungswirtschaft 
t, auf deren Verträge die Untersuchungen gerade in den ge- 
innten Abschnitten ausdrücklich ausgedehnt werden. 


Das Rechtsgutachten geht in seinem Eingang zunächst auf 
e tatsächlichen und rechtlichen Grundlagen der zwischen 
taßenbaulastträgern und Verkehrsunternehmen bestehenden 
echtsbeziehungen näher ein und zeigt die besonderen Probleme 
if, die sich gerade in den letzten Jahren daraus ergeben haben, 
ıB die zugrunde liegenden Verträge zum Teil über 50 Jahre alt 
nd, während andererseits die zunehmenden Straßenausbau- 
aßnahmen Änderungen der Verkehrsanlagen in bisher nicht 
"kanntem Umfang verursachen. Die Verfasser geben einen 
berblick über die Entwicklung der zwischen den Straßenbau- 
stträgern und den Verkehtsunternehmen abgeschlossenen Be- 
itzungsverträge, die um so bemerkenswerter für die Versor- 


ıngsunternehmen ist, als auch dort eine Parallelentwicklung 
0 


2) „Die Kostenverteilung zwischen Straßenbaulastträgern und 
fentlichen Verkehrsunternehmern‘‘, Grundfragen des Personenbe- 
tderungs- und Wegerechts. DIN A 5, 146 S. Erich Schmidt-Verlag, 
etlin 1960. Broschiert 11,80 DM 


stattgefunden hat. Das zeigen die Feststellungen, die das Rechts- | 


gutachten zu den „älteren Verträgen“ trifft, indem es mit Recht 
„Mangel an Klarheiten‘ beklagt und insbesondere eine ‚„er- 
schöpfende Behandlung der Kostentragung‘‘ hierbei vermißt. 


Peters und Salzwedel erörtern dann weiter unter der Über- 
schrift „Kostenverteilungsprinzipien — Die Anwendung des 
Veranlassungsprinzips — Das Veranlassungsprinzip als allge- 
meiner Rechtsgrundsatz‘‘ die Grundsätze, nach denen die Ko- 
stenlast zwischen Straßenbaulastträgern und Verkehrsunter- 
nehmern „vernünftigerweise verteilt werden können‘. Dabei 
gehtes den Verfassern insbesondere um das Kernproblem, wer die 
Kosten der Verlegung von Anlagen der Verkehrswirtschaft, 
die auf Straßenbaumaßnahmen zurückzuführen sind, endgül- 
tig zu tragen hat. Zu dem am Anfang gekennzeichneten 
Ergebnis gelangen die Verfasser auf dem Weg des beispielhaften 
Vergleichs von Kostenregelungen, die sich in Verträgen der 
Straßenbaulastträger usw. mit den verschiedensten Verkehrs- 
unternehmen und Versorgungsbetrieben befinden. Hierbei 
kommt das Rechtsgutachten zu dem gerade auch für die Versor- 
gungswirtschaft nicht überraschenden Ergebnis, daß das Ver- 
anlassungsprinzip zunächst in den Rechtsbeziehungen zwischen 
den Vertragspartnern anerkannt wurde, die eine etwa gleich 
starke Ausgangsposition hatten, wie z.B. die Straßen-, die Was- 
serstraßen-, die Eisenbahn- und Postverwaltung. Dagegen zei- 
gen die zwischen „ungleich schwächeren Kostenträgern, wie 
nichtstaatlichen Verkehrsunternehmen, Versorgungsbetrieben 


und sonstigen Unternehmen“ getroffenen Regelungen, daß sich 


hier das Veranlassungsprinzip erst nach und nach und auch nur 
zum Teil durchsetzen konnte. Der Energiewirtschaftler wird 
allerdings bei der Aufführung der ihn besonders interessieren- 
den Kreuzungsregelung zwischen Bundesbahn und Versor- 
gungsanlagen (S. 64/65) — auch wenn man die nicht erschöp- 
fende Aufzählung der Beispiele berücksichtigt — die Erwäh- 
nung der 1958 abgeschlossenen Wasserkreuzungsrichtlinien 
schon deshalb vermissen, weil damit die durch die Stromkreu- 


zungstichtlinien von 1956 angebahnte Anerkennung derGleich- 


stellung Bundesbahn-Versorgungswirtschaft eine weitere 


Anerkennung gefunden und — wie das Rechtsgutachten mit 


Recht feststellt — „die Entwicklung einen befriedigenden Ab- 
schluß gefunden hat.‘“ 


Als Schlußstrich unter diese beispielhafte Untersuchung der 
Folgekostenregelung zieht das Rechtsgutachten die Folgerung, 
daß sich „‚das Veranlassungsprinzip bei den Kostenregelungen, 
die mit den hier in Rede stehenden in etwa vergleichbar sind, 


als behertschender Rechtsgrundsatz allmählich allgemein durch- 


gesetzt hat.‘“ Dabei ist der hierzu gegebene Hinweis (S. 65) all- 
gemein besonders bezeichnend, daß die dynamische Ver- 
änderungsutsache bei der Verteilunng von Veränderungkosten 
(nämlich die z.B. von der Straßenverwaltung veranlaßte Stra- 
Benverlegung) entscheidend bewertet wird, während die rein 
statische Veränderungsursache (d.h. das bloße Vorhanden- 
sein z.B. von Starkstromleitungen im Straßenkörper) bei der 
Bewertung dahinter stark zurückttitt. 


Die unmittelbare rechtsbegründende oder rechtsgestaltende 
Wirkung des einen allgemeinen Rechtsgrundsatz bildenden Ver- 
anlassungsprinzips faßt das Rechtsgutachten wie folgt zusam- 
men (S. 66 £.): 


1. Im Wege der Rechtsergänzung beherrscht der Veran- 
lassungsgrundsatz das Kostenverteilungsrecht in der Weise, 
„daß er hilfsweise eingreift, insbesondere bestehende Lücken in 
den Kostenregelungen‘“ solange automatisch ausfüllt, als eine 
ausdrücklich abweichende Kostenregelung nicht getroffen wor- 
den ist. 


2. Als Auslegungsregel ist bei der Auslegung bestehen- 
der Kostenregelungen das Ergebnis zugrunde zu legen, daß 
„im Zweifel Herstellungs-, Veränderungs- oder Unterhaltungs- 
kosten nach dem Gesichtspunkt der Veranlassung zu verteilen‘“ 
sind. 


3. Schließlich ist das Veranlassungsprinzip als Richtlinie 
für die Ermessensausübung insofern bei rechtsgeschäft- 
licher Kostenverteilung anzuwenden, als sich beim Abschiuß 
derartiger Verträge die Vertragspartner mit dem Veranlassungs- 
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prinzip auseinandersetzen und zu erkennen geben müssen, war- 
um sie im Einzelfall bewußt eine andere Kostenregelung ge- 
troffen haben. 

Wenn im Abschnitt III „Verteilung der Herstellungskosten“ 
auch weitgehend lediglich die die Verkehrswirtschaft bezüg- 
lichen gesetzlichen Kostenregelungen behandelt werden, so 
darf doch die zur Frage desPlanfeststellungsverfahrens nach 
$$ 17, 18 BFStrG getroffene Feststellung, daß Kostenauflagen 
zu Lasten Dritter im Rahmen dieses Verfahrens schlechthin un- 
zulässig sind, auch von den Versorgungsbetrieben besonders 
begrüßt werden. Gerade auch diesen Unternehmen sind in den 
letzten Jahren immer wieder im Rahmen von Planfeststellungs- 
verfahren Kostenauflagen bezüglich der Verlegung von Ver- 
sorgungsleitungen erteilt worden, gegen die nunmehr auch 
unter Berufung auf die vorstehenden Ausführungen von den 
Versorgungsunternehmen vorgegangen werden kann. Das 
Rechtsgutachten stützt in diesem Zusammenhang auch die von 
einer Anzahl Versorgungsunternehmen bezüglich $ 17 Abs. 4 
BFStrG vertretene Rechtsansicht, daß nämlich danach dem Stra- 
Benbaulastträger die Herstellung und Unterhaltung besonderer 
Straßenanlagen zur Pflicht gemacht wird, die im öffentlichen In- 
teresse notwendig sind. Wenn die Verfasser daran die Folgerung 
knüpfen, daß der Straßenbaulastträger die Herstellungs- und 
Unterhaltungskosten zunächst selbst aufzubringen hat, so dürf- 
ten daraus die Versorgungsunternehmen auch eine Begründung 
für ihre Forderungen entnehmen, daß danach den Straßenbau- 
behörden auch die Verlegung der dutch die Straßenänderungs- 
maßnahmen betroffenen Leitungen auferlegt werden kann. 


Besondere Beachtung dürfen schließlich die im Abschnitt IV 
„Verteilung der Veränderungslast‘ enthaltenen Ausführungen 
der Verfasser zu den Fragen beanspruchen, inwieweit in neuen 
Verträgen eine Kostenabwälzung auf die Verkehrsunternehmer 
zulässig ist und wieweit die in den bisher abgeschlossenen Ver- 
trägen (Altverträgen) enthaltenen Kostenverteilungsabreden 
auch künftig noch anwendbar sind. Das Gutachten kommt be- 
züglich der neuen ptivattechtlichen Straßenbenutzungsver- 
träge nach eingehender Untersuchung der bisher üblichen „Fol- 
gepflichtvereinbarung‘“ zu dem Ergebnis, daß die sich aus $ 138 
BGB wegen des Verbots des Mißbrauchs einer Monopolstellung 
und dem Wucherverbot ergebenden Schranken es als sitten- 
widrig erscheinen lassen, „wenn der Straßenbaulastträger dem 
Verkehrsunternehmer die volle Veränderungslast für Straßen 
wie straßenverbundene Beförderungsanlagen ohne Rücksicht 
auf die Veränderungsutsachen aufbürdet‘“. Sind schon diese 
Feststellungen auch für die entsprechenden, von der Versor- 
gungswitrtschaft abzuschließenden neuen Verträge vollanwend- 
bat, so verdienen auch die zu den „Altvetrträgen“ und deren 
künftiger Anwendung getroffenen Schlußfolgerungen des 
Gutachtens grundsätzliche Zustimmung. Die Verfasser halten 
eine Beschränkung der Anwendung dieser Verträge, die zu- 
meist aus der Zeit vor 20 bis 50 Jahren stammen, zunächst in- 
sofern „qualitativ“ für erforderlich, als die bisherigen Kosten- 
regelungen überhaupt unanwendbar sind bei „Veränderungs- 
fällen, die in den Rahmen des kriegsfolgebedingten Neuaufbaus 
ganzer Straßenkomplexe oder in den Rahmen der verkehrsbe- 
dingten Erschließung neuer Verkehrsebenen gehören.‘ In die- 
sen früher nicht votstellbaren Veränderungsfällen sind die Ko- 
sten der Änderungen der Verkehrsanlagen nach dem Veranlas- 
sungsprinzip vom Straßenbaulastträger zu tragen. 


In einer zweiten Gruppe von Fällen, die nach dem Rechtsgut- 
achten dann gegeben sind, wenn an sich geregelteVeränderungs- 
fälle so zahlreich und belastend geworden sind, daß sich die in 
der Vorstellung der Vertragspartner herausgebildete ‚„‚wirt- 
schaftliche Opfergrenze allzu weit zuungunsten der Verkehrs- 
unternehmer verschoben hat‘, hält das Gutachten mit Recht 
einen Wegfall der Geschäftsgrundlage für gegeben, die eine 
Beschränkung der Anwendung der Kostenvereinbarungsrege- 
lungen in „‚quantitativer Hinsicht‘ zur Folge hat. ‚Der sprung- 
haft angewachsene und weiter anwachsende Kraftfahrzeugver- 
kehr,‘“ der eine unaufhalisame Bewegung in die straßenbau- 
lichen Veränderungen gebracht hat, läßt ein weiteres Festhalten 
der Straßenbaulastträger an den übernommenen Kostenregelun- 
gen für unzumutbar erscheinen. Wie die Verfasser mit Recht be- 


De.) Bi 
tonen, ist die hiernach erforderliche Anpassung der Altverträ; 
an Gr gewandelten Verhältnisse weitgehend vom Einzelf: 
Abhäneie, Die auf S. 126 des Gutachtens gegebenen Richtlinie 
wonach er Straßenbaulastträger für die Kosten der dem Ve 
kehrsunternehmen erwachsenden „Sekundärveränderunger 
etwa 50 bis 80 v.H. Ersatz zu leisten hat, dürften als Anhalt au« 
für die entsprechenden in der Versorgungswirtschaft üblich 
Verträge dienen können. 


Zusammenfassend muß Herrn Prof. Dr. Peiers und ea 
Dr. Salzwedel Dank dafür gesagt werden, daß sie die mit d 
Frage der angemessenen Verteilung der durch Straßenänderu 
gen veranlaßten Verlegungskosten an Verkehrs- und Verso 
gungsanlagen nicht nur in umfassender und tiefgründiger Wei 
untersucht haben, sondern auch durch die Herausstellung d 
dem Veranlassungsprinzip als allgemeinem Rechtsgrundsatz z 
kommenden Bedeutung eine angemessene praktische Lösur 
aufgewiesen haben. Es ist zu hoffen, daß diese aus der Feder ein 
namhaften Sachkenners des Staats- und Verwaltungsrechts ur 
seines Assistenten stammende Untersuchung, die eine Fun. 
grube für alle in der Verkehrs- und Versorgungswirtschaft m 
diesen Fragen beschäftigten Ingenieure, Kaufleute und Jutist. 
darstellt, gleichzeitig den Weg für die gerade auch für die Ve 
sorgungswirtschaft dringend erforderliche vertragliche Ne 
regelung der Folgekostenvereinbarungen durch neue „Allg 
meine Bedingungen‘ bahnen wird. O. Hofmann, Kö 
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Die Ermittlung der optimalen Auslegung: 
größen des Dampfkraftprozesses mit Hili 
elektronischer Rechenanlagen 

Zuschrift 


Die von Dr.-Ing. X. Knizia, Dortmund, verfaßte u 
Heft 6 vom 20. Maik 1960 der „Elektrizitätswirtschan 2 
gedruckte Arbeit mit dem obigen Titel vermittelt einen gut: 
Eindruck, wie das moderne Hilfsmittel der digitalen Reche 
automaten für die Projektierung von Wärmekraftanlagen ei 
gesetzt werden kann und zeigt Möglichkeiten auf, die oh 
Anwendung der elektronischen Rechenmaschinen wohl kau 
zu lösen wären. Es erweist sich, daß für diese Art der Berec 
nung die Verarbeitung der Zustandswerte des Wasserdampt 
das Schlüsselproblem darstellt. Dies kommt im letzten Abs 
in bezug auf den Einsatz der Digitalrechner auf dem Gebiet d 
Kraft- I) Wärmetechnik zum Ausdruck, in dem der Verfass 
fordert, daß es wünschenswert und für diese Arbeit erleic 
ternd wäre, Zustandsgleichungen für den Wasserdampf 
haben, die den gesamten in Frage kommenden Bereich des 1 
Diagramms hinreichend genau wiedergeben. 


Hierzu wäre ergänzend zu bemerken, daß dutch die Disse 
tation von Dr.-Ing. 7. Hotes über „Gleichungen und Reche 
verfahren zur Bestimmung der Zustandsgrößen von Wasst 
dampf und Wasser auf digitalen Rechenautomaten‘‘ (TH Ha 
nover, 1959) ein Beitrag zur Lösung dieses Problems gegeb 
wurde. Die von ihm ausgearbeitete Lösung dient bereits : 
Grundlage für wärmetechnische Berechnungen in digital 
Rechenautomaten. J. Böhm, Bei! 


Schlußwort der Schriftleitung 


Es wird empfohlen, die beiden Aufsätze von Prof. Dr. Ar 
habil. /. Böhm über „Forderungen an künftige Wasserdamg 
tafeln““ in BWK Bd. 11 (1959), Seite 562 bis 565, und v. 
Dr.-Ing. FH. Hotes (siche oben) in „Allgemeine Wärmetechni 
(1959), Seite 233 bis 252, nachzulesen. Böhm stellt fest, d 
für den Einsatz digitaler Rechenmaschinen bei der Berec 
nung von Dampfkraft-Kreisprozessen die gebräuchlichen W: 
serdampftafeln nicht sehr geeignet sind und schlägt vor, « 
System technischer Zustandsgleichungen zu vereinbaren, ( 
sich zur Programmierung für Rechenmaschinen eignen. o 
weist darauf hin, daß für wärmetechnische Rechnungen r 
elektronischen Rechenmaschinen, bei denen: die Zustan« 
größen von Wasserdampf und Wasser benötigt werden, ( 
Dampftafeln durch Zustandsgleichungen ersetzt werden mi 
sen, weil die Unterbringung der umfangreichen Tabellen 


sicher der Rechenmaschine bei kleineren Maschinen unmög- 
1, bei größeren unzweckmäßig ist. Für diese Rechnungen 
tden in erster Linie die Zustandsgrößen spezifisches Volumen 
pezifische Enthalpie ; und spezifische Entropie sals Funktion 
a Druck # und Temperatur 7 benötigt, so. daß die Glei- 
ıngen als unabhängige Veränderliche p und 7 enthalten 
issen. - 

Die Gleichungen müssen die Werte der Wasserdampftafeln 
ıt genau wiedergeben. Die bisher bekannten Zustands- 
ächungen mit ? und 7 als unabhängigen Veränderlichen sind 
weder zu ungenau oder sie haben einen zu kleinen Gültig- 
tsbereich. Aus diesem Grunde wurden neue Gleichungen 
‚gestellt, die die Werte der VDI-Wasserdampftafeln mög- 
ast genau approximieren. 


Als erstes wurden Gleichungen für die Enthalpie z = i(p,7) 
nittelt und daraus unter Benutzung der Integrabilitätsbedin- 
ngen der beiden Hauptsätze die Gleichungen für v und s 
geleitet. Neben diesen Gleichungen wurde eine Formel für 
: Sättigungstemperatur T, als Funktion des Druckes auf- 
stellt. Mit diesen Zustandsgleichungen lassen sich aus Druck 
d Temperatur oder Dampfnässe die übrigen Zustandsgrößen 
technen. Oft ist es aber auch erforderlich, aus zwei anderen 
ısgangswerten die weiteren Größen zu ermitteln. Weil die 
»hängigkeit aller Zustandsgrößen durch die Gleichungen 
ıdeutig gegeben ist, müssen deshalb Umkehrfunktionen für 
: Zustandsgleichungen gefunden werden. Für eine explizite 
ıflösung der Gleichungen nach Druck oder Temperatur sind 
» Formeln zu kompliziert. Deshalb muß die Umkehrung mit 
lfe eines Iterationsverfahrens erfolgen. Es wurden neue 
rationsverfahren entwickelt, die sich als eine Erweiterung 
s Newtonschen Verfahrens deuten lassen. 


\ 621.398: 654.94 


bertragung von Fernsteuersignalen und 
leßwerten auf Betriebsfunkstrecken 
»n Energieversorgungsunternehmen 


Zahlreiche Energieversorgungsbetriebe sind in letzter Zeit 
zu übergegangen, die Zentrale bzw. wichtige Außenstellen so- 
e zum Einsatz vorgesehene Fahrzeuge der Entstör- und 
yerwachungstrupps mit UKW-Funksprechgeräten auszu- 
sten. Dabei wird die Übertragung von Fernwirksignalen 
m Steuern betriebsnotwendiger Organe sowie von Meßwer- 
ı mit einbezogen. Dadurch ergibt sich für die Aufrechterhal- 
ag der Energieversorgung im Fall der Störungen eine we- 
atliche Zeitersparnis und, vom Verbraucher aus gesehen, der 
egfall von Verlusten. Das FTZ hat aus diesem Grunde den 
sätzlichen Empfehlungen der Vereinigung Deutscher Elek- 
zitätswerke, die insbesondere den Betriebsfunk von Energie- 
tsorgungsunternehmungen angehen, zugestimmt. 


Eine Betriebsfunkeinrichtung, wie sie z.B. für Elektrizitäts- 
tke gebraucht wird (Bild 1), hat folgende Aufgaben zu er- 
len: 

vischen der Zentrale und den unterwegs befindlichen Fahr- 
ugen müssen die unbedingt notwendigen Funksprechver- 
dungen hergestelltwerden. 


Id 1. Fahrzeugstation zur Verwendung in einer Unterstation 
als ortsfeste Funksprechanlage 


Von der Zentrale zu unbemannten Unterstationen (Bild 2) 
len zusätzlich Fernsteuersignale, z.B. zur Betätigung von 
haltern über Relais, übermittelt werden. 

Von den Unterstationen sollen Meßwerte zur Zentrale nach 
theriger Kommandogabe übertragen werden. 


Um diese Aufgaben erfüllen zu können, sind zusätzliche Ein- 
richtungen zu den normalen Sende- und Empfangsanlagen nö- 
tig. Der normale Funksprechverkehr, det auf den hierfür vor- 
gesehenen Frequenzbändern 80 und 160 MHz zwischen der 
Zentrale, den Unterstationen und den Fahrzeugen stattfindet, 


Bild 2. Ferngesteuerte und fernüberwachte Unterstation mit 
Richtantenne 


erfordert, daß die Teilnehmer einzeln gerufen werden können. 
Das Funksprechgerät in der Zentrale ist deshalb mit einer Se- 
lektivrufeinrichtung versehen. Aus zehn verschiedenen Fre- 
quenzen im übertragenen Tonfrequenzgebiet werden jedem 
Teilnehmer mehrere Frequenzen zugeordnet, so daß durch 
die möglichen Variationen insgesamt bis zu 1980 Teilnehmer 
auf diese Weise selektiv angerufen werden können (Teilcode- 
Selektivrufsystem 2x (2) oder Vollcode-Selektivrufsystem 
eo) für nur 45 Teilnehmer). Die Funksprechgeräte der Fahr- 
zeuge und der Unterstationen erhalten zusätzlich Rufumsetzer. 
Der Rufumsetzer enthält Resonanzkreise, die auf die jeweilige 
Ruffrequenz abgestimmt sind und über Relais den Sender des 
angerufenen Teilnehmers einschalten. Damit wird dem Anru- 
fenden die Rückmeldung gegeben, daß der andere Teilnehmer 
sprechbereit ist. 


Zur Fernsteuerung von Schaltvorgängen sind den Funk- 
sprechgeräten der Leitstelle und der Unterstation Fernwirkzu- 
sätze zuzuordnen. Für die Fernwirkvorgänge werden Telegra- 
phiefrequenzen über 2700 Hz verwendet. 


Der Fernwirkzusatz der Leitstelle ist so eingerichtet, daß die 
Kommandos in einer bestimmten Impulsfolge wie Telegra- 
phiezeichen mit den dafür freigehaltenen Niederfrequenzen, 
die ihrerseits die Trägerfrequenz des Senders modulieren, abge- 
geben werden. Da die Fernwirkkommandos zur Aufrechterhal- 
tung des Versorgungsbettiebes den Vorrang haben, müssen ge- 
gebenenfalls im gleichen Augenblick geführte Gespräche mit 
Fahrzeugen erst automatisch unterbrochen werden. Daher ver- 
anlaßt der Fernwirkzusatz der Leitstelleüber einen 300-Hz-Sperr- 
ton die Sperrung dieser Fahrzeugsender. Der Sender der Un- 
terstation, die das Kommando empfangen soll, wird einge- 
schaltet. 


Der Fernwirkzusatz der Unterstation veranlaßt über den 
eigenen eingeschalteten Sender eine Rückmeldung an die Leit- 
stelle, daß Empfangsbereitschaft besteht. Das Fernwirkkom- 
mando wird in Form einer festliegenden tonfrequenten Impuls- 
folge dutchgegeben. Nach Beendigung des Vorgangs wird 
der richtige Empfang von der Unterstation quittiert, der eigene 
Sender abgeschaltet und gleichzeitig der Sender der Untersta- 
tion stillgesetzt. Dabei gehen die Relais beider Fernwirkzu- 
sätze in ihre Ruhelage zurück, 


Die Fernwirkkommandos können aber auch von den Unter- 
stationen her dutchgegeben werden. Dies ist erforderlich, wenn 
an einer solchen Außenstelle eine Störung des normalen Betrie- 
bes vorliegt, sei es durch Erdschluß, Überlast oder ähnliche 
Vorgänge. Die Störung verursacht unmittelbar über die Relais 
des Fernwirkzusatzes der Unterstation die Einschaltung des 
Senders der Unterstation, der seinerseits die Einschaltung des 
mit 300 Hz modulierten Senders der Zentrale auslöst. Diese 
modulierte Frequenz wird von der Unterstation empfangen. 
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Damit wird ein Relais gesteuert, das die Aussendung der der 
Störung zugeordneten Impulsfolge betätigt. Der Empfang die- 
ser einmaligen Impulsfolge zeigt in der Zentrale an, welcher 
Art die Störung ist. 

Grundsätzlich ist zu allen Fernsteuervorgängen zu sagen, daß 
der richtige Empfang von Impulsfolgen jeweils vollautoma- 
tisch quittiert wird. Das heißt: Eine unvollkommen empfangene 
Impulsfolge wird nicht quittiert, und der Sendevorgang wie- 
derholt sich so lange, bis die Abwicklung des Steuervorgangs 
sich ordnungsgemäß vollzogen hat. Erst dann kehren alle Re- 
laiseintichtungen in ihre Ruhelage zurück. 

.. Das gewünschte Steuerkommando wird in der Zentrale 
durch einen besondeten Schalter, den sogenannten Steuerguit- 
tungsschalter ausgewählt. F. Schilgen, Ulm 


Dachständerhauseinführung „S“ nach 


DIN 84175 


Seitetwa einem Jahr wird dasMehrkanalrohr nach DIN 43 637 
(z. Z. noch Entwurf) hergestellt. 

Es handelt sich um ein aus gut isolierendem Kunststoff her- 
gestelltes Rohr mit einem A. D. von rd. 46 mm und einer 
Wandstärke von etwa 2 mm. Das Rohr ist durch 5 Zwischen- 
wände, die zusammen mit der Außenwand aus einem Stück be- 
stehen, in 5 Kanäle geteilt. Davon haben 4 die gleiche Größe 
und einer ist etwas kleiner. Durch diese Kanäle werden die 
Hauseinführungsleitungen, getrennt, jede für sich in einem 
Segment, zum Hausanschlußkasten geführt. Der fünfte (klei- 
nere) Kanal dient zur Führung von 2 bis 3 Schaltdrähten für 
Straßenleuchten. 

Die Rohre werden im Inneren der üblichen Metallrohre ge- 
führt. Sie sind äußerst bequem und schnell zu verarbeiten; denn 
jede gewünschte Länge läßt sich leicht herstellen, und zwar mit 
den. Verlängerungstrohren in verschiedenen Abmessungen. 
Diese sind so gearbeitet, daß durch einfaches Aufstecken eine 
feste Verbindung zustande kommt. Auch die nötigen Abstand- 
halter werden mitgeliefert. 

Das Rohr sollte möglichst überall eingesetzt werden, ganz 
besonders aber dort, wo erhöhte Feuergefahr bestcht, sei es 
durch Lagerung von Stroh und Heu oder sonstige Umstände, 
in Holzverarbeitungsbetrieben, in Betrieben mit Feuchtigkeit 
(Molketeien u.a.), wenn der Hausanschlußkasten an der Außen- 
wand angebracht ist. Besondere Bedeutung aber kommt dem 
Mehrkanalrohr dort zu, wo durch Witterungseinflüsse und gute 
Abdichtung des Dachstuhl: Kondenswasserbildung zu be- 
fürchten ist. 

Der Einbau des Mehrkanaltohrs erfolgt schnell und einfach 
ohne großen Zeitaufwand und ohne besondere Werkzeuge. 
Es ist absolut sicher und entspricht allen bestehenden Vot- 
schriften. \ 


Buchkesprechungen 


Nachfragemacht und Wettbewerbsordnung. — Von A. Söl- 
ter. Schriftenreihe „Der Betrieb“. Größe 16x23 cm, 64 S. 
Verlag Handelsblatt GmbH, Düsseldorf 1960. Preis 7,60 DM. 


Das bisherige Schrifttum und auch das Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen gehen fast ausschließlich davon aus, 
daß die wirtschaftliche Machtstellung auf der Angebotsseite 
liegt. Aus diesem Grunde sind auch bisher die industriellen Zu- 
sammenschlüsse Gegenstand sowohl der theoretischen Über- 
legungen als auch der praktischen Maßnahmen in der staat- 
lichen Wettbewerbspolitik gewesen. Wenn die klassische Markt- 
theorie die Nachfrageseite mit der Verbraucherschaft identifi- 
ziert und sie vom Wettbewerb her gesehen als ideal strukturiert 
betrachtet, so entspricht diese Theorie keineswegs der Wettbe- 
werbslage in der Praxis. 

Es ist das Verdienst von Sölter, sich mit der wirtschaftlichen 
Machtposition der Nachfragenden und der Auswirkung der 
Nachfragemacht auf den Wettbewerb eingehend befaßt und 
dieseFrage von der theoretischen wie praktischen Seite her un- 
tersucht zu haben. Er gibt in seiner Schrift zunächst einen kut- 
zen Überblick über die Entwicklung der Angebots- und Nach- 


} 


fragemacht, um dann die gesetzliche Regelung der Werth 
werbsbedeutung der Angebots- und Nachfrageseite einer ei 
gehenden vergleichenden Betrachtung zu unterziehen. Dat 
kommt er zu der Feststellung, daß die Angebotsseite durch < 
staatliche Förderung der Nachfrageseite besonders diskriminie 
werde. Er unterzieht insoweit die Regelung im GWB einer h 
sonderen Kritik, wobei sich auch hier wieder zeigt, daß die de 
zeitige Fassung des $ 1 GWB die Schwierigkeiten in der gesar 
ten-wettbewerbsorientierten Wirtschaft hervorruft. Sölter we 
dabei besonders auf die Auswirkung der im GWB vorgeschr; 
benen Anhörungspflicht hin. Nicht nur die Publizitätsyc 
schriften des GWB für die anzumeldenden Kartelle, sonde 
der vom Gesetz vorgesehene Zwang zur Anhörung der betrc 
fenen Abnehmer verstärkt das Handicap für industrielle A 
bieter. Die bisherigen Erfahrungen mit dem GWB hätten go 
zeigt, daß die Abnehmer ihre Chance im Rahmen dieser Anh< 
pflicht in der Regel voll auszunutzen suchen. Auf den Staat: 
Nachfragemacht weist Sölter in diesem Zusammenhang beso 
ders hin. Als Lösung empfiehlt der Verfasser, die Verbotsg 
setzgebung abzuschaffen und sie durch eine Mißbrauchsgeset 
gebung zu ersetzen, da nur so ein funktionsfähiges und gerec 
tes System der Gegenkräfte zwischen allen Marktstufen ur 
wirtschaftlichen Bash ermöglicht würde. Für die Üb: 
gangszeit ergibt sich nach Aktassihb von Sölter die zwingen 
Norwendiel keit, aber auch eine Mögbeklem $1GWBin sein 
dere ien Fassung so anzuwenden, daß Diskriminierung 
für die Anbietetseite gemildert Werder 
Unabhängig von dr Frage, ob man mit den Ausfuhr 
des Ve über die Nachfrägemachr: in allen Punkten übe 
einstimmt, handelt es sich as um einen bemerkenswert 
Beitrag zu dieser Frage. Das angeschnittene Problem wird zw. 
fellos in der Folgezeit noch Gegenstand weiterer Überlegung 
in Theotie und Praxis sein müssen. G. Pal 
Grenzen der Meßgenauigkeit und der Meßsicherheit ve 
Zählern. — Von Dr. Alfred Hinze, DIN A 5, 30 S. mit. 
Bildern und Tabellen. Verlags- und Wirtschaftsgeselseh 
GmbH, Frankfurt am Main 1960. 3,20 DM. 


Für die Praxis der EVU und die elektrischen Prüfäme siı 
in erster Linie die praktischen Werte für die Meßgenauigk: 
und Meßsicherheit ihrer Prüfeinrichtungen von Interesse, | 
muß gewährleistet sein, daß jede Messung innerhalb des 2 
lässigen Fehlerbereichs liegt. Von besonderer Bedeutung ist 
zu wissen, welchen Einfluß die verschiedenen Veränderlich 
auf das Ergebnis der Messung haben, um einen Anhalt überd 
Pegel der Prüfeinrichtung zu erhalten. Der Verfasser hat, u 
dies festzustellen, umfangreiche Versuche mit Hilfe eines P; 
zisionszählers durchgeführt und das Ergebnis an Hand eı 
sprechender Tabellen und Auswertungskutven festgehalten. 


Persönliches 


Am 21. September 1960 vollendet Direktor Dipl.-Ing. X: 
Bake das 60. Lebensjahr. Nach dem Studium der Elektrote« 
nik an der Technischen Hochschule Braunschweig trat er 19 
in seiner pommerschen Heimat bei der damaligen Überlar 
zentrale Pommern AG ein. Unter August Petri sammelte er h 
die ersten trüben und freundlichen Erfahrungen auf dem Geb 
der Elektrifizierung der Landwirtschaft, insbesondere bei d 
ersten Schritten zur Einführung der Elektrowärme in Lar 
wirtschaft und Haushalt. Seither ist X. Bake seinem Wirkun; 
kreis, der Elektrizitätsversorgung, treu geblieben. Er wir! 
auch nach dem Zusammenschluß der Überlandzentrale Po 
mern mit der Märkisches Elektricitätswerk AG noch auf v 
schiedenen Arbeitsgebieten in Pommern. 


Im Jahr 1938 wurde er in die Verkehtsabteilung der Hau 
verwaltung des MEW in Berlin berufen. Von 1940 bis 19 
war er bei der Vereinigte Saar-Elektrizitäts-AG in Saarbrück 
als Prokurist tätig. An der Ordnung der Versorgungsverh‘ 
nisse im Saarland nach dem Zusammenbruch war er maß; 
bend beteiligt. Seit 1955 ist er Vorstandsmitglied der Schlesw 
Holsteinische Stromversorgungs-AG, Ba. BR 


ıs der Arbeit der VDEW 
werbeordnung, Genehmigungsbedürftigkeit von An- 
‚en 

'n der Rechtsbeilage 9/1960 der „Elektrizitätswirtschaft‘‘ ist 
‚Auszug die Verordnung über genehmigungsbedürftige An- 
an nach $ 16 der Gewerbeordnung vom 4. August 1960 
5Bl. I S. 690) veröffentlicht worden. Der Auszug führt nur 
enigen Anlagen auf, die für die Elektrizitätswirtschaft von 
‚onderem Interesse sind. Der Gesamtkatalog der genehmi- 
hgspflichtigen Anlagen, der im übrigen gegenüber dem frü- 
en erheblich erweitert wurde, kann im einzelnen aus dem 
‚n angeführten Bundesgesetzblatt entnommen werden. 


Srgänzend ist dazu noch folgendes zu bemerken: Nach $ 16 
5.2 des früheren Wortlauts der Gewerbeordnung bedurften 
uanlagen für Wassertriebwerke ganz allgemein der Geneh- 
zung der Gewerbeaufsichtsbehörden, Sie waren auf Grund 
"ausdrücklichen Vorschrift des $ 23 GewO Abs. 1 (früherer 
irtlaut) darüber hinaus auch noch weiteren Beschränkungen 
“ch landesgesetzliche Vorschriften unterworfen. 


m Wasserhaushaltgesetz vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 
0) ist dutch $ 34 Abs. 2 der $ 23 Abs. 1 der Gewerbeotd- 
ıg gestrichen, wie überhaupt die Stauanlagen für Wasser- 
'bwerke aus dem Katalog des $ 16 Abs. 2 Gewerbeordnung 
»t Fassung herausgenommen worden sind. Dementsprechend 
din der oben angeführten Verordnung vom 4. August 1960 
Stauanlagen für Wassertriebwerke nicht enthalten, so daß 
‚der Genehmigungspflicht nach der Gewerbeordnung nicht 
hr unterliegen. Pa 


u und Betrieb von Turbinenfundamenten 


Jer Sonderausschuß „Dampfturbinen‘“ der VDEW hielt am 
Juni 1960 in Hamburg seine 7. Sitzung mit dem Haupt- 
ma „Turbinenfundamente‘ ab. Die Referate von Dipl.-Ing. 
del, Frankfurt am Main, Prof. Dr.-Ing. habil Dietz, Gustavs- 
eg, und Bauassessor Bergsträßer, Frankfurt am Main, ver- 
telten einen allgemeinen Überblick über die bisherigen Er- 
rungenin Bau und Betrieb der Turbinenfundamente. Die Re- 
ate werden in der „Elektrizitätswirtschaft‘‘ veröffentlicht. In 
"anschließenden Aussprache wurde einstimmig festgestellt, 
3 die Bezeichnung „Bauwerk“ für die Turbinenfundamente 
ht zutrifft. Das Turbinenfundament ist als ein „Maschinen- 
ment‘ zu betrachten, dessen Berechnung in enger Zusam- 
narbeit mit der Turbinenfirma erfolgen muß. Die Betreiber 
: Turbinenanlagen sollten an den fertig montierten Anlagen 
\wingungsmessungen durchführen lassen auch dann, wenn 
einwandfrei laufen. Nur so ist es möglich, die Schwingungs- 
hnung zu überprüfen und sie immer sicherer zu gestalten. 


3s wurde beschlossen, den Arbeitskreis ‚Turbinenfunda- 
nte“ wieder neu zu bilden. Er soll die Aufgabe übernehmen, 
einzelnen zu prüfen, inwieweit die DIN 4024 und die VDEW- 
htlinien für Stahlfundamente dem derzeitigen Stand der 
chnik nicht mehr entsprechen und überarbeitet werden müs- 
. Auf Grund dieser Prüfung soll beim Deutschen Normen- 
sschuß gegebenenfalls die Aufhebung der DIN 4024 bean- 
St werden. 


Weiterhin wurde in der Sitzung über die Arbeiten in den Ar- 
tskreisen des Sonderausschusses eingehend berichtet. Mö 


tgliedschaft beim Institut für Energierecht an der Uni- 
sität Bonn 
is wird darauf aufmerksam gemacht, daß die Möglichkeit 
‚eben ist, die persönliche Mitgliedschaft im Verein zur För- 
ung des Instituts für Energierecht an der Universität Bonn 
erwerben. Nach $ 4 der Satzung kann persönliches Mitglied 
Förderervereins jede Einzelperson werden, die ein unmittel- 
es Interesse an der Förderung der wissenschaftlichen Arbeit 
‚dem Gebiet des Energierechts hat. Aufnahmegesuche, über 
das Kuratorium entscheidet, sind schriftlich an den Vor- 
ıd (z. Hd. des Geschäftsführers des Förderervereins, Herrn 
-htsanwalt Sanders, Frankfurt am Main, Beethovenstraße 17) 
richten. a : Pa 
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Maß- und Gewichtsgesetz 


Am 17. August 1960 hielt der Arbeitsausschuß ‚„Maß- und 
Gewichtsgesetz“ in Frankfurt seine 9. Arbeitssitzung ab, auf der 
eine umfangreiche Tagesordnung erörtert wurde. Hauptgegen- 
stand der Beratungen war eine Erörterung der bisher bekannt- 
gewordenen Pläne für eine Neuordnung des Maß- und Ge- 
wichtsrechts, soweit sie für das Zählerprüfwesen von Bedeutung 
sind. Der Ausschuß widersprach der von staatlichen Stellen 
geäußerten Absicht, bei einer gesetzlichen Neuregelung den 
amtlichen Charakter der Elektrischen Prüfämter (EP) und Prüf- 
amtsaußenstellen (PAA) zu beseitigen, weil dazu weder ein 
praktisches Erfordernis noch ein rechtlicher Zwang bestehe. 


Weiterhin befaßte sich der Ausschuß mit der aus haushalt- 
rechtlichen Gründen vorgesehenen Auflösung des durch die 
freiwilligen Beiträge der EP und PAA bei der PTB gebildeten 
Prüfämterfonds und dem Wunsch der PTB, auch weiterhin frei- 
willige Beitragszahlungen der EP und PAA zur Deckung der 
ihr durch die Tätigkeit auf dem Gebiet des Zählerprüfwesens 
entstehenden Unkosten zu erhalten. Während der Ausschuß sich 
zu den Beitragswünschen der PTB positiv äußerte, hielt er be- 
kanntgewordene weit höhere Beitragswünsche der Landeseich- 
direktionen für nicht erfüllbar, solange für derartige Zahlungen 
eine gesetzliche Rechtsgrundlage nicht besteht. 


Erneut mußte sich der Ausschuß mit einem neugefaßten Ent- 
wurf einer Verordnung über die amtliche Beglaubigung von 
Meßgeräten für Elektrizität befassen, mit der unter anderem aus 
technischen Gründen nicht beglaubigungsfähige Meßgeräte von 
der Beglaubigungspflicht freigestellt werden sollen. Dabei 
wurde insbesondere erörtert, ob dem Wunsch verschiedener 
Mitgliedswerke der VDEW und auch einzelner Herstellerfir- 
men, Tarifschaltuhren und Fernzählgeräte von der Beglaubi- 
gungspflicht freizustellen, entsprochen werden sollte. Eine 
abschließende Beratung des VO-Entwurfs war jedoch wegen 
verschiedener noch bestehender Unklarheiten und Wider- 
sprüche nicht möglich. Beanstandet wurde insbesondere die 
neuerdings in dem VO-Entwurf vorgesehene Aufhebung der 
Stempelvotschriften der Prüfordnung für elektrische Meßgeräte 
vom 1. Januar 1933, deren Fortgelten für erforderlich gehalten 
wurde. 


Der Ausschuß erörterte schließlich den Wunsch der PTB, das 


Gebührenvetzeichnis der in Vorbereitung befindlichen Beglau- 
bigungsgebührenordnung dutch Gebührensätze für eine amt- 
liche Beglaubigung von Tarifschaltuhren zu ergänzen. Da 
jedoch eine von der VDEW bei Mitgliedswerken angestellte 
Umfrage ergeben hat, daß die bei der Prüfung von Tarifschalt- 
uhren entstehenden Kosten unterschiedlich hoch sind, empfahl 
der Ausschuß, von der Festlegung fester Gebührensätze für eine 
amtliche Beglaubigung von Tarifschaltuhren abzusehen und die 
Berechnung der Gebühren nach dem jeweils entstehenden 
Kosten- und Arbeitsaufwand durchführen zu lassen. 

Bei der Erörterung einer von einer. Landeseichdirektion 
(LED) bei den EVU durchgeführten statistischen Erhebung 
vertrat der Ausschuß die Auffassung, daß eine gesetzliche Aus- 
kunftspflicht der EVU gegenüber den Landeseichdirektionen 


‚nicht bestehe.Lediglich die EP und PAA seien zur Zeit auf 


Grund ihres amtlichen Charakters verpflichtet, amtliche Anfra- 
gen der LED zu beantworten. Bei an,.die PAA gerichteten An- 
fragen der LED müsse jedoch entsprechend den Grundsätzen 
einer ordnungsgemäßen Verwaltung das für die Aufsicht über 
die PAA zuständige EP eingeschaltet werden. Bu 


Monatliche Schnellstatistik der VDEW, August 1960 
Bundesrepublik einschließlich Saarland 


Die Brutto-Erzeugung in den Kraftwerken des Betichtskrei- 
ses (td. 98 v.H. der öffentlichen Versorgung) betrug im August 
1960 5,45 Mrd kWh. Auf Normalarbeitstage bezogen ist dies 
ein Anstieg um 6,2 v.H. gegenüber August 1959. Diese Zu- 
wachstate ist geringeralsin den Vormonaten, wasnichtnur durch 
das hohe Niveau im Vorjahrsmonat bedingt ist, sondern vor 
allem durch Ausnutzung der günstigen Erzeugungsmöglich- 
keiten aus Wasserkraft, auch in Form von hohen Impotten aus 


den südlichen Nachbarländern. Die Erzeu- 
gung der Wasserkraftwerke stieg um 20,6 
v.H. gegenüber August 1959 und um 9,2 
v.H. gegenüber Juli 1960 an. Entsprechend 
konnten die Wärmekraftwerke ihre Erzeu- 
gung einschränken, sie lag um nur 2,9 v.H. 
über der des Vorjahrsmonats und blieb um 
2,5 v.H. hinter der des Vormonats zurück. 


An der Gesamterzeugung waren beteiligt 
die Wärmekraftwerke mit 78,7 v.H. (Au- 
gust 1959 81,2 v.H.) und die Wasserkraft- 
werke mit 21,3 v.H. (August 1959 18,8 
WER): 


Beim Austausch über die Grenzen des 
Bundesgebietes einschl. Saarland ergab sich 
ein hoher Einfuhrsaldo von 707 Mio kWh. 
Die auch in den Nachbarländern günstigen 
Wasserverhältnisse ließen die Einfuhr einen 
neuen Höchstwert erreichen, während die 


Ausfuhr stark zurückging. Im August 1959 


wat nur ein Einfuhrsaldo von 431 Mio kWh 
zu verzeichnen gewesen. 


Die Eigenanlagen speisten im August 
1960 1021 Mio kWh in das Netz des Be- 
tichtskreises ein. Die Einspeisung erhöhte 
sich um 4,6 v.H. gegenüber dem Vorjahrs- 


. monat, ging aber um 5,1 v.H. gegenüber 


dem Vormonat zurück. 


Der normalarbeitstägliche Brutto-Ver- 
brauch aus dem öffentlichen Netz stieg um 


10,3 v.H. gegenüber August 1959 und um 


0,8 v.H. gegenüber Juli 1960 an. An der 


Deckung des Elektrizitätsverbrauches wa- 
ten die Kraftwerke der öffentlichen Versor- 


gung mit 74,3 v.H. und die Industriekraft- 
werke mit 15,2 v.H. beteiligt, die Netto- 
einfuhr trug diesmal 10,5 v.H. bei. (Im Au- 
gust 1959 betrugen die entsprechenden Wer- 
te in der gleichen Reihenfolge 76,8 v.H., 
16,0 v.H. und 7,2 v.H.) 


Der Nettozugang an Engpaßleistung seit 
dem 3. Mittwoch im Dezember 1959 bis 
zum 3. Mittwoch des Berichtsmonats betrug 


271 MW, hiervon wurden 201 MW in Wär- 


mekraftwerken und 70 MW in Wasserkraft- 
werken installiert. 


West-Berlin 


| "a Bj R 
Zahlentafel 1. Erzeugung in öffentlichen‘ Kraftwerken der Bundesre ub 


pu 
einschließlich des Saarlandes (Teilerhebung, rd. 98 v.H.) und West-Berlins ( 
samterhebung) im August 1960 - 


Änderung (norm 
3 Monat Monat arbeitstäglich)? 
De destcpu D lik Jahr Juli August |gegen Vorjahresm. 
einschließlich 1959 ; 23 
aarlan 1960 196. 
“; 
"GWh GWh GWh ya, wH 
1. Brutto-Erzeugung A 
a) in Wärmekraftwerken 53243,1 4333,5 
b) in Wasserkraftwerken 9 191,0 1049,4 
Insgesamt 62 434,1 5382,9 
2. Netto-Erzeugung 58 524,1 5061,5 
3, Einspeisung aus Eigenanlagen | 12539,9 1.060,9 
4. Bezug von außerhalb 
des Bundesgebietes(-+-) 4302,9 674,8 
5. Abgabe nach außerhalb 
des Bundesgebietes (—) 1705,2 98,1 66,0 
Austauschsaldo + 2597,8:| + 576,7: #707,2 
6. Arbeitsaufwand der N 1 
Pumpspeicherwerke 1387,2 131,6 126,2 ER 
7. Verbrauch einschl. Über- SE 
tragungsverluste ohne ! N 
Pumpstromaufwand 72274,6 6567,5 | 6715,4 + 12,1 
8. Engpaßleistung am 3. Mittw.| MW!) MW MW MW | MW 
a) in Wärmekraftwerken 12.688 12885 | 12889 +1395 | +136 
b) in Wasserkraftwerken AD | 021797, 2812 + 70.1 +07 


West-Berlin 


1. Brutto-Erzeugung 

a)in Wärmekraftwerken 2313,5 181,9 
2. Netto-Erzeugung 2168,9 171,0 
3. Einspeisung aus 

Eigenanlagen 21 0,1 
4. Bezug von außerhalb 

West-Berlins 0,5 — 
7. Verbrauch einschl. 

Übertragungsverluste 2171,53 171,1 
8. Engpaßleistung am 3. Mittw. MW1) MW 

a) in Wärmekraftwerken 658 658 


1) Dezember 1959 — ?) Normalarbeitstage August 1960: 28,91 (Vorjahr 28,45) —D 
renzen in den Summen durch Runden der Zahlen | 


Die West-Berliner Kraftwerke erzeugten im August 1960 190 
Mio kWh. Auf Normalarbeitstage bezogen, stieg die Brutto- 


v.H. gegenüber Juli 1960 an. 


Erzeugung um 9,8 v.H. gegenüber August 1959 und um 2,7 


Der Brutto-Verbtauch bettug im August 1960 179 Mio kWh, 


Zahlentafel 2. Zwölfmonatswerte (Änderung der Summen 
den Zwölfmonats-Abschnitt, endend mit dem Berichtsmor 
bezogen auf den entsprechenden Vorjahresabschnitt) 


September 1959 bis August 1960 
September 1958 bis August 1959 


Änderung (.H) i 
Bundesrepublik | West-Be 


er lag um 10,7 v.H. über dem des Vorjahrsmonats und um _— 
2,9 v.H. über dem des Vormonats. Netto-Erzeugung + 13,9 + 11,7 
Ä | 2 Industrie-Einspeisung + 165 Bi 

Die Engpaßleistung det West-Betliner Kraftwerke erhöhte Einfuhrsaldo ER K 
sich im Berichtsmonat um 25 MW auf 683 MW. Brutto-Verbrauch RR] + 11,8 
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